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it der Verschärfung des reaktio- 
nären Ausländergesetzes und der 
Aushöhlung des Artikels 16 des 
Grundgesetzes wurde die staatliche Diskri- 
minierung und Kriminalisierung von Men- 
schen anderer Hautfarbe, Nationalität und 
Staatszugehörigkeit festgeschrieben. Die 
bloße Herausnahme homosexueller soge- 
nannter binationaler Partnerschaften aus 
den Strukturen der Illegalisierung führt zur 
Entsolidarisierung von der MigrantInnen- 
und Flüchtlingsbewegung.“ So stand es 
unter der Überschrift „Nazis sind Arsch- 
löcher. Überall“ im 1998er Gründungspro- 
gramm des whk, dessen Förderverein Gzgz 
herausgibt. „Emanzipation ist nicht teil- 
bar“ hieß es an anderer Stelle; folglich ha- 
ben sich die AktivistInnen des whk nie auf 
Sexualpolitik beschränkt und bilden anti- 
rassistische Aktionen einen Schwerpunkt. 
In jeder Gigi-Ausgabe ist es nachlesbar. 
Dieses Jahr liefen gutbürgerliche CSD- 
Paraden unter „Que(e)r gegen Rechts“ ab. 
Die Losung störte so wenig, daß in Berlin 
unbehelligt mehr weißgeschnürte Skin- 
heads mitmarschierten als bei so mancher 
NPD-Demo und auch die Firma des vom 
Nazi- ins Gay Marketing gewechselten 
Bela Ewald Althans mit ihrem Wagen will- 
kommen war. Sie alle können sich mittler- 
weile geborgen fühlen in einer „Communi- 
ty“, die ihren eigenen Rassismus nicht re- 
flektiert, sondern mit Preisen auszeichnet 
(Beispiel: Schwules Überfalltelefon Berlin) 
und Nazi-Uniformen zum bloßen Fetisch 
deklariert. Gern läßt sich diese „Commu- 
nity“ beim Feiern ihrer selbst auch beeh- 
ren von Politikern wie Wolfgang Thierse 
die die Nachkriegszeit mit einem Attdik 
krieg beendeten und das Asylrecht faktisch 
abschafften. Ebenso willig läßt sie sich 
sponsern von den Vollstreckern: von jener 
Staatslinie nämlich, die zehntausendfach 
von Abschiebungen profitiert und der die 
unfrewilligen Passagiere in der Regel durch 
den Bundesgrenzschutz zugeführt werden. 
Während letztes Jahr beim CSD noch eine 
Aktion vor dem Lufthansa City Center auf 


dem Kurfürstendamm stattfand, in Gigs 
u c 


kostenlos eine Anzeige 
von „kein mensch ist il- 
legal“ gegen die Luft- 
hansa Deportation Class 
erschien, inseriertte die- 
selbe Linie diesmal in der 
CSD-Nummer des kom- 
merziellen Berliner Sze- 
nekalenders Siegessäule. 
Was passieren kann, wenn sich „Queer 
gegen Rechts” mal nicht im puren Eigen- 
interesse wendet, zeigt der Fall von Mar- 
kus B. Das Mitglied des whk Ruhr ist zu- 
gleich in der Initiative „Bürger beobach- 
ten den BGS“ aktiv und hatte letztes Jahr 
am Dortmunder Hauptbahnhof gesehen, 
wie Bundesgrenzschützer gezielt von nicht 
deutsch“ aussehenden Menschen die Aus- 


weispapiere verlangten. Kurzentschlossen 


fragte er die Beamten, ob hier nach Haut- 
farbe kontrolliert würde. Resultat: Mit- 


nahme auf die Wache und Anzeige wegen 


Beamtenbeleidigung. 
22. Juni 2001, Amtsgericht Dortmund. 


Was hat Sie es zu interessieren”, fragt 
gleich zu Beginn der Vorsitzende Richter 
Jersch, „dab Ausländer kontrolliert wer- 
Es laufen ja schließlich genug rum 


den? 
“ Dieser politischen Zielvor- 


ohne Ausweis. 
gabe folgt keine Ablehnung des Richters 
wegen Befangenheit, sondern die Aussage 


des Zeugen Hauk (BGS). Er habe sich ın 
BGS- 


der Umsetzung seines Auftrags, 

Zivilfahnder bei ihrer Handhabe des $22 
(BGS und Einwanderung) abzusichern, ; 
Trotz Aufforderung habe der 
e „Luft zwischen sich und 
Nach Maßnahmebeendi- 
‚um ihn (Mar- 


Abführen und 


IC- 


stört gefühlt. 
Angeklagte kein 
uns gebracht". 

gung habe man sich dann 
kus) kümmern“ können: 
Taschenkontrolle zur „Eigensicherung , 
welche Aufkleber „Nazis raus aus den Köp- 
fen“ zu Tage geführt habe. Die Leibesvisı- 
auk mit dem Verdacht 


tation begründet H 
Die 


auf Besitz von Betäubungsmitteln. 
Kollegen hätten sich vom Angeklagten be- 
fühlt. Dieser habe die Beamten 
‚Ausländerja- 


leidigt ge 
ausgerechnet im Nazijargon 
ger“ und „Waffen-S5” genannt. 
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Spenden bitte an: 

Linkes Bündnis, Konto Nr. 
181033169, Stadtsparkasse 
Dortmund, BLZ 44050199 
Stichwort: Justizskandal 


T 


Diese Aussage unter- 
streichen soll der BGS- 
Beamte Oltersdorf. Er 
will sich ebenfalls an Be- 
leidigungen erinnern 
können. Einen Eindruck 
vom Angeklagten habe 
R er sich im Internet ge- 
holt, wo man von der 
Initiative „Bürger beobachten den BGS“ 
lesen könne. Oltersdorf nennt keine Web- 
Adresse: die Bürgerinitiative besitzt näm- 
lich gar keine. Sie kommuniziert aber per 
e-Mail. Dann unterläuft Oltersdorf ein 
Lapsus: Er bescheinigt Hauk, sich unange- 
messen dem Angeklagten gegenüber ver- 
halten zu haben. 

Anwältin Ingelore Stein baut ihre Ver- 
teidigung auf den widersprüchlichen Aus- 
sagen der Zeugen auf. Zudem würde Mar- 
kus B. aufgrund seiner politischen Bildung 
von Nichtdeutschen statt von Ausländern 
sprechen und folglich keine Begriffe wie 
„Ausländerjäger“ gebrauchen. Eben darum 
hätte er die Beamten ja auch gefragt, ob 
sie nach Hautfarbe kontrollierten. 

Es steht Aussage gegen Aussage. Doch 
Richter Jersch begnügt sich nicht mit der 
‚Beweisführung“ der Staatsanwaltschaft 
und dem vage geforderten Strafmal von 
750 DM. Er greift einen Satz des Staatsan- 
walts auf — „Wenn jeder Anzeige wegen 
des Verhaltens der BGS-Beamten erstat- 
ten wollte, dann wären die Kollegen nur 
noch hier.“ — und statuiert ein Exempel. 
Urteil: 1.400 DM Strafe. Es soll weh tun, 
denn: „Was hat er sich einzumischen?” 

Diese Gigi-Ausgabe befaßt sich schwer- 
mit staatlicher Repression 


punktmäßig 
konforme Sexualitäten. 


speziell gegen non 
Die „Queer Community 
tureller politischer Verblödung inzwischen 


ist infolge struk- 


nde, diese überhaupt wahrzuneh- 


außersta 
sich und 


men und feiert fröhlich weıter 


ihre wunderbare Zivilcourage. 


PS: Wer ıst eigentlich Klaus Woweren 


Abe 


6 Hefte ab Nr. 


(Normalabo, 


OÖ DM 30,- (EUR 15,35) 
Auslandsabo) 


O DM (Förderabo) 


O DM 20,- (EUR 10,23) (Sozialabo) 


Ich verschenke sechs Ausgaben für 


O DM 30,- (EUR 15,35) 


(mind. DM 40/ 
EUR 20,46) 


O DM 


Unterschrift 


OÖ Der Betrag liegt bar oder als Verrechnungs- 
scheck bei. 


O Ich überweise den Betrag aufs Gigi-Konto. 


O Ich ermächtige Gigi, den Betrag einmal jährlich 
von meinem Konto einzuziehen: 


Kontoinhaber 


Kontonummer 
Geldinstitut/BLZ 


Datum/Unterschnrift 


Lieferadresse: 


Name, Vorname 


Straße, Hausnummer oder Postfach 


I | 


Land Ort 


(e-Mail-Adresse für kurzfristige Mitteilungen der Redaktion) 


Aboschnipsel in Umschlag stecken und senden an: 
Redaktion „Gigi” Postfach 08 02 08 D-10002 Berlin 
Hotline (Nachfragen, Bestellungen): 0180 4/ 44 49 45 
Gigi Kto. 5710428010 Berliner Volksbank BLZ 100 900 00 


Das Abo verlängert sich um weitere sechs Ausgaben, wenn es nıcht 
spätestens zwei Wochen nach Erhalt des letzten Hefts schriftlich ge 
kündigt wird. Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch. 


Termine 


Redaktioneller Hinweis 
Termine, die in dieser Rubrik 
erscheinen sollen, insbeson- 
dere zu politischen Veranstal- 
tungen und Aktionen, können 
bis zum Redaktionsschluß 

(31. August 2001) an die Fax- 
Nummer 030/42085090 oder 
als e-mail gesandt werden an: 
redaktion@gigi-online.de 


Cash AU 


An sich ist Gigi eine Abo-Zeit- 
schrift; der größte Teil des Pu- 
blikums bekommt sie auch auf 
diesem Wege. Aber noch wis- 
sen zu wenige, daß es sie 
überhaupt gibt. Darum laufen 
in einigen Städten Handver- 
käuferlnnen durch Lokale - 
und kassieren pro verkauftem 
Heft eine Provision, die sich 
kommerzielle Magazine nie- 
mals leisten würden: Sie liegt 
je nach Zahl der verkauften 
Hefte zwischen 1,50 und 2,00 
Mark. Überzeugungstäter/in- 
nen mit Interesse rufen an 
oder schreiben an die Redak- 
tion (Adresse im Impressum). 


Natürlich lebt Gigi noch im- 
mer nicht von ihren Anzeigen, 
und so bleibt die Redaktion 
bei ihrem Ziel, das Blatt mittel- 
fristig in wesentlchen aus 
Abonnements zu finanzieren. 
Glücklicherweise haben wir bis 
dahin auch Sponsorenhilte, 
etwa den Berliner Querverlag, 
der uns dankenswerterweise 


A € 


Anne Köpfer und Eike Stedefeidt 


Wie das Leben 


so schielt 


eine Aboprämie zur Verfügung 
stellt. Wer Gigi zum Förder- 
preis ab 40 DM abonniert 
oder verschenkt, bekommt so- 
mit als Dank ein Exemplar der 
Sotiren von Anne Köpfer und 
Fike Stedefeldt mit dem Titel 
„Wie das Leben so schielt”. 


.. =. ger 34 


Sofort und bundesweit 

Vom 17. bis 19. Mai demonstrierten in Berlin etwa 1000 
Flüchtlinge gegen die 1982 eingeführte Residenzpflicht. Da 
die meisten lediglich ein Taschengeld von 80 DM pro Monat 
bekommen, bittet die Koordination der Kampagne um 
Spenden zur Refinanzierung von Anreise und Verpflegung. 
Spendenkonto: Forschungsgesellschaft Flucht und Migration 
(FFM) e.V., Konto Nr. 610024264 (Stichwort: Residenz- 
pflicht) bei der Berliner Sparkasse, BLZ 10050000. Es können 
Spendenquittungen ausgestellt werden. 


14. Juli bis 18. November 2001, Berlin 
Schwules Museum, Mehringdamm 61 

Die Homosexuellengruppe „Gesellschaft für Reform 
des Sexualrechts‘” und das Berlin der 1950er Jahre 
Die Berliner „Gesellschaft für Reform des Sexualrechts“ 
(GfRdS) bestand von 1951 bis 1960. Es gelang ihr als einzi- 
ger deutscher Homosexuellengruppe der Nachkriegszeit, Ver- 
einsstatus zu erlangen. Die GfRdS versuchte an die Emanzi- 
pationsbewegung vor 1933 anzuknüpfen und berief sich dabei 
vor allem auf die Arbeit von Magnus Hirschfeld, den einige 
Mitglieder noch persönlich kannten. Im Gegensatz zu ande- 
ren Homosexuellengruppen der Zeit spielte die sexualrefor- 
merische Arbeit innerhalb der GfRdS eine zentrale Rolle. Sie 
ist durch mehrere Eingaben an den Bundestag zur Liberalisie- 
rung des $175 belegt. Die Ausstellung ist geöffnet Mi.-So. 
14-18 Uhr und Sa. 14-19 Uhr; Führungen: Sa. 17 Uhr. 


28. Juli bis 8. August 2001, Hamburg 
Jugendtreffen der Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes/Bund der Antifaschisten 

In Diskussionsrunden und Vorträgen geht es u.a. um Themen 
wie Repression und Sexualität sowie Akzeptanz, Norm und 
Abweichung im Kontext der gesellschaftlichen Rechtsdrift. 
Nähere Informationen und Anmeldung beim VVN-BdA- 
Bundesbüro in Hannover: e-mail: bundesbuero@vvn-bda.de, 
Telefon: (0511) 331136, Telefax: (0511) 3360221 


6. August bis 8. Sept., Frankfurt/Main 
Buchladen Oscar Wilde, Alte Gasse 51 

Interaktive Produktion: woman2women 

Die Autorinnen, die ehemaligen Performance-Models Cher & 
Corina, zelebrieren die lesbische Sichtbarkeit in der Öffent- 
lichkeit. Im Focus stehen die erotische Fotografie, Bilderga- 
lerien und Lyrik. In Auseinandersetzung mit verschiedensten 
Bereichen der Aktfotografie wird ein Querschnitt durch ihr 
bisheriges Schaffen gezeigt. Vernissage: 4. 8., 16 Uhr 


12. bis 13. Oktober 2001, Berlin 
Friedrich-Ebert-Stiftung, Hiroshimastraße 17 

„Leben heißt frei sein.” Internationaler Kongreß 
für Frauen- und Menschenrechte 

Das prominent besetze Zusammentreffen von rund 400 Frau- 
en aus NGOs, Politik und Wirtschaft wird anläßlich des 20. 
Geburtstags von Terre des Femmes e.V. in diversen Foren,die 
Vielfalt der Menschenrechtsverletzungen und Diskriminie- 
rungen an Frauen aus globaler Sicht“ thematisieren, 
Anmeldungen und Programmheft beim Organisationsbüro 
„Leben heißt frei sein“, c/o steinrücketich gmbh, Bismarck- 
straße 12, 50672 Köln, Tel. 0221/5696560, Fax: 56965620. 


Noch bis 31. Dezember 2001 

Buchladen Prinz Eisenherz, Bleihtrenstr. 52, 10623 Berlin 

5. Literaturpreis der schwulen Buchläden 

Der mit 2000 DM dotierte Preis wird im März 2002 verlie- 
hen und dient der Förderung deutschsprachiger schwuler Li- 
teratur. Zum Wettbewerb zugelassen sind unveröffentlichte 
Prosatexte, die sich mit Aspekten des Lebens schwuler Män- 
ner beschäftigen — was selbst bei oberflächlicher Kenntnis- 
nahme erkennbar sein sollte. Erfahreneren bzw. bekannteren 
Autoren rät Gig’ von der Teilnahme ab; es geht um Talente! 
Infos bei Prinz Eisenherz, Stichwort „Literaturpreis 2002“, 
Bleibtreustr. 52, 10623 Berlin, unter Fax 030/313 1795, 


email: Prinz-Eisenherz@t-online.de bzw. www.gaybooks.de. 
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2 Editorial 3 
Mehr als ein nützlicher Idiot/Message to Men 6 


Über Finkelstein und die Ehrung einer Nazisse im Land 
der Opfer schreiben Uoo Baoeır und Ira KORMAannSsHAUS 


Schwerpunkt 


Paul Spiegel warnte vergeblich: 
Norman G. Finkelsteins „Holocaust 
Industrie” avancierte bei alten wie 


neuen Rechten zum Bestseller. 
Ein Beitrag von Uoo H. Bapeır Nur, um das Dunkelfeld aufzuhellen ... 10 
— nt Nicht der Homo-Beauftragte der Kölner Polizei, sondern 
deren Pressestelle beantwortet kritische Fragen 


Das Konzept hinter der zunehmenden Repression gegen 
alternative Sexualmilieus analysiert Dirk RuDErR 


Aktion saubere Stadt 8 
| 


Rein in die Klappen! 12 


Besser als gar kein unerlaubter Sex ist „beobachtende 
Teilnahme“. Eine Rezension von Dirk RuDER 


Auf der Klappe hießen alle Rolf 14 
An die Rolle von Klappen für ein Coming out unter dem 
8175 erinnert sich im Gigi-Interview HerBERT RuscHE 


Hetzen im Dienst ist okay 18 
Auf Berlins Police Academy dürfen Lehrbeamte über 


Als Experten im Bundestag den rot- Schwule herziehen. Ein Report von Ortwin Passon 


grünen Gegenentwurf fürs Prostitu- 
iertengesetz demontierten, blieb 
diese sozialdemokratische Ex-Richte- 
rin gefaßter als Ortwın Passon 


Politik 


„Aus dem Leben” 21 


In Wien wurde eine Gedenkausstellung für Rosa-Winkel- 
Häftlinge zerstört. Ein Bericht von Guprun HAuER 


Käuflicher Sex im Schloß Bellevue 22 
Johannes Rau empfängt Stricher, die Koalition will deren 
uf aber nur etwas anerkennen. Von Orrwın PAsson 


EEE EEE Tuer Ber 
Und die Möse schweigt dezent 26 
Im Rostock fand das traditionelle LesbenFrühlingsTreffen 
| statt. Nordöstliche Eindrücke schildert Lizzıe PRICKEn 
| Kultur 
Mariam Lau übte bei der TAZ das | Im Obstgarten der Geschlechter 28 
Schreiben, um bei WELT und FAZ Ein tertium datur? Eine peinliche .. der 
Ü T EITER 
landen und für rechte Verlage über | Geschlechterwissenschaften von MICHEL 
Sex-Fronten“ orakeln zu können | oe 32 
E mhimme 
an Bere ER SSIER | Wolken am russischen ET gute Filme und pein- 
j j estiva 
ep) Be Dabei war Ina Komannsnaus 
| 4 
Nicht mehr als dumme Polemik : 3 
Wie Mariam Lau versucht, die Theoretiker der sexuellen 
ale zu denunzieren. Ein Verriß von Görz FABRY 
a 36 
immer zu vermieten 
Zim fans: ii menschlichen Behausungen des 21. Jahrhun 
ae aufgezsichne! von Anne Köprer und Eike STEDEFELDT 
Standard & Latein 
A 
Im letzen Heft stellte die Künstlerin Termine n 24 
fest, Lesben als solche hätten keinen Kurz & Kleın 2 
Humor - und verriß ein Satirebuch. Impressum u 


Zur Strafe bestellte die Redaktion 
nun eine Satire bei Anne KÖPFER 


Mitteilungen des whk 
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Ende der Neunziger 
Jahre war Norman 
G. Finkelstein nicht 
gerade eine „Cele- 
brity”. Trotz seiner 
Attacken gegen 
Daniel J. Goldhagen 
in der Debatte um 
dessen Buch „Hitlers 
willige Vollstecker” 
war der US-ameri- 
kanische Harvard- 
Dozent damals 
einem breiten 
Publikum weitge- 
hend unbekannt. 


Rolf Surmann (Hg.): Das Finkelstein 
Alibi. „Holocaust-Industrie” und 


Tätergesellschaft, PapyRossa Verlag, 


Köln, 2001, 176 Seiten. 
FUR 14,31/SFR 25,80/DM 28,00 
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Von Uboo MH. Baperr 


as hat sich seit dem Erscheinen seines 
De 150-seitigen Büchleins mit 
den Namen „The Holocaust Industry. 
Reflections on the Exploitation of Jewish Suffe- 
ring“ im Juni 2000 geändert. Finkelstein hat seine 
eigene Debatte bekommen. Nun ist sein Name 
ein Begriff — und das vor allem in bundesdeut- 
schen Rechtszirkeln. 
Für fette Schlagzeilen waren 
seine Thesen wie geschaffen: 
Finkelstein wirft großen Vertre- 
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terorganisationen jüdischer Na- Has. 
ziopfer vor, das Leiden von Milli- 
onen Menschen für eigene Zwek- 
ke auszubeuten. Eine sogenann- 
te „Holocaust-Industrie“ sei ent- 
standen, die die Geberländer — 
allen voran Deutschland und die 
Schweiz — unter dem Vorwand 
der Fürsorge für ehemalige 
Zwangsarbeiter und KZ-Insas- 


sen finanziell ausnehme. Das 


‚Geld stelle sie aber nicht den Opfern zur Verfü- 


gung, sondern finanziere damit eigenen Lieblings- 
projekte, wie z.B. Gedenkstätten. Zur „Holo- 
caust-Industrie“ zählt Finkelstein vor allem den 
Jüdischen Weltkongreß, die Jewish Claims 
Conference, das Simon-Wiesenthal-Zentrum, 
das American Jewish Committee, die Anti- 
Defamation-League und die internationale jüdi- 
sche Vereinigung B’nai Brith. 

Bundesdeutsche Zeitungen und Fernsehsen- 
der traten sich bei der Präsentation der deut- 
schen Übersetzung von „Holocaust Industry” 
im Frühjahr 2001 gegenseitig auf die Füße. Zu 
diesem Zeitpunkt war die Debatte über das Buch 
aber bereits ein Jahr alt; höchste Zeit also, eine 
— wie die Zeitung anahyse & kritik fordert — „lin- 
ke Gegenkampagne“ zu beginnen. Doch die läßt 
sich ohne Hintergrundwissen schlecht führen. 

Das ist jetzt möglich: Der Historiker und Pu- 
blizist Rolf Surmann hat beim PapyRossa-Ver- 
lag in Köln einen Sammelband mit Argumenten 
und Fakten gegen Finkelstein herausgegeben: 
„Das Finkelstein-Alibi“. Nach der Hauptthese 
des Buches können Finkelsteins Behauptungen 
für sich genommen ohne Verlust ignoriert wer- 
den. Wichtiger sei vielmehr, „sich mit den Re- 
aktionen auf diesen Text als Ausdruck der ideo- 


Rolf Surmann (Hg.) 
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nHolocaust-Industrien 
und Tätergesellschaft 


logisch-politischen Verfaßtheit in diesem Land 
auseinanderzusetzen“, so der Herausgeber in 
einer Vorbemerkung. Acht AutorInnen analysie- 
ren in drei Abschnitten — „Entschädigungspoli- 
tik“, „Holocaust-Erinnerung“ und „Deutsche 
Reaktionen als Paradigmenwechsel“ — Finkel- 
steins Argumente und die Debatte um sein Buch. 

Das Thema „Entschädigungs- 
politik“ steht nicht allein deshalb 
am Anfang von Surmanns Buch, 
weil es im Moment brandaktu- 
ell ist. Vielmehr ist die gesamte 
Finkelstein-Debatte mehr oder 
weniger als eine Fußnote zu der 
umfassenderen Auseinanderset- 
zung um Entschädigung für die 
noch lebenden NS-Zwangsar- 
beiter zu sehen. Finkelstein be- 
schuldigt die Jewish Claims 
Conference (JCC), bereits von 
Deutschland in der Vergangen- 
heit geleistete Zahlungen den 
Geschädigten vorenthalten zu haben und heute 
zu Unrecht erneut Forderungen zu stellen. Er 
bezieht sich dabei vor allem auf das sogenannte 
Luxemburger Abkommen von 1952, in dem sich 
die BRD gegenüber Israel zu einer Zahlung von 
3 Milliarden DM und gegenüber der JCC zu ei- 
ner Zahlung von 450 Millionen DM verpflichtet 
hatte, die für Holocaust-Überlebende außerhalb 
Israels vorgesehen waren. Rolf Surmann weist 
darauf hin, daß dieses Geld von der JCC keines- 
wegs für „Lieblingsprojekte” ausgegeben wur- 
de, sondern der Sicherung sozialer Strukturen 
der jüdischen Gemeinden nach der Katastrophe 
diente. Ulrike Winkler zeichnet in ihrem Bei- 
trag den genauen Verlauf der damaligen Verhand- 
lungen nach und kommt u.a. Zu dem Ergebnis: 
„Aufgrund [der] restriktiven deutschen Entschä- 
digungsgesetzgebung erhielten schließlich ca. 10 
Prozent der NS-Verfolgten ungefähr 90 Prozent 
der Zahlungen“ - Grund genug also, mit erneu- 
ten Verhandlungen zu beginnen. Außerdem geht 
es bei der aktuellen Entschädigungsdebatte vor 
allem um nie bezahlte Löhne - ein Faktor, der in 
den 50er Jahren überhaupt keine Rolle gespielt 
hat, was Finkelstein nur mit einem einzigen Satz 
erwähnt: „Nur vorenthaltene Löhne wurden 
nicht entschädigt“. Von dem nun vereinbarten 
Betrag von 10 Milliarden DM zahlt dıe bundes- 
deutsche Wirtschaft, nach jahrzehntelanger 


Zweites Deutsches Fernsehen 


Fotos 


Verweigerungshaltung und Warten auf eine 
„biologische“ Lösung des Problems, groß- 
zügigerweise die Hälfte, also 5 Milliarden 
DM - die andere Hälfte schießt der Bund 
zu. Wie billig sie damit wegkommt, wird 
erst deutlich, wenn man sich die Berech- 
nungen des Berliner Wirtschaftswissen- 
schaftlers Thomas Kuczynski anschaut: 
Seinen Ergebnissen zufolge sind durch NS- 
Zwangsarbeit Lohnforderungen in Höhe 
von 180 Milliarden DM entstanden — für 
Finkelstein eine Kleinigkeit. Und bereits 
jetzt haben sich so viele Antragsteller ge- 
meldet, daß der Auszahbetrag für jeden 
Zwangsarbeiter und jede Zwangsarbeiterin 
immer geringer wird; in der Regel kann jede 
Person höchstens noch mit 5.000 DM rech- 
nen. Die deutsche Wirtschaft weigert sich 
aber standhaft, die Summe aufzustocken, 
so daß jedem Opfer ein Mindestbetrag 
garantiert werden könnte. Bei Finkelstein 
indes erscheinen, wie Ulrike Winkler in 
ihrem Resümee schreibt, „die Bundes- 
republik Deutschland und ihre leistungs- 
starke Wirtschaft [...} als die eigentlichen 
Opfer“, die sich gegen die Forderungen 
geldgieriger jüdischer Organisationen zur 
Wehr setzen müssen. Täter und Opfer wer- 
den bei ihm verkehrt. Und Rolf Surmann 
führt weiter aus: „Die Problematik seines 
Pamphlets besteht nicht etwa in maßloser 
Polemik, sondern darin, daß sich in dieser 
kein wahrer Kern verbirgt. Sein Buch stellt 
deshalb nicht nur für Fragen der Entschä- 
digungspolitik, sondern auch für die Dis- 
kussion um eine angemessene Kultur der 
Erinnerung an die Ermordung der europäi- 
schen Juden und für das analytische Erfas- 
sen dieses beispiellosen Verbrechens eine 
Belastung dar.“ 

Mit der Kultur des Erinnerns und der 
Instrumentalisierung der Vergangenheit 
befassen sich auch die beiden Beiträge von 
Moshe Zuckermann und Micha Brumlik. 
Im dritten Teil „Deutsche Reaktionen als 
Paradigmenwechsel“ analysiert Lars Rens- 
mann die Reflexe der bundesdeutschen 
Politik, Presse und Kultur auf Finkelsteins 
Thesen und führt sie unter Rekurs auf 
Adorno auf sekundären Antisemitismus 
zurück. Das Phänomen des sekundären 
Antisemitismus speist sich nach dem Mot- 
to „Die Deutschen werden den Juden 
Auschwitz nie verzeihen“ aus dem Juden- 
mord selber bzw. aus den vermeintlich 
überzogenen Forderungen, die jüdische 
Vertreter nach dem Holocaust gegen die 
deutsche Wirtschaft und Gesellschaft er- 
heben. Für sekundäre Antisemiten ist je- 
der Verweis auf die Shoa eine Ruhestörung 
und damit um so mehr Rechtfertigung ih- 
rer Ressentiments. 


Im Zentrum des dritten Teils steht Sur- 
manns zweiter Artikel „Der jüdische Kron- 
zeuge“, worin er die Genealogie der „Fin- 
kelstein-Debatte“ nachzeichnet, die weit 
vor der Veröffentlichung der Originalaus- 
gabe des Buches im Januar 2000 vor allem 


‘von der Berliner Zeitung forciert worden 


war. Daß dahinter nichts anderes stand als 
die Sehnsucht nach einem neuen publicity- 
wirksamen Historikerstreit beweist Sur- 
mann, indem er die Gegenstandslosigkeit 
von Finkelsteins Vorwürfen durch eine ge- 
naue Lektüre des Luxemburger Abkom- 
mens ans Tageslicht zerrt. Finkelstein, der 
behauptet, die JCC hätte sich in einem Zu- 
satzprotokoll zu einer individuellen Aus- 
zahlung an Überlebende verpflichtet, dies 
aber nie getan, hat dieses Protokoll schlicht 
mit einem verwechselt, in dem sich de BRD 
verpflichtete, eine Gesetzgebung zur indi- 
viduellen Entschädigung NS-Verfolgter 
einzuführen. Gerade daran, daß Finkel- 
steins Vorwürfe so simpel widerlegbar sind, 
wird deutlich, daß es den Protagonisten der 
Debatte nie um inhaltliche Substanz ging, 
sondern darum, das in Deutschland weit- 
verbreitete Bedürfnis zu befriedigen, end- 
lich zu artikulieren, worüber man schon 
lange reden wollte: Die „unverschämten 
Forderungen des internationalen Juden- 
tums“, die das Holocaust-Gedenken ent- 
würdigen und für die es nun einen „kompe- 
tenten“ Experten gibt, dessen Eltern sogar 
selbst Holocaust-Überlebende waren: Der 
perfekte Kronzeuge. Surmann: „Es erho- 
ben sich also die Kinder und Kindeskinder 
der NS-Täter gegenüber den noch leben- 
den Verfolgten und erklärten sich in einer 
Situation, in der sie nach mehr als 50 Jah- 
ren den wenigen heute noch lebenden Op- 
fern ihrer Verbrechen elementare Aus- 
gleichszahlungen weiter vorenthielten, mit 
Berufung auf Finkelstein zu den eigentli- 
chen Hütern der Erinnerung.” 

Der Vorsitzende des Zentralrats der Ju- 
den in Deutschland Paul Spiegel warnte den 
Piper-VerJag vergeblich, daß die Veröftent- 
lichung von Finkelsteins Buch vor allem ın 
Deutschland kontraproduktiv sein würde. 
Daß Finkelstein der hiesigen rechten Presse 
gerade zupaß kam, versteht sich. Leider ıst 
er nicht nur ein „nützlicher Idiot für deut- 
sche und andere Antisemiten“, wie ihn der 
Professor an der FU Berlin Wolfgang Wip- 
permann in seinem Artikel nennt. Er ist, 
um noch einmal Surmann zu zitieren, auch 
Wegbereiter der Neuen Mitte, die nun Po- 
sitionen einnimmt, die bisher den extremen 
Rechten vorbehalten waren. 
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Von IrA KORMANNSHAUS 


as Petersburger Kurz- und Dokumentar- 

filmfestival „Message to Man” wartete 

am 21. Juni diesen Jahres mit einer in- 
teressanten Botschaft an die Menschheit auf: 
Leni Riefenstahl zu Gast. 

Knapp an Geld wie fast jedes Filmfestival, 
weshalb der russische Dokfilm-Wettbewerb aus- 
fallen mußte, hätte es nichts gekostet, die Vor- 
führung von Riefenstahls Filmen Triumph des 
Willens, Olympia 1 und 2 sowie Dziga Wertows 
Wiegenlied und Der Mensch mit dem Kino- 
apporat mit einer Diskussion über totalitären 
Film einzurahmen. Doch dran dachte offen- 
sichtlich niemand. 

Statt dessen geht | 
am Vorabend des 60. 
Jahrestages von Hitlers 
Überfall auf die Sowjet- 
union mitten im Olym- 
pia-Film das Licht on. 
Festivalchef Litwjakow 
und Riefenstahl samt 
Übersetzerin betreten | 
die Bühne. Nach ein 
paar Worten, wie sehr 
sie sich freue, in St. | 
Petersburg zu sein und 
so warm empfangen 
zu werden, gibt es ei- 
nen Speziolpreis „für 
ihren Beitrag zur Film- 
geschichte”. Auch hier 
keinerlei Differenzierung: Zwar ist die Kamera- 
arbeit der heute 99Jährigen vom Feinsten, in 
puncto Regie sind die Filme jedoch recht mit- 
telmäßig. Wer’s selber nachvollziehen möch- 
te: Beide Teile des Olympia-Films werden in 
Deutschland von arte als Video vertrieben. 

Vor der Verleihung eine Pressekonferenz: „Sie 
können mir jede beliebige Frage stellen und 
ich werde mich bemühen, darauf zu antwor- 
ten.“ Man war bemüht, freundlich mit der „Le- 
gende” umzugehen. Die blieb auch so unmiß- 
verständlich: „Natürlich empfinde ich meinen 
frühen Filmen gegenüber Nostalgie, mit ihnen 
begann meine Regisseurs-Karriere.” Sie erin- 
nere sich mit Freude an ihre Arbeit an Triumph 
des Willens und Olympia. „Ich denke, daß die 
Hoffnung auf ein glückliches Leben, auf eine 
ideale Gesellschaft Symbol des 20. Jahrhun- 
derts ist. Aber Symbol des Jahrhunderts ist dann 
auch der Zusammenbruch, der die Zeit der gro- 
ßen Hoffnungen beendete.“ Und: „Es gab ei- 
nen Moment in meinem Leben, als ich plötz- 
lich vor Hitlers Handeln erschauert bin, dos 
war, als ich von seinem Selbstmord erfuhr.” 
Zufrieden zeigt sie sich mit Hollywoods Plä- 
nen, ihr Leben zu verfilmen; sie unterhalte gute 
Beziehungen zu Jodie Foster, die für die Haupt- 
rolle vorgesehen ist. 

All das paßt zum von Putin im Katalog vor- 
gegebenen Rahmen: ‚Wir brauchen kluge, be- 
wußte, verantwortungsvolle Leute, die das neue 
Rußland aufbauen. Nur mit ihnen können wir 
dJie vor uns liegenden Aufgaben ertüllen und 
eine würdige Zukunft für uns, unsere Kinder und 
Enkel aufbauen.” Zitiert der Präsident bewußt 
fast wörtlich aus Triumph des Willens? 
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Die zunehmende 
Repression gegen 
alternative Sexual- 
milieus enthüllt nicht 
weniger als den 
Charakter staatlicher 
„Sicherheitspolitik”. 
Daß so manches 
Homo-Projekt dabei 
fröhlich mitmacht, 
wirft ein Schlaglicht 
auf den Zustand 
schwul-lesbischer 
Bürgerrechtspolitik. 
Ein Schadensbericht 
von Dırk RUDER 


Anmerkung 
Eine Kurzfassung der auf Seite 9 
beginnenden Chronik erschien in 
der Flugblattreihe „Positionen des 
whk“ zu den diesjährigen CSDs. Im 
Vortext der von der AG Schwulen- 
politik des whk zusammengestellten 
Dokumentation heißt es: „Klappen- 
schließungen, Zwangs-Gentests 
und Polizeirazzien - obwohl der 
8 175 nıcht mehr existiert, erinnert 
die flächendeckende Überwachung 
der schwulen Szene heute wieder 
an die Situation in den 60er Jahren 
Wenn die Szene jetzt nicht be- 
ginnt, ihre erkümpften sexuellen 
Freiräume zu verteidigen, wird sie 
bald keine mehr haben.” 


Das Foto 
zeigt die Klappe an der Deuftsch- 
herrnstraße in Nürnberg 
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m Mai 2000 schlug die Nürnberger Schwulen- 

post Alarm. In den vorangegangenen Wo- 

chen, so NSP-Autor Bernhard Fumy, „haben 
sich eine Reihe von Schwulen an die Rosa Hilfe 
gewandt, nachdem sie auf öffentlichen Toilet- 
ten von der Polizei kontrolliert worden waren. 
Die Vorgehensweise der Polizei war dabei nicht 
einheitlich, betroffen waren Toiletten im gesam- 
ten Stadtgebiet“. Kontrollen hätten unter an- 
derem an der Sterntorklappe und am Hasen- 
buck, besonders jedoch auf der Klappe im U- 
Bahnhof Maximilianstraße stattgefunden. „Ge- 
meinsam ist allen uns vorliegenden Berichten, 
daß eine Straftat, etwa eine Erregung öffentli- 
chen Ärgernisses, beim besten Willen nicht zu 
erkennen ist. Vielmehr drängt sich der Eindruck 
auf, daß Schwule gezielt von ‘Klappen’ vertrie- 
ben werden sollen. Hausverbot wird offensicht- 
lich jedem erteilt, der tatsächlich oder vermeint- 
lich schwul ist.“ 

Was sich so in Nürnberg zutrug, wiederholte 
sich ähnlich an vielen traditionellen Schwulen- 
treffs. Ob Parks in Bielefeld, Freiburg, Stuttgart, 
Regensburg und Saarbrücken, Klappen in Mün- 
chen, Celle oder Berlin, Rastplätze in Hessen und 
im Ruhrgebiet, Szeneläden in Hamburg, Essen, 
Düsseldorf und Köln — überall ım Bundesgebiet 
waren alternative Sexualmilieus Schauplatz von 
Razzien, Kontrollen oder — so ım Fall der Rast- 
plätze — Schließungen. Unter dubiosen Begrün- 
dungen und ungeniert wie zu Zeiten eifrigster 
Verfolgung in den 60er Jahren erfabte die Poli- 
zei (teils in vorbereiteten Fragebögen) Personen- 
daten von Cruisern, fotografierte Saunagäste und 
nahm, wie in Hamburg, bei der Suche nach „Sex- 
verbrechern“ Kneipengästen Speichelproben zur 
DNA-Analyse ab. Als sei $ 175 weiter ın Kraft, 
lud die Hamburger Polizei am 26. Februar 2001 
sogar die Boulevardpresse zur Grobrazzia ins 
Schwulenlokal „Wunderbar“ ein. Deren Bericht- 
erstattung outete prompt einen Mann. 

Was hier passiert, verdeutlicht am besten das 
Beispiel Nürnbergs, wo die Polizeiaktionen ein 
kommunales Nachspiel hatten. Auf Anfrage des 


grünen Stadtrats Jürgen Wolff stellte die Ver- 


waltung klar, die Stadt „habe die Pflicht, sicher- 
zustellen, daß öffentliche WC-Anlagen allen Bür- 
gern ohne Einschränkungen und Belästigungen 
zur Verfügung zu stellen. Die Sıtuation von stark 


verschmutzten Toilettenanlagen, zum Teil auch 


durchbohrten Kabinenwänden, habe sich in letz- 
ter Zeit zugespitzt.“ (NSP 6/00). Stadtrechts- 
direktor Hartmut Frommer äußerte gegenüber 
dem Lesben- und Schwulen-Zentrum „Flieder- 
lich“, die Kontrollen hätten „keinerlei schwulen- 
feindliche Ziele im Sinn“, sie richteten sich zu 
„Sauberkeitszwecken“ nämlich gegen alle „Stör- 
faktoren“. Verbote für öffentliche Pissoirs soll- 
ten indes in Zukunft nur noch für die betreffen- 
de Toilette ausgesprochen werden — und nicht 
mehr für das gesamte Stadtgebiet. 

Wo Frommer Recht hat, hat er Recht: Klap- 
pensex ist in Bayern verboten. So begründete 
im April 2000 die offen lesbische Polizistin Bar- 
bara Eichstätter in Oxr Munich, warum sie „ei- 
nen Homosexuellen in eindeutiger Situation“ an- 
zeigen müsse, den sie „auf öffentlichen Toilet- 
ten, z.B. in U-Bahnhöfen“ antreffe: „Er erfüllt 
den Tatbestand des Hausfriedensbruchs. Dies ist 
eine Straftat nach dem Strafgesetzbuch ... Ho- 
mosexuelle sollten verstehen, daß ... das nichts 
mit Verfolgung homosexueller Lebensweise zu 
tun hat.“ Ob derlei Maßregelungen tatsächlich 
einen Beitrag zur 
„Verbesserung des 
Verhältnisses zwi- 
schen Homosexu- 
ellen und Polizei“, 


En. 


leisten, sei dahin- 
gestellt. Ebenso 
unappetitlich wie 
das sich neuerdings 
in Fragen von au- 
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Berehelichem Ge- 
schlechtsverkehr 
kompetent geben- 
de Staatspersonal 
ist die Ignoranz 
der Homo-Presse. 
War da was? 
Aber ja! Etwa 
die „Aktion Sicherheitsnetz“, beschlossen am 2. 
Februar 1998 von der Innenminister-Konferenz. 
Sie soll -— laut BKA - „zur Steigerung der Si- 
cherheit und Ordnung in Städten und Gemein- 
den“ beitragen. Baden-Württemberg und Bay- 
ern, wo sich Aktionen gegen Cruising-Areale am 
stärksten häufen, waren als erste dabei. Die 
Leitline „Baden-Württemberg - Mit Sicherheit 
und Ordnung“ vom 24. September 1997 sieht 
u.a. ein „gezieltes Vorgehen gegen Ordnungs- 
störungen“ und eine „lagebildorientierte Prä- 


senz“ vor: „Die polizeiliche Präsenz an sıcher- 
heitsrelevanten Örtlichkeiten und zu” — aufge- 
paßt! — „tatrelevanten Zeiten mul) erhöht wer- 
den.“ Da die „konsequente Fortführung der 
kommunalen Kriminalprävention“ auf alle denk- 
baren Gruppen abzielt — auch Obdachlose, Fi- 
xer und „agressive Bettler“ -, sieht die Leitlinie 
sogar die „schnellere Abschiebung” von „auslän- 
dischen Intensiv- und Gewalttätern vor. 


In Bayern sorgt die „Initiative Bayern Sıcher- 


Schwule 


heit“ seit Dezember 1998 für eine „Steige- 
rung der polizeilichen Präsenz und Präventi- 
onstätigkeit“ — mit Folgen für die Kommu- 
nen: In Nürnberg vertrieb beispielsweise ein 
„Sicherheitspakt“ (SiPa) von Stadtverwaltung 
und Polizei Schwulen von Klappen, in Regens- 
burg ergänzten Kontrollen im Park eine flä- 
chendeckende Videoüberwachung der City. 
Beide Städte siegten im Dezember 2000 beim 
bayernweiten Wettbewerb „Saubere Stadt“. 
Im Kampf um die polizeistaatlichste Gemein- 
de bekam Regensburg sogar eine „besondere 
Anerkennung“ von Innenminister Günter 
Beckstein (CSU), denn „verstärkt gibt es 
Ängste dort, wo Dunkelheit und Schmutz im 
öffentlichen Verkehrsraum (sic!) herrschen.“ 

Spätestens nach den „positiven Erfahrun- 
gen des Regensburger Modellprojektes“ weiß 
jeder süddeutsche Cruiser, worauf er sich ein- 
zustellen hat, wenn Beckstein die Dunkelheit 
ins Visier nimmt: „stärkere Beleuchtung“ öf- 
fentlicher Plätze sowie die „Auslichtung von 
Gebüschen“. Die Begleitmusik lieferte eine 
„Umfrage“ des bayrischen Städtetags unter 
den Mitgliedsgemeinden: „Demnach stören 
sich die Bürger zunehmend an Verunreinigun- 
gen öffentlicher Plätze, ... Nichtseßhaften 
und anderen auffälligen Gruppen ... In den 
meisten Fällen könnte durch bloße Polizeiprä- 
senz und konsequente Verfolgung ... von Ord- 
nungswidrigkeiten abgeholfen werden.“ Und 
unter dem Motto „Null Toleranz bei Verbre- 
chen“ fordern CSU-Politiker schon seit Mo- 
naten härtere Strafen für „Exhibitionisten und 
Spanner“. Finden solche Vorschläge Anklang, 
hat verdächtiges Klappenpublikum in Mün- 
chen künftig neben der obligatorischen Straf- 
anzeige mit der Speicherung in der Gendatei 
des BKA zu rechnen — lebenslang. 

Deutlich wird: Bei den Aktionen gegen 
Schwulentreffs handelt es sich keineswegs um 
vereinzelte Überreaktionen christlicher Po- 
litiker oder intoleranter Behörden. Sie lassen 
sich allesamt auf ein politisches Konzept zu- 
rückführen, da konservative Parteien eben- 
so bedienen wie SPD, Grüne und (noch etwas 
zaghaft) die PDS. Und dies, so die AG Schwu- 
lenpolitik des whk in einem zum diesjährigen 
CSD verteilten Flugblatt, „nicht trotz Pe 
diskriminierungspolitik und Homo-Ehe, son- 
dern gerade auch in deren Kontext“. Die sel- 
ben Innen- und Justizministerien, die an Aus- 
führungsbestimmungen zum LPartG werkeln. 
sorgen mit immer neuen Gesetzesentwürfen 
zur „Inneren Sicherheit“ für die zunehmende 
Kriminalisierung unangepaßter Sexualität. 

Programmatisch erklärte Innenminister 
Otto Schily (SPD) erst am 18. April 2001: 
„Die Freiheit des Einzelnen kann sich nur in 
einem Klima der inneren Sicherheit enrfal- 
ten.“ Diese sei auch „geprägt vom subjekti- 


ven Sicherheitsempfinden der Bürgerinnen 


und Bürger, wie auch von der Stadtplanung 
und Gesellschaftspolitik. ... Wesentlich ist da- 
bei eine bürgernahe Polizei.“ Daß die weitere 
Einschränkung von Grundrechten — geneti- 
scher Fingerabdruck, Fahr-, Vereins-, Reise- 
und Versammlungsverbote — die Freiheit des 
Einzelnen erhöht, mag glauben wer will. So- 
lange etwas für die Anti-Gewalt-Arbeit ab- 
fällt, wird die schwule Bürgerbewegung auch 
diesen antidemokratischen Kurs mitmachen. 

Man sehe sich etwa die Benennung von 
„Ansprechpartnern für homosexuelle Lebens- 
weisen“ bei der Polizei an. Von der Szene stets 
als Emanzipationserfolg gefeiert, sind solche 
„Kontaktbeamte“ längst Schlüsselelement ei- 
ner rigiden „Zero-Tolerance“-Politik. Der frü- 
here LSVD-Anit-Gewalt-Experte Jens Dob- 
ler propagiert z. B. community-policing-Kon- 
zepte, die sich ganz offen auf BKA-Publika- 
tionen berufen. Da sollen Polizei und Bevöl- 
kerung „Informationen“ über „Probleme“ 
einbringen und freiwillige Helfer auch aus der 
Homo-community „als ‚Augen und Ohren‘ 
der Polizei fungieren“. Schließlich gebe es noch 
genug „Lokale, die regelmäßig einen Polizei- 
einsatz erfordern“: „Die Schwulenbewegung 
ist ein Partner in der Partnerschaft zwi- 
schen Bürger und Polizei. 

Geht es um „erfolgreiche Verbrechensbe- 
kämpfung in Deutschland“ kann auch der eben 
von der Berliner Szene zum „Mister Homo 
gekürte rechtspolitische Sprecher der grünen 
Bundestagsfraktion, Volker Beck, nicht an 
sich halten. Am 9. November 2000 ınterpre- 
tierte der LSVD-Vorständler im Parlament 
„rot-grüne Kriminalpolitik” als „Trias von 
Prävention, Repression und Maßnahmen der 
Resozialisierung“. Es sei „wichtig, dab wır ge- 
rade bei den kleineren kriminellen Handlun- 
gen reagieren ... weil wir genau wissen, dab 
dort kriminelle Karrieren erst beginnen 
Repression und Prävention darf man nicht als 
Gegensätze sehen, sondern man muß hier eı- 
nen Policymix haben, mit dem das aufeinan- 
der abgestimmt wird ... Wir sind da auf eı- 
nem guten Kurs. 

Für gute Wege war Beck schon immer Ex- 
Wahlkampf 1990 warb Beck noch 


perte. Im I 
auf einen Film von Frank Ripp- 


in Anspielung 
loh mit dem Slogan: 
Klo mit der Tram zum Park“. Wen 
erklärt. „die Menschen draußen werden se- 
dieses Land sicherer 


Statt mit dem Taxi zum 
n er heute 


hen, daß unsere Politik | 
macht“, dann meint rot-grüne Regierungs- 
politik damit allenfalls die 
halb des Parlamentsgebäudes 


falls die draußen ım Park. 


Menschen auber- 


aber keınes- 
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Schwule, Spanner, 


Sexverbrecher 


Eine (unvollständige) Chronik 
staatlicher Repression 


1980 

Auf der CSD-Demonstration am 28. Juni in Ham- 
burg entdecken TeilnehmerInnen verdeckt foto- 
grafierende Zivilpolizisten. Als sie die Herausga- 
be der Fotos verlangen, setzen die Beamten 
Sprühgas ein. Schwulengruppen debattieren dar- 
aufhin das tatsächliche Ausmaß staatlicher Be- 
spitzelung. Zwei Tage nach dem CSD zerschla- 
gen Schwule in acht Toiletten der Stadt Einweg- 
spiegel, durch die die Behörden jahrelang den 
„Publikumsverkehr” beobachteten. Die heimliche 
Kontrolle am Pinkelbecken erregt bundesweite 
Empörung. Der Spiegel kommentiert die 
„Klappenspiegelaffäre”: „Wer nicht gleich konnte 
und zu lange am Urinbecken stand oder zur Seite 
blickte, lief Gefahr, Hausverbot zu bekommen — 
ob schwul oder nicht.“ Auf öffentlichen Druck 
räumt die Polizei schließlich ein, Hausverweise ge- 
gen mindestens 1200 Personen sowie Anzeigen 
wegen Erregung öffentlichen Ärgernisses ausge- 
sprochen zu haben. 


1982 

In Berlin registriert die Ermittlungsgruppe 
Schwule beobachten die Polizei in der ersten Jah- 
reshälfte einen Anstieg von Kontrollen und Ein- 
schüchterungsaktionen in Cruising-Areas, die 
Innensenator Heinrich Lummer (CDU) zu verant- 
worten hat. Im August erreichen die Aktionen mit 
einer Rozzia in Tom 's Bar ihren Höhepunkt. Auf 
ihrem vierten Bundestreffen in Göttingen er- 
klärt die Demokratische Schwuleninitiative (DeSl): 
„Gerade jetzt werden wieder verstärkt Razzien in 
Treffpunkten von Homosexuellen durchgeführt, um 
die Rosa Listen zu füllen.” Das Schwulenmagazin 
Torso kommentiert: ‚Vorhandene Rosa Listen wer- 
den nicht vernichtet und es gibt genügend Hin- 
weise, daß neue angelegt werden ... Wir wagen 
zu behaupten, daß das ... dem Zweck dient, uns 
als ‘Sicherheitsrisiko’ frühzeitig zu erfassen und 
... entsprechend zu disziplinieren.” In München 
erregt der Kreisverwaltungsreferent Peter Gauweiler 
(CSU) mit Säuberungsaktionen auf der Klappe im 
Stachus-Untergeschoß Aufsehen. Zuvor hatte der 
CSU-Generalsekretär Stoiber gefordert, man müs- 
se „das Homosexuellenproblem eindämmen”. 


1983 
Die Staatsanwaltschaft | in München urteilt, die 
in einem Antrag der CSU-Stadtratsfraktion ent- 
haltene Wertung, homosexuelle Klappengänger 
seien „soziallästig”, stelle keine Beleidigung dar. 
In den Hauptbahnhöfen Frankfurt a. M., 
München und Essen erteilt die Bahnpolizei 
Hausverbote gegen „Gliedvorzeiger“ und „An- 
hänger der Gewerbsunzucht” bundesweit ge- 
gen etwa 60.000 Personen jährlich. Teile des Bahn- 
hofsgebäudes in Frankfurt a.M. werden per 
Video überwacht. In Karlsruhe „schüren re- 
gelmäßige Polizeikontrollen in der Szene ein Kli- 
ma der Einschüchterung. Betroffene befürchten 
sogar eine geheime Kartei. (Karlsruher Rund- 
schau) Der Bundeswehrgeneral Günter Kießling 
wird vom Militärischen Abschirmdienst (MAD) — 
fälschlich — „in der Kölner Szene eindeutig iden- 
tifiziert“ und muß seinen Abschied nehmen. An- 
gesichts der allgemeinen AIDS-Hysterie führen 
Behörden im gesamten Bundesgebiet verstärkt 


Razzien und Kontrollen durch. 
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1984 
In München seizi die Polizei Lockvögel auf Toi- 
letten ein: „Polizeieinsatz im Pissior: Verhaftet, weil 
beim Pinkeln nichts mehr ging!” (TZ) In Han- 
nover führt die Polizei am 20. Juli eine Razzia in 
fünf Schwulenkneipen durch, bei der laut Behör- 
de „alle anwesenden Personen” — mindestens 94 
— „registriert werden müssen”. Die Polizei spricht 
von einer „in dieser Größenordnung bisher nicht 
erfolgten Aktion“ aus Gründen des Jugendschut- 
zes. Die Berliner Gesundheitsverwaltung wei- 
tet den amtlichen Empfängerkreis von Personen- 
daten über Träger von Geschlechtskrankheiten 
erheblich aus. Innensenator Heinrich Lummer er- 
klärt, regelmäßige Polizeieinsätze gegen „verdäch- 
tig erscheinende Personen” im Tiergarten dienten 
„dem Schutz der Homosexuellen“. Allein an ei- 
nem August-Abend werden über 200 Personen 
kontrolliert — darunter auch Göste eines nahe 
gelegenen Punklokals. Ein schwules Razzien- 
telefon dokumentiert fortan alle Polizeiübergriffe. 


1985 
Die CDU-Fraktion in Berlin-Tiergorten stellt den 
Antrag, „die umweltschädigende Übernutzung 
des Tiergartens in seinen Kernbereichen” einzu- 
schränken. Am 12. April führt die Polizei eine „Rou- 
tinerazzia” in der Szenebar Querelle sowie rund 
um die Klappe an der Siegessäule durch. Der 
Justizsenat gibt die Existenz von 81 75-Dateien bei 
Polizei, Amts- und Staatsanwaltschaft zu. Die Daten 
werden bis zu zehn Jahre verwahrt. Zu den Wah- 
len zum Abgeordnetenhaus fordert ein Bündnis 
von Berliner Schwulengruppen „das Zusammen- 
stellen von Rosa Listen technisch unmöglich zu 
machen. Personenkontrollen an schwulen Treff- 
punkten und in schwulen Kneipen sind unzuläs- 
sig“. In Kassel geraten Klappen ins Visier der 
alternativen Stattzeitung: ‚Wen aber die Natur 
nicht so großzügig .mit körperlicher Schönheit 
bedacht hat, wer die 30 schon überschritten hat, 
der wird wohl weniger leicht an einer Klappe vor- 
beikommen.” Der schwule Bundestagsabgeord- 
nete Herbert Rusche (Grüne) entdeckt im Main- 
zer Hauptbahnhof eine Videoüberwachung an 
der Bahnhofsklappe. In München schickt Peter 
Gauweilers Kreisverwaltungsreferat Spitzel in Klap- 
pen und Homo-Kneipen — der Wirt des Bel Ami 
verliert daraufhin seine Lizenz. Die Schwulenbe- 
wegung weist das Vorhandensein von Rosa Li- 
sten in der bayrischen Landeshauptstadt nach. In 
Bremen wirbt die Polizei V-Leute in der Schwulen- 
szene an und setzt agents provocateurs ein. Die 
Behörden legen Namens- und Bildkarteien an. 
Der Spiegel berichtet über den Verfassungsschutz, 
die Behörde sammele so hemmungslos Daten, daß 
ein Prüfungsbericht der Bundes-Dotenschuitz- 
beauftragten nur unter extremen Geheimhaltungs- 
maßnahmen von den Bundestagsabgeordneten 
eingesehen werden konnte: „Speichermerkmal für 
triebhafte Personen in der Datei der Verfassungs- 
schützer ist H 70, für Homosexuelle H 71, für Bi- 
sexuelle und für Lesben sind H 72 und H 73 re- 
serviert.” (Siegessäule) In Hannover gründen 
Schwule die Zentrale Erfassung Homosexualität 
(ZEH). Das Projekt will u.a. auf Diskriminierun- 
gen als „systembedingte gesellschaftspolitische Er- 
scheinungen” aufmerksam machen. 


1986 
Die Kontrolle von Bars, Saunen und Klappen in 
München wird verstärkt. Peter Gauweiler plant 
die Anwendung des Bundesseuchengesetzes auf 
AIDS-Kranke. Der Berliner Tagesspiegel berich- 
tet im Juli von einer „Großrazzia” in einem - laut 


Polizei - „Homosexuellenschuppen” in der Moiz- 
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aufzuh 


Zwanzig Fragen, die der 
Ansprechpartner für Homose- 
xuelle bei der Kölner Polizei, 
Horst Reulecke, nicht beant- 
wortete. Von Dırk RUDER 


ie Polizeiaktionen der letzten Mona- 


te — insbesondere die Razzıen am 

19. Januar in Köln, Düsseldorf und 

Essen sowie am 26. Februar in Hamburg — 
haben Wut und Entsetzen in der Szene aus- 
gelöst. Derweil sich Homo-Journalisten auch 
angesichts der bundesweit verstärkten Perso- 
nenkonrollen in Cruising Areas an die Verfol- 
gungen der 60er Jahre erinnert fühlten, wur- 
de es um eine andere Berufsgruppe verdäch- 
tig still: die Homo-Beauftragten der Polizei. 
Lediglich der offen schwule Ansprechpart- 
ner für Homosexuelle bei der Kölner Polizei, 
Horst Reulecke, übte im April 2001 im Szene- 
blatt Raus in Köln (RiK) öffentlich Kritik am 
Vorgehen seiner Behörde. Unsere Redaktion 
nahm dies zum Anlaß, Reulecke um eine um- 
fassende Stellungnahme zum gegenwärtigen 
Verhältnis von Schwulen und Polizei zu bit- 
ten. Neben grundsätzlichen Fragen, etwa 
nach dem Zweck der Kontrollen und der mög- 
lichen Speicherung personenbezogener Daten 
in Rosa Listen, sollte Reulecke auch zur Zu- 
sammenarbeit von Polizei und Schwulengrup- 
pen Stellung nehmen. Uns interessierte fer- 
ner, welche Kompetenzen und Rechte - falls 
der Homo-Beamte im Zweifels- 


überhaupt 
fall gegenüber der eigenen Behörde hat. Un- 
sere Anfrage vom 26. Juni (rechts ım Wort- 
laut) leitete Reulecke an die Pressestelle weı- 
ter: viele Fragen — so die telefonische Aus- 
kunft — fielen nicht in seinen Zuständigkeits- 
bereich. Daraufhin gab schließlich Wolfgang 
Beus am 4. Juli per e-mail Auskunft: 
„Nachfolgend nehme ich als Pressespre- 
cher des Polizeipräsidiums Köln Stellung zu 
Ihren an Herrn Reulecke gerichteten Fragen. 
Herr Reulecke selber ist nicht Mitarbeiter der 
Pressestelle, sondern versieht seinen Dienst 
heim Kommissariat 61 und ist dort in der 
Verhaltensprävention tätig. Gleichzeitig ıst 


er einer von zwei polizeinternen Ansprech 


1. Herr Reulecke, wie beweriten Sie’als Ansprechpart- 
ner. der Kölner Polizei das gegenwärtige Verhältnis zwi- 
schen Polizei und Schwulen? 26 

2. Inden vergangenen Mongten haben verschiede- 
ne Rozzien der Polizei in der Schwulenszene für Em- 
pörung gesorgt... Die Begründungen für die ... Akı - 
tionen waren stets fragwürdig. Wie erklären Sie sichf Es 
nach jahrelangen Erfolgsmeldungen über konstruks 
tive Zusammenarbeit zwischen Homosexuellengrup: 
pen und der Polizei die offensichtliche Verschärfung 
polizeilicher Maßnahmen? 

3. Gibt es polizeiinterne Handlungsanweisungen, 
gegen die schwule Szene (Saunen, Parks, Cruising- 
Parkplätze und Klappen)’ wieder verstärkt vorzuge- 
hen? (Wenn ja, welche?) 

4. Sehen Sie einen Zusammenhang zwischen dem 
verstärkten Vorgehen von Polizeibehörden und ver- 
schiedenen Beschlüssen der Landesinnenminister- 
konferenz zur „Inneren Sicherheit” (1 777/98), nach 
denen ‚Verwahrlosungen“ im öffentlichen Bereich stär. 
ker geahndet werden sollen® („community policing“) 
5. Im Zusammenhang mit den Saunarazzjen kriti- 
sierte die Schwulenpresse, daß Sie von ihrer Behörde 
vorab nicht konsultiert worden seien. Ist eine derarti- 
ge Konsultationspflicht überhaupt vorgesehen? 

6. Bei den erwähnten Razzien wurden von den be- 
troffenen Männern stets die Personalien aufgenom. 
men und Fotos angefertigt. Zu welchem Zweck? 

7. In welchen bekannten Polizei-Dateien (INPOL-neu 
SIS, EIS, AZR) und wie lange werden die Persong. 
daten der Betroffenen gespeichert? 
8. Würden Sie in diesem Zusammenhang von „Ros 
Listen“ sprechen? (Wie definieren SICHT Rosa A 
ste?) 

9. In welchen der genannten Dateien werden nebe 
den Täterdaten zusätzlich auch die Opferdaten = 
speichert? (Warum®) 

10. Wie können sich Opfer antischwuler Gewalt Ih. 
rer Meinung nach dagegen schützen, daß deren Pe;- 
sonalien gespeichert werden, wenn sie den Fall be; 
Ihrer Behörde zu Anzeige bringen? 

11. Würden Sie Opfern antischwuler Gewalt abra- 
ten, den Vorfall bei der Polizei anzuzeigen, wenn sie 
mit der Erfassung ihrer sexuellen Orientierung im 
Polizeicomputer rechnen müssen? 

12. Dem Schwulenmagezin Raus in Köln (RiK) sag- 
ten Sie im vergangenen April, die Daten der bei den 


Razzien in Nordrhein- Vestfalen registrierten Männer 
würden nun auf Jahrer 
auna angetroffen 

chwort „Mißbrauet 


S 


& 


regisineriwurden,.konkret tun, damit die Daten wie- 

der gelöscht werden? 

14. Im Hamburg wurden mindestens 350 Männern 
Speichelproben für die Gendatei beim BKA abver- 

"langt. Was geschieht mit diesen Daten? : 
15. Können Betroffene auch hiereine Löschung des 

"Eintrags verlangen? (Wenn nein, warum nicht?) 
16. Die Notwendigkeit der Gendatei begründen Po- 
litiker stets mit dem Kampf gegen tatsächliche oder 
vermutete Sexualstraftäter. Sehen Sie das auch so2 
17. Nach einem om 1. Juni 2001 im Bundesrat vor- 
gelegten Entwurf Bayerns soll der Kriterienkatalog des 
sogenannten „DNA-Identitätsfeststellungsgesetzes“ 
massiv ausgeweitet werden. Damit wäre die Entnah- 
me von DNA-Proben schon bei „Beleidigung mit se- 
xuellem Hintergrund” sowie „sonstigen Vergehen mit 
sexuellem Hintergrund” erlaubt, auch zwangsweise. 
Können Sie uns bitte Beleidigungen oder sonstige Ver- 
gehen „mit sexuellem Hintergrund“ einmal aus krimi- 
naltechnischer Sicht definieren ... 
18. CSU-Politiker forderten in den letzten Wochen, 
neben „Busengrapschern und obszönen Anrufern” 
müssten künftig auch „Exhibitionisten und Spanner“ 
als potentielle Sexverbrecher in der Gen-Datei CENSSEIE 
chert werden. Sehen Sie darin eine Kriminalisierung 
auch von schwulen Cruisern? 
19. Das „wissenschaftlich-humanitäre komitee” (whk) 
verteilte auf den diesjährigen CSDs Flugblätter, in de- 
nen von einer neuerlichen „flächendeckenden Über- 
wachung der schwulen Szene” die Rede ist, die an 
die Situation in den 60er Jahren erinnere. Stimmen 
Sie dem zu? 
20. Nach den Sauna-Razzien im Rheinland vom Ja- 
nuar 2001 haben Sie - nach Angaben von RiK _ um 
ihre Versetzung gebeten. Heißt das, Sie sehen die seit 
Jahren vom Lesben- und Schwulenverband LSVD, dem 
Landeskriminalamt und Landesregierung betriebene 
Zusammenarbeit von Polizei und Schwulengruppen 
als gescheitert an? 


it der Bemerkung „in schwuler 
erfahrensakten unter dem. 
3n Kindern und Jugendlichen” 
auch nach der Abschaffung 
je Praxis ihrer Behörde? (Wenn 
eizlichen Grundlagen beruht sie?) 
Betroffene, die bei den Aktionen 


"Was müssen, 


Foto’ Bernhard Fumy Nürnborger Schwu npöst 


Horst Reulecke 

den Gigi an sich befragen wollte, ist „für die Homos 
da - und selbst schwul“. (Queer 1/99). Seit 1999 
unterstützt der Kriminalkommissar seinen „chronisch 
heterosexuellen“ Kollegen Klaus Thiele als Lesben- 
und Schwulenbeauftragter der Kölner Polizei. Nach 
eigenen Angaben kennt sich der 35Jährige „in der 
Szene ziemlich gut aus“. Dieses „Sonderwissen“, 
kommentierte Queer anläßlich seiner Berufung, 
wolle der Beamte „künftig einsetzen, um seine 
beiden Hauptziele Opferschutz und Gewaltpräven- 
tion zu erreichen“. Zum Thema Diskriminierung 
äußerte Reulecke in Zusammenhang mit den 
Lichterketten gegen Ausländerfeindlichkeit: 

„Ich bin gegen jede Form vom Extremismus und 
Diskriminierung, egal ob von links, rechts oder 
religiös motiviert!” 


partnern für gleichgeschlechtliche Lebens- 
weisen. 

Bei der von Ihnen angesprochenen „Raz- 
zia" in einer Sauna in Köln handelte es sich 
um eine Durchsuchungsmaßnahme auf 
Grund eines Durchsuchungsbeschlusses des 
Amtsgerichtes Düsseldorf. Dieser Beschlub 
wurde durch die Staatsanwaltschaft Düssel- 
dorf beantragt, die eın Ermittlungsverfahren 
wegen ‘Förderung sexueller Handlungen Min- 
derjähriger' nach $ 180 Strafgesetzbuch führ- 
te oder noch führt. Ich möchte Sie bitten, 
alle weiteren Anfragen, die sich aus diesem 
Verfahren ergeben, unmittelbar an die Staats- 
anwaltschaft Düsseldorf zu richten. 

Bei der Kölner Polizei gibt es weder An- 
weisungen, verstärkt gegen die schwule Sze- 
ne vorzugehen noch werden sogenannte Rosa 
Listen geführt. Auch werden die sexuellen 
Neigungen von Berroffenen, die mit der Poli- 
zei in Kontakt tretens nicht erfaßt. | 

Die Polizei rät beim Vorliegen von Straf- 
taten den Betroffenen, in jedem Fall eıne An- 
zeige zu erstatten. Dies gilt auch und gerade 
bei Straftaten gegen Schwule, um das sicher- 
lich in diesem Bereich vorhandene Dunkel- 
feld aufzuhellen und die Täter ermitteln zu 
können. Bei einer Änzeigenerstattuf 
wie bei jedem 


1g wegen 


antischwuler Gewalt werden, 
anderen Anzeigenerstatter und Zeugen, de- 
ehalten und ın der An- 


ren Personalien festg 
h der 


zeige vermerkt. Dies dient ausschließlic 
Sicherung des Strafverfahrens. 

Die Kölner Polizei arbeitet nach wie vor 
konstruktiv mit den versch 
sexuellenverbänden zusammen. 
an dem Programm .Liebe 


\iedenen Homo- 


Sie beteiligt 


sıch beispielsweise 
t Respekt’ und ıst auc h in diesem Jahr 
auf dem Strabenfest zum Chri 


Alter Markt mit 


verdien 
wieder 
stopher-Street-Day auf dem | 
einem Stand des KommissarıateS 61 (Verhal 


tensprävent ion) vertreten 
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straße. In Bremen werden Homosexuelle als 
„HIV-Risikoverdächtige” ohne deren Einwilligung 
getestet. Das Rat & Tat Zentrum der Stadt verweist 
auf die immer noch bestehende Schwulen-Kartei 
bei der Polizei. Angesichts der neuen Sicherheits- 
gesetze, die den Austausch von Dateien zwischen 
Polizei und Geheimdiensten ausweiten, beteiligen 
sich Schwule am Berliner Koordinationstreffen 
gegen Überwachung und engagieren sich ge- 
gen die für 1987 geplante Volkszählung: ‚Von der 
Vorstellung von Rosa Listen muß man sich lösen; 
computergespeicherte Persönlichkeitsmerkmale, 
die an verschiedenen Orten abgefragt werden 
können, sind indes nicht erfreulicher.” (Sieges- 
säule) 


1988 

Rosa Listen-Skandal in Köln. Nach dem Mord 
an einem Schwulen lädt die Polizei mindestens 
250 Schwule, die in der Kartei der Bahnpolizei 
verzeichnet sind, zum Blutgruppennachweis ins 
Polizeipräsidium. Die Bundesarbeitsgemeinschaft 
Kritischer Polizisten spricht daraufhin von „erhär- 
teten Tatsachen, daß im Austausch mit anderen 
Städten ... Auskunft über Homosexuelle aus Li- 
sten gegeben wird.” Der Bundesverband Homo- 
sexualität (BVH) fordert „ein nachprüfbares Ver- 
bot der Speicherung von Schwulen bei allen Si- 
cherheitsbehörden” und eine Abschaffung der 
Bahnhofsverweise durch die Bahnpolizei. Die 
Innenministerkonferenz der Länder beschließt, die 
Speicherung von Hinweisen auf HIV-Infizierungen 
in das Ermessen des Bundes und des jeweiligen 
Landes zu stellen. Als einziges Bundesland erklärt 
Niedersachsen, Daten über HIV-Infizierte ab 
sofort nicht mehr in der Polizeidatenbank INPOL 
zu sammeln. Die Angaben zu 43 gespeicherten 
Personen werden gelöscht. In Berlin wird das 
schwule Razzientelefon aufgelöst. „Aus seiner Tra- 
dition entstand letztlich das Schwule Überfalltele- 
fon, nun für Opfer von Gewaltangriffen”, behaup- 
tet der schwule Journalist Jens Dobler später. 


1989 

Rosa Listen-Skandal in Stuttgart. Nach dem 
Mord an einem Schwulen auf der Klappe am Kur- 
saal verhört die Polizei mindestens 60 Männer, 
die dort in den Jahren zuvor in Personenkontrol- 
len geraten waren. Die Zeugen werden „auf frei- 
williger Basis” fotografiert, außerdem nimmt die 
Behörde Fingerabdrücke. Baden-Württembergs 
Datenschutzbeauftragte Ruth Leuze kann das Vor- 
handensein von Rosa Listen indes weder bestäti- 
gen noch dementieren: „Die Polizei läßt mich nicht 
kontrollieren.” Das Schwulenmagazin Rosa Flie- 
der spricht von einer „Schleppnetzfahndung ge- 
gen Schwule“. Vier Jahre später erklärt Jens Dobler 
wider besseres Wissen: „Es sei angemerkt, daf3 es 
sich im Stuttgarter Fall um die letzte bekanntge- 
wordene Rosa Liste handelt und daß die Stutigar- 
ter Polizei heute mit der Schwulenbewegung eine 
vorbildliche Zusammenarbeit eingegangen ist. 


1990 
Im Februar stellt der BVH fest: „Die Polizeibehör- 
den in Frankfurt/M. und deı Hansestadt Bre- 
men sammeln offensichtlich routinemäßig Er- 
kenntnisse über die bundesdeutsche Schwulen- 
bewegung ... aus Schwulenzeitungen und der 
Tagespresse ... Damit haben die Rosa Listen-Skan- 
dale in der Bundesrepublik eine neue Qualität 
erhalten.“ Die Zeitungsberichte hatte nachweis- 
lich der VS gesammelt. Bei einer Untersuchung 
des Vorfalls stößt der hessische Datenschutz- 
beauftragte Spiros Simitis auf eine weitere Über- 
raschung: „In der Akte zum BVH fand er ein Telex 
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des LKA Wiesbaden mit den Daten von den 1987 
amtierenden Vorstandsmitgliedern. Der Verteiler 
dieses Telex sah alle Landeskriminalämter, das 
BKA, den hessischen Verfassungsschutz und die 
Innenministerien von NRW und Hessen vor.” 
(BVH-Magazin). Die Demokratische Lesben- und 
Schwulenintitiative (DeLSI) fordert in ihrem Grund- 
satzprogramm „die Vernichtung aller Rosa Listen“ 
und wendet sich „gegen eine Politik des gläser- 
nen Menschen”, die die „lückenlose Erfassung 
ganzer Bevölkerungsgruppen“ zum Ziel habe. 


1991 
In einem Widerspruchsverfahren beim Amtsgericht 
Stuttgart erklärt die Polizei, die Kontrollen an 
Schwulentreffpunkten dienten „nicht zuletzt auch 
dem Schutz der Homosexuellen“. Personenbezo- 
gene Daten würden in „Handakten-Akteien” bis 
zu fünf Jahre gespeichert. In Bayern wird be- 
kannt, daß die Gesundheitsämter bis 1990 „im 
Rahmen seuchenrechtlicher Maßnahmen insge- 
samt 7466 Personen vorgeladen” haben, bei de- 
nen der Verdacht bestand, sie könnten andere 
Menschen mit dem HIV-Virus anstecken. In 202 
Fällen wurde die Vorladung mit Zwang durchge- 
setzt und dabei 40 Personen zwangsgetestet. Bei 
lediglich 3,2% der insgesamt getesteten war das 
Ergebnis positiv. Die „erfolgreiche“ Maßnahme 
zeige, „daß mit diesen Maßnahmen gerade Per- 
sonen mit höherem Risiko für HIV-Infektionen er- 
faßt werden können“, erklärt Innenstaatssekretär 
Günther Beckstein, der in der CSU auch den 
Landesarbeitskreis Polizei leitet. Im November 
stürmt die Polizei in Berlin eine Versammlung 
der Arbeitsgemeinschaft Pädophile im BVH im 
Cafe Anal sowie im Cafe Graefe in Kreuzberg. 
Innensenator Dieter Heckelmann (CDU) begrün- 
det den Einsatz mit der Vermutung, „daß sich im 


weiteren Bereich des Volksparks Hasenheide ein 
Brennpunkt hinsichtlich der Begehung von Sexual- 


1% 


straftaten zum Nachteil von Kindern bilden sol 


1992 
In der Nacht zum 21 ..März stürmen rund 40 Poli- 
zisten in Kampfuniform die Berliner Stricherbar 
Tabasco. Die Gäste werden mit gezogenem Knüp- 
pel bedroht und kontrolliert, mehrere beschimpft 
und verletzt. Die AL- Fraktion im Abgeordnetenhaus 
fordert daraufhin lediglich, zu den Befugnissen des 
Homobeauftragten bei der Polizei müsse „unbe- 
dingt eine Konsultationspflicht vor Razzien gehö- 
ren.“ Die Bundesarbeitsgemeinschaft Schwule 
Juristen (BASJ) rät „allen, in Klappen, Parks, Sau- 
nen, Kneipen und Discos immer einen gültigen 
Ausweis mitzunehmen“ für den Fall, daß „die Po- 
lizei als Ordnungshüter“ erscheine: „Alle, die in 
solche Razzien hineingeraten, müssen sich aus- 
weisen und die Abgleichung’ ihrer Personalien 
mit den zentralen Polizeidateien dulden ... Wer 
auf Klappen Heterosexuelle zu unvorsichtig an- 
macht, riskiert eine Strafanzeige wegen Beleidi- 
gung ... Handelt es sich bei dem anderen in Wirk- 
lichkeit ... um einen verdeckten Ermittler der Poli- 
zei, scheidet Beleidigung aus, weil es das Ziel des 
Polizeibeamten war, sich anmachen zu lassen ... 
Gelegentlich sind Schwule in solchen Fällen we- 
gen exhibitionistischer Handlungen ... bestroft wor- 
den ... Es kommt in solchen Fällen allentalls eine 
Ordnungswidrigkeit nach 8 118 OWiG in Be- 
tracht.“ In Ylm, Osnabrück und Braun- 
schweig werden nachweislich Schwulenireffs 
überwacht. Auf die Frage des Journalisten Jens 
Dobler, ob er sich in seiner Behörde einen An- 
sprechpartner für Homosexuelle vorstellen könne, 
antwortet der Hannoveraner Kriminaldirektor 
Peter Eggerling: „Das haben wir eigentlich schon 


Rein, | 


Besser als gar kein unerlaubter Sex ist immer noch die teilneh- 
mende Beobachtung in natural settings: Was Warwick Collins’ 
Roman „Herren” zum gewöhnlichen Klappenalltag ver- 
schweigt, beschrieb der Soziologe Laud Humphreys schon zu 
Beginn der neuen Schwulenbewegung. Von Dirk RuDer. 


al) es keine Geheimnisse mehr gibt 
auf den öffentlichen Toiletten, daran 
ist Warwick Collins’ Roman „Her- 
ren“ unschuldig. Seit über dreißig Jahren 
nämlich kann jedermann alles über public sex 


ARE 


un tn - 


in public vestrooms wissen. Akademisch exakt 
vermessen und festgehalten hat es der US- 
amerikanische Soziologe Laud Humphreys. 
Woran eine „echte“ Klappe bautypisch zu er- 
kennen ist, beispielsweise. Oder wie lange die 
homosexuelle „Begegnung“ vor Ort durch- 
schnittlich dauert (18 Minuten). Aber auch, 
welche „Aktivitäten“ auf dem stillen Örtchen 
an einem gewöhnlichen Sommernachmittag 
innerhalb einer Stunde zu beobachten sind: 
„20 Akte von Fellatio” - 
Ben ım Park tobt ein dickes Gewitter. 

Dies alles ist bekannt, seitdem Humphreys 


Mitte der sechziger Jahre anfıng, als „teilneh- 


vorausgesetzt, drau- 


mender Beobachter“ ın dıe natural settings 
schwuler Klappensexualität hinabzusteigen. 
Seine ın jeder Hinsicht unorthodox zu nen- 
nende Studie „Impersonal Sex in Public 
Places“ regte bei der Veröffentlichung 1970 
indes kaum eıne Behörde auf, das Thema ver- 
barg sich doch zu schr ım Wissenschaftlichen. 
Humphreys legte — wenige Monate nach 
Stonewall - Wert darauf, scın Untersuchungs- 


feld bestmöglich zu schützen: Namen von 


Straßen, Parks „und andere identifizierende 
Bezeichnungen“ wurden geändert, damit die 
Polizei keinerlei Hinweise auf mögliche Ein- 
satzorte erhielt. Und als die Studie vier Jah- 
re später unter dem Titel „Klappen-Sexuali- 
tät“ auf Deutsch her- 
auskam, betonte das 
Vorwort die „wichtige 
KATUTE Tatsache“, dal) „homo- 
sexuelle Kontakte in 
der Öffentlichkeit nicht 
zur ‘Belästigung’ ande- 
rer Personen führen, 
wie es oft in der Öf- 
fentlichkeit, von Ge- 
setzgebern oder Rich- 
tern behauptet wird. 
Vielmehr handelt es 
sich um eine kumulati- 
ve Reihe von Signalen. 
die nur für denjenigen, 
dem sie bekannt sind, zu homosexuellen Kon- 
takten führen, alle anderen Personen jedoch 


ausschließen.“ 


Kumulative Signale 


Von jenen „kumulativen Signalen“ handelt 
auch Warwick Collins’ kleiner Roman. Der 
in England lebende Autor, gebürtiger Süd- 
amerikaner, hat Biologie studiert. Das könn- 
te zumindest erklären, warum es auf seiner _ 
fiktiven? — Londoner U-Bahn-Klappe, „ein 
paar Stationen“ von Charing Cross entfernt, 
zugeht wie im Zoo. Da rennt nämlich das Se; 
vicepersonal (schwarz, hetero) unerwünsch- 
ten Besuchern (weil), homo) mıt Holzstöcken 
hinterher und trachtet sie mit gezielten Hje- 
ben auf die Fußknöchel vom verbotenen Ter- 
rain zu verscheuchen. Doch das Herrenpub- 
likum, von den drei jamaikanıschen Beschäf- 
tigten stets nur als „die Reptilien” bezeich- 
net, treibt zur Jagd ımmer wieder ins ange- 


stammte Revier zurück — und zweckentfrem- 
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det dabeı obendrein die Kabinen. Die Stadt- 


verwaltung hat den unterirdischen Sünden- 
pfuhl seit Jahren auf dem Kieker. Dumm nur, 
daß die Mabinahme zur „Stabilisierung des 
ökologischen Gleichgewichts“ fast den wirt- 
schaftlichen Ruin herbeiführt, weil die Besu- 
cherrate auf dem kostenpflichtigen Etablisse- 
ment binnen kürzester Frist um 40 Prozent 
schrumpft. Da plötzlich die eigenen Arbeits- 
plätze auf dem Spiel stehen, ändert das Per- 


sonal die Strategie 


Legere Masturbation 


Das Setting markiert eine „eigene Republik“ 
aus „verschlungenen Wegen von und zu den 
Urinalen und Kabinen“ in der „die Zeit au- 
Ber Kraft gesetzt scheint“. Allerdings wies 
schon Humphreys nach, dal Klappengänger 
„zuweilen eine große Anhänglichkeit an die 
Schauplätze ihrer unpersönlichen Sexual- 
erlebnisse entwickeln“. Die literarische Ver- 
arbeitung des Sujets hätte da gern ein wenig 
tiefgründiger ausfallen dürfen. In dieser Hin- 
sicht darf der Leser den Autoren indes nicht 
überfordern. „Muster kollektiven Handelns“ 
sind Collins’ Sache ebenso wenig, wie die „bei- 
läufige, legere Masturbation“, die etwa der 
amerikanische Soziologe so gewissenhaft be- 
obachtete. Wer etwas über den wahren 
Klappenalltag erfahren will, muß also zu 
Humphreys Studie greifen. Der Forscher hat 
selbst zum „Geschmack von Samenflüssig- 
keit“ im Mund ein paar nützliche Anmerkun- 
gen für die nicht-akademische Welt hinter- 
lassen. Beim literarischen Voyeur Collins da- 
gegen gibt es nicht einmal brauchbaren Sex. 


Das holprige Lob der Szenepresse über den 


„ersten literarischen Klappenroman“ muß 


Schwerpunkt]... 


. 
v. 
‘ 


Die Fotos dieser Seiten 
zeigen Klappen in New 
York. Entnommen wurden 
sie dem Katalog zur Aus- 
stellung „Low Slung“, in 
welcher der Kunstverein 
Braunschweig letztes Jahr 
Arbeiten des Künstlers 
Tom Burr präsentierte. 


vor allem aus einem Grund relativiert wer- 
den: Collins’ Klappe ist gar keine. Wo hat man 
jemals ein öffentliches Klo gesehen, das von 
früh bis spät gewienert und geschrubbt wird 
— zu dritt! Weiß der Autor nicht, wovon er 
schreibt? Klappen sind dreckig und stinken. 
Ganz erbärmlich sogar. Und nur selten schaut 
jemand vom Reinigungsdienst vorbei, um eı- 
nen Duftstein zu wechseln. Collins beschreibt 
die Örtlichkeit jedoch als eine blitzblanke An- 
gelegenheit mit Drehkreuz. Das taugt allen- 
falls zur groben theoretischen Orientierung. 

Der Londoner Economist lobte „Herren“ als 
eine „Allegorie auf die Segnungen des freien 
Marktes, angesiedelt in einer öffentlichen Toı- 
lette“. Kunststück, Collins will uns allen Ern- 
stes weismachen, ausgerechnet der Kapitalis- 
mus sorge dafür, daß Klappen nicht schlie- 
ßen müssen. Wenn der Autor sein Werk eı- 
ner Vertreterin eben jenes freien Marktes wid- 
met — seiner britischen Verlegerin Marion 
Boyars —, soll darin natürlich keine Allegorıe 
aufs Geschäftemachen zu sehen sein, sondern 
schlicht und einfach Dankbarkeit. Von der 
war, wenngleich aus ganz anderen Motiven, 
Humphreys erfüllt, als er Gattin Nancy für 
„deren Ermutigung und Liebe“ dankte, die 
„diese Untersuchung ermöglichte“. Das wa- 
ren wenigstens keine leeren Worte, das war 
ein Bekenntnis. Denn „manche Hausfrau mag 
zu Hause denken, daß ihr Ehemann in eine 
Verkehrsstauung geraten ist, während er in 
Wirklichkeit aber ein kurzes Klappenaben- 


teuer gesucht hat“. 
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durch die ... Sachbearbeiter innerhalb des Fach- 
kommissariats, das auch für diesen Bereich zu- 
ständig ist ... die Sittenpolizei.” Der erste „Ge- 
sprächskreis“ lesbischer und schwuler Polizei- 
bediensteter bildet sich: „Und jeder hatte seinen 
Traum: Beim CSD wollten wir irgendwann in Uni- 
form mitmarschieren.” 


1993 

Die Presse in Münster berichtet unter dem Titel 
„Homosexuellen-Treff ja— aber bitte nicht so!” im 
September über den Autobahnparkplatz Rohr- 
busch an der Autobahn A 1: „Zwar macht den 
Homos, die sich hier im Rohrbusch verstecken, 
wohl die ‘Gewalt gegen Schwule’ Angst, wie dem 
zurückgelassenen Info-Material zu entnehmen ist. 
Doch ihre Rrage "Was kannst du selbst zu deinem 
Schutz tun?’ stellen sich jetzt in anderer eindring- 
licher Weise Roxeler Bürger ... Vielleicht hilft auch 
hier — etwa nach dem Beispiel vieler Eltern- 
initiativen für Tempo 30 - eine Bürgeraktion.“ In 
einer im Auftrag des Sozialministeriums in Nie- 
dersachsen von Jens Dobler verfaßten Studie 
geben mehr.als 12 Prozent der Befragten an, schon 
einmal in eine Razzia oder erzwungene Personen- 
kontrolle geraten zu sein. In Göttingen treffen 
sich zum dritten Mal schwule Anti-Gewalt-Pro- 
iekte: „Mit der Streitfrage, ob eine Zusammenar- 
beit mit der Polizei legitim ist, wird heute pragma- 
tischer umgegangen.” 


1994 

In Berlin gehen Polizei und BGS „mit rüden Me- 
thoden gegen Stricher” (taz) am Bahnhof Zoo vor. 
Ein 15jähriger schwuler Stricher muß sich vor Azu- 
bis des Bundesgrenzschutzes nackt ausziehen. 
‚Wer gegen Hausverbote verstößt, muß damit 
rechnen, am Stadtrand ausgesetzt zu werden.” Die 
Berliner Polizei erklärt, an Schwulentreffpunkten 
künftig „nur noch unauffällige Razzien” durchzu- 
führen. Auch Schwulenwirte ziehen die Notwen- 
digkeit von Razzien in der Szene nicht länger in 
Zweifel. Der Wirt des Tabasco, Uli Menze, erklärt, 
er habe überhaupt nichts gegen die „höflichen 
Einsätze”, die es in den letzten beiden Jahren in 
seinem Lokal gegeben habe. Es gehe „allein um 
die Form in der solche Einsätze ablaufen.” In 
Kreuzberg kontrollieren Polizisten auf der Klappe 
Urbanstraße und erteilen mindestens drei Platz- 
verweise: „Solange wir hier in Kreuzberg Streife 
fahren bleibt dieser Platz sauber!“ Unterdessen 
verkauft der Berliner Senat | 11 von 285 öftentli- 
chen Toiletten an die Firma Wall; die ersten Klap- 
pen werden geschlossen oder abgerissen. In 
Friedrichshain streifen Polizisten mit Taschenlam- 
pen durchs Gebüsch am Märchenbrunnen. Über- 
all in der Stadtshäufen sich Platzverweise auch 
gegen Stricher, Obdachlose und Fixer. Beim CSD 
in Bremen verhindert der CSD-Verein Weser/Ems 
„mit Hilfe der Polizei die Teilnahme der schwulles- 

bischen Initiative ‘Suspekt’ an der Gay Parade.“ 

taz) In Göttingen „proben Deutschlands lesbi- 

sche Polizistinnen und schwule Polizisten den Auf- 

bruch” (Magnus) auf ihrem ersten Bundestreffen. 


1995 
In München sorgen Polizisten für einen Skan- 
dal, als sie bei mindestens sechs Kontrollen am 
Hauptbahnhof Vermerke wie „Homo-Szene” und 
„Homo-Strich” in ausländische Pässe eintragen. 
Die im Stadtrat vertretene Rosa Liste kommentiert, 
diese Vorfälle paßten zur Strategie der Polizei. 5o 
sei es üblich, daß Polizisten in Zivilkleidung auf 
öffentlichen Toiletten für Ruhe und Ordnung sorg- 
ten: ‚Wenn zwei Männer auf einer Klappe mit Sex 
anfangen, tobt sofort ein Polizist herum. Ihre Per- 
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sonalien werden aufgenommen, eine Anzeige we- 
gen Hausfriedensbruch folgt.” IA Essen, Han- 
nover und Mannheim treten Homosexuelle 
und Polizei in einen „Dialog“. Im Juni gründet 
sich in Berlin - unter Schirmherrschaft. Charlot- 
te von Mahlsdorfs — der Homosexuelle Arbeits- 
kreis Polizei Berlin-Brandenburg. Für den SVD 
fordert Volker Beck, angesichts von 30 schwulen 
Mordopfern pro Jahr müsse „die Polizei eng mit 
den Initiativen zusammenarbeiten‘. 


1996 
Auf Druck des Münchner Kreisverwaltungsrefe- 
renten Hans-Peter Uhl (SPD) muß die Schwulen- 
sauna Dom Pedro schließen, nachdem „ertahre- 
ne Späher der Kriminalpolizeidirektion 1” (Süd- 
deutsche Zeitung) dort ein „Bordell“ und unsafen 
Sex entdeckt haben wollen. Die Schließung sei 
„Ausdruck einer eklatanten Verschärfung von re- 
pressiven Maßnahmen gegen Schwule, die in letz- 
ter Zeit zu verzeichnen ist”, kommentiert ein Ver- 
treter der Rosa Liste. Man habe Informationen über 
„teilweise mehrmalige wöchentliche Razzien” so- 
wie „Einsätze von Zivilpolizisten auf öffentlichen 
Toiletten, die über Kabinenwände schauten, um 
Schwule zu ertappen”. Zur Münchner Stodtrats- 
wahl fordert die Rosa Liste: „Die Speicherung von 
Daten zur sexuellen Orientierung oder über HIV- 
Infektionen bei Stellen, die dem kommunalen Zu- 
griff unterliegen, sind zu löschen und zu unter- 
binden ... Treffpunkte ... dürfen nicht durch ... 
Sonderbestimmungen unter Vorwänden wie AIDS- 
Prävention, Jugendschutz oder Verhinderung von 
Straftaten beschnitten werden ... Die Überwachung 
von Sexshops hat sich auf den Verbraucherschutz 
zu beschränken und darf nicht zur Bevormundung 
mündiger BürgerInnen werden.“ Begrüßt ledig- 
lich vom Schwulenverband in Deutschland (SVD) 
ernennt der Polizeipräsident in Köln zwei 
Kriminalhauptkommissare zu „Beauftragten für 
gleichgeschlechtliche Lebensweisen“. Im Septem- 
ber schließt das Ordnungsamt der Domstadt den 
Darkroom der Diskothek Lulu wegen eines 
Goastronomiegesetzes aus den 50er Jahren. In 
Berlin löst Hartmut Riechers als Ansprechpart- 
ner bei der Polizei seinen Vorgänger Heinz Uth 
ab. „Derzeit bereitet Riechers über die Schwulen- 
vereine die kommende ’Cruising-Zeit” vor. Wenn 
die Temperaturen steigen und die Klappen in den 
Parks wieder aufleben, wird auch verstärkt die 
Polizei vor Ort sein. Doch nicht, um Schwule zu 
observieren, sondern um ihnen Schutz zu bieten. 
Die Zeiten, als Polizisten mit Gummiknüppeln S$tri- 
cher- oder andere Kneipen stürmten und gegen 
die ‘Schwuchteln’ vorgingen, gehören der Vergan- 
genheit an.” (Neues Deutschland) Die Abend- 
zeitung in Nürnberg entdeckt den „schnellen 
Sex auf dem Parkplatz“ Eltersdorf: „Bei Sympathie 
führt der erste Weg ins Gebüsch.” Wenig später 
wird die Örtlichkeit vom Autobahnamt umzäunt; 
die Polizei gibt an, dort „ständig Personen” zu 
kontrollieren. In der Schwulenpost gibt daraufhin 
Michael Glas (SVD) „Tips zum Umgang mit der 
Polizei”: „Die Polizei ist nahezu überall zu Aus- 
weiskontrollen befugt. Das ist erstmal keine per- 
sönliche Schikane, sondern dient der öffentlichen 
Sicherheit, zum Beispiel zum Fassen flüchtiger 
Straftäter, Notürlich kontrollieren die Beamtinnen 
nicht waohllos, sondern Leute, die ihnen 
kontrollwürdig erscheinen.” In Fürth wird ein 
Parkplatz auf Drängen des CSU-Ortsverbands ein- 
gezäunt. Der örtliche Hauptkommissar Walter Köh- 
ler hofft nach dem Vorstoß der Stadträte auf Unter- 
stützung von Innenminister Beckstein, „um die 
Schwulenszene zu verdrängen”. Bei einer Razzia 
am Tag vor der ersten sachsen-anhaltinischen 


Als erster offen Schwuler rückte Herbert Rusche im 
Oktober 1985 in den Bundestag. Zur Biographie des 
1952 geborenen Aktivisten vermerkt das „Volks- 
handbuch Deutscher Bundestag” der 10. Wahlperiode: 
„Landesgeschäftsführer der Grünen - Hessen. Mitglied 
der Gewerkschaft HBV, der Homosexuellen Selbsthil- 
fe e.V. und der Naturfreundejugend. 1968/69 Mitglied 
einer vom SDS inspirierten Schülerinintiative in Wies- 
loch bei Heidelberg. 1970 Mitbegründer der Heidel- 
berger Schwulengruppe Homo Heidelbergensis. Spä- 
ter Mitarbeit in der Homosexuellen Aktion Wesitberlin 
(HAW) und im Frankfurter Kommunikationszentrum 
Anderes Ufer’. Gründungsmitglied der Grünen Liste 


Hessen (GLH) sowie der Partei Die Grünen.” Rusche 
lebt heute in Frankfurt/M. und ist Ansprechpartner des whk in Hessen. 


Der grüne Ex-Bundestagsabgeordnete Herbert Rusche 
über Pissoirs, Pseudonyme und Polizisten in Zivil 


ie erste parlamentarische Anfrage zur 
polizeilichen Kontrolle von Schwulen- 
treffpunkten dürfte Deine schriftliche 
Anfrage von 1985 sein: Am Mainzer Hauptbahn- 
hof war Dir eine Videokamera gegenüber der 
Bahnhofsklappe aufgefallen. Welche Reaktionen lö- 
ste sie fünf Jahre nach dem Hamburger Klappen- 
spiegel-Skandal in der Schwulenbewegung aus ? 
Die Anfrage wurde in diversen schwulen 
Gazetten erwähnt. Da es nur eine schriftli- 
che Anfrage war, fand sie sonsten keine so gro- 
ße Resonanz. Die Antwort des damals zustän- 
digen Verkehrsministeriums war das übliche 
Gewäsch von gefährdeter öffentlicher Sicher- 
heit usw. Daß diese auf der Treppe zur Bahn- 
hofstoilette (Abt. Männer) besonders gefähr- 


det war, leuchtete mir nicht sonderlich eın. 


Dein Coming out fiel ins Jahr 1969. Das war die 
Zeit der sogenannten Liberalisierung des $ 1 73, 
der bekanntlich auch nach der Abmilderung dazu 
dienten sollte, Minderjährige vor I Tomosexnalität 
„zu schützen“. Schwule Jugendgruppen waren da- 
mals undenkbar. Klappen und Parks als Orte sexu- 
eller Initiation existierten jedoch in jeder Stadt ... 

In fast jeder Stadt konnte man die Bahn- 
hofsklappe zum Erstkontakt nutzen. Dabeı 
erfuhr man in der Regel auch von anderen 
Treffpunkten, Parks, Klappen und Lokalen ın 
größeren Städten. Gay Guides und andere 
Nachschlagewerke oder Zeitschriften mit 
Adressen gab es nicht. 

Im Jahr 1968, das 15. Lebensjahr hatte ich 
noch nicht vollendet, wurde ich auf der öf- 
fentlichen Bedürfnisanstalt am Heidelberger 
Scegarren auf einen jungen Mann mit eregier- 
tem Penis aufmerksam. In meiner jugendli- 


chen Naivität fand ich diesen Mann bedau- 


ernswert, weil ich die Beschäftigung mit sei- 
nem steifen Schwanz auf mangelnde Gelegen- 
heit, dies zu Hause zu tun, zurück führte. Erst 
als er mich ansprach dachte ich: „Aha, so ei- 
ner ist das ...“ Es dauerte noch zwei Jahre, 
bis ich begriff, daß auch ich „so einer“ bin. 
Jener, mein „erster Mann“, war ein 26jähriger 
Student, der nicht lange nicken und winken 
mußte, bis ich ihm in sein Studentenwohn- 


heim folgte ... 


. womit er sich selbstverständlich strafbar wegen 
Vergehens an einem Minderjährigen machte. 

Es war Anfang 1968 und er machte sich 
wegen $175 ganz allgemein strafbar! 

Von anderen Besuchern der Seegartenklap- 
pe erfuhr ich bald vom nächtlichem Treiben 
auf dem benachbarten Bismarckplatz. Mit 
Vorwänden und moralischer Unterstützung 
meiner damaligen Freundin schaffte ich es, 
mich nächtens der Aufsicht meiner Eltern zu 
entziehen und diesen Platz aufzusuchen. Der 
Bismarckplatz war damals ein Schwulen- 
treffpunkt mit viel Buschwerk und langer Tra- 
dition. Auf der zum Neckar liegenden Seite 
war 1968/69 noch das Geländer und die Trep- 
pe einer längst geschlossenen öffentlichen 
Toilette zu sehen um die sich viele Geschich. 
ten der Parkbesucher rankten. Sehr bald ver. 
stand ich. daß die Heimlichkeit mit der man 
sich dort traf. nicht nur auf das Schamgefühl 
wegen der halböffentlichen sexuellen Hand- 
lungen zurückzuführen war. Schnell wurden 
mir die Konsequenzen des damals noch in der 
unveränderten Nazi-Fassung geltenden Ge- 
setzes für die betroffenen „Hundertfünfund- 
siebziger“ klar: Zwei bis dreimal in der Wo- 
che näherten sich nämlich Polizeibeamte 
teils Zivil, teils in Uniform — in ıhren Dienst- 


fahrzeugen und mit ausgeschalteten Schein- 


Auf 
Klappe 


werfern dem Platz, um ein Kesseltreiben auf 
alles und jeden im Park zu veranstalten. 
Anderswo wurde da bekanntlich schon zurückge- 
schlagen ... 

Zwar befanden wir uns im Jahr von Stone- 
wall, aber der Ärger und der aufkeimende Mut 
der New Yorker Schwulen war in Heidelberg 
kaum vorhanden. Immerhin waren es auch 
hier Tunten, die als einzige nicht panisch vor 
der Polizei flüchteten. Alle anderen suchten 
das Weite und es war ihnen völlig egal, was 
mit ihren zurückgelassenen Liebhabern ge- 
schah. Die Beamten notierten stets die Per- 
sonalien, und wer keinen Ausweis dabei hat- 
te, wurde auch schon mal mitgenommen zur 
„erkennungsdienstlichen Behandlung“. In die- 
sem Klima ständiger Angst vor Bestrafung 
war man als 16, 17jähriger Jüngling zwar be- 
gehrt, aber auch eine doppelte Gefahr: als 
Mann und als Minderjähriger. So kam es, daß 
mir die meisten Herren nur vor Ort und im- 
mer unter Nennung eines falschen Namens 
ihre Zuneigung zuteil werden ließen. Rolf war 
damals ein beliebtes Pseudonym. Unter die- 
sen Umständen jemanden kennen zu lernen, 
der Vorbild oder gar Freund hätte sein kön- 
nen, war völlig unmöglich. 


Anch nicht in Kneipen? 

Als ich das erste Mal von einem Etablisse- 
ment hörte, in dem sich ausschließlich schwule 
Männer treffen sollten — eine Gaststätte na- 
mens „Treffpunkt” in Ludwigshafen —, mach- 
te ich mich gleich auf die Reise. Kein Name. 
kein Schild und schon gar keine Leuchtrekla- 
me machte auf das Lokal aufmerksam. Nach- 
dem einige Männer durch die Tür eingetre- 
ten oder herausgekommen waren, faßte ich 
mir ein Herz und klingelte. Durch die Luke 


sagte mir eın Mann im nettesten Kurpfälzer 


Dialekt „Mir hawwe doch hier kään Kinner- 
gaade!“ und ich mußte unverrichteter Dinge 
die Heimreise antreten. Später suchte ich mit 
mehr Erfolg „Tscherters Kellerbar“ in Lud- 
wigshafen und die „Kommode“ in Mannheim- 
Feudenheim auf. Hier mußte ich mich mög- 
lichst am hinteren Notausgang aufhalten, 
durch den ich das Lokal sofort verlassen soll- 
te, wenn Polizei kam. Erst im August 1969 
öffnete in Heidelberg das „Whiskey a Go Go“ 
für Schwule und ich hatte die Möglichkeit, 
auch in meiner Stadt Männer unter anderen 
Umständen kennenzulernen — allerdings nur 


unter Vorgabe eines falschen Alters. 


Boten die Schwulenkneipen einen gewissen Schutz 
vor staatlicher Verfolgung? Gab es da Freiräume? 

Vor der ersten Reform des $ 175 im Sep- 
tember 1969 waren alle „gleichgeschlechtli- 
chen Handlungen“ verboten. Dies galt im pri- 
vaten Bereich und erst recht in der Öffent- 
lichkeit. Zur Öffentlichkeit zählten auch die 
wenigen streng überwachten Lokale. Der 
Wirt eines Schwulenlokals mußte verhindern, 
daß seine Gäste zu eng tanzten, sich strei- 
chelten oder sich Küsse auf die Wangen ga- 
ben. Wenn bei den häufigen Razzien Gleichge- 
schlechtliches bemerk oder Jugendliche un- 
ter 21 Jahren angetroffen wurden — die Aus- 
weise wurden ja immer kontrolliert —, so führ- 
te dies unweigerlich zum Lizenzverlust für 
den Inhaber der Kneipe. Insgesamt wagten 
sich nur wenige dort hin, weil das Risiko, ver- 
haftet zu werden, schlimme Konsequenzen 
haben konnte. Einen richtigen Freiraum stell- 
ten die Lokale also auch nicht dar. 

Einige ältere Schwule aus Heidelberg und 
Umgebung trafen sich seit Jahrzehnten ın der 
Sauna des Hallenbades in der Bergheimer 
Straße. Dort wurde in den 60ern und frühen 
70ern vermutlich der Bademeister bestochen, 
um über das muntere Treiben ın Dampfräu- 
men und Umkleidekabinen hinweg zu sehen. 
Die Akteure waren in der Regel Herren, die 
die Nazizeit überlebt hatten, meist verheira- 
tet und mit Kindern. Absolute Diskretion, 
Anonymität und ein Scheinidentität galten für 
diese Generation als die sichersten Methoden, 
um zu überleben — auch nach 1945. 
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Wußtet Ihr von Rosa Listen? 

Die Existenz von sogenannten Rosa Listen 
als wie später zu Recht befürch- 
Mal beı Raz- 


wurde dam 
tet. Warum sonst wurden jedes 
aufgenommen? Wenn im 
den Prostituierten 


zien die Personalien 
sogenannten Milieu, bei | 
Kriminellen, eine Straftat auizu- 
uch perso- 


oder unter 
klären war, dann konnten ımmer : 


nell erfaßte Schwule mit einem Hausbesuch 


der Polizei rechnen. 


Interview: Dirk Ruder 


Juli/August zCCl 


CSD-Demonstration stürmen 160 schwerbewaffne- 
te Polizisten das Schwulenlokal Zoom in Halle. 
Die 75 Gäste im Lokal müssen sich ausziehen 
und — gefesselt — auf den Boden legen. Es wer- 
den Personalien aufgenommen und Videos an- 
gefertigt, es herrscht ein vierstündiges Sprech- und 
Bewegungsverbot. Der SVD-Landessprecher Mar- 
tin Pfarr (SPD) erklärt beim Verbandstag 1997 in 
Berlin, die „angebliche Razzia gegen Lesben und 
Schwule” habe sich „lediglich als normaler Ein- 
satz gegen den Drogenhandel“ erwiesen. 


1997 

In München wird ein schwuler Tourist auf der 
Klappe von homophoben Polizisten verprügelt. Die 
Rosa Liste fordert den Stadtrat auf, „keinen Straf- 
antrag wegen Hausfriedensbruch bei einvernehm- 
lichen sexuellen Handlungen in öffentlichen Toi- 
letten” zu stellen. Bei Razzien in der Szene werden 
im März 46 Männer registriert und drei wegen 
Verstoßes gegen das Jugend- und Ausländerrecht 
festgenommen. Im Ruhrgebiet wird der gesamte 
Baumbestand am Autobahnrastplatz Marl- 
Sinsen abgeheolzt. Die Polizei, die den beliebten 
Schwulentreffpunkt verstärkt mit einer mobilen 
Wache „schützte”z will die Aktion nicht veranlaßt 
haben. In Mönchengladbach sticht ein städ- 
tischer Beamter am Rastplatz Borkener Heide an 
der A 52 auf einen Mann ein, weil ihn die Untä- 
tigkeit des Ordnungsamtes gegen den dortigen 
Schwulentreff störte. Der Datenschützer in Sehles- 
wig-Holstein, Helmut Bäumler, deckt beim 
Staatsschutz der Polizei massive Verstöße auf. So 
sei in den Akten von zwei observierten Frauen der 
Zusatz „lesbisch“ erfaßt worden. In Berlin stürmt 
die Polizei die Klappen am Bayrischen Platz und 
am U-Bahnhof Steglitz wegen „Drogenkriminalität 
und Prostitution”: „Ein Polizist hat zu mir gesagt, 
wenn es nach ihm ginge, würden alle Schwulen 
aus Berlin verschwinden.” Der Stadtrat will im 
sogenannten „Bermuda-Dreieck” um die Motz- 
straße.keine Homo-Bars mehr zulassen, weil An- 
wohner über „Straßenstrich und Drogenhändler“ 
klagten. In Hamburg wird das Schwule Über- 
falltelefon eingeweiht. Das Szenemagazin Hinnerk 
rät Cruisern: „Keinen Widerstand leisten” und „da- 
hin laufen, wo es hell ist.” Im Rundbrief PID - 
Informationen für lesbische und schwule Polizei- 
angehörige, herausgegeben vom Homosexuel- 
len Arbeitskreis Polizei (HaPol) in Berlin, be- 
wirbt Jens Dobler sein gerade erschienenes Buch 
„Lesben, Schwule, Polizei. Vom Zwangsverhältnis 
zur Zweckehe?” mit der Bemerkung, im Hinblick 
auf polizeiliche Repression sei seit Ende der 80er 
Jahre „Entspannung angesagt“. An gleicher Stelle 
mahnt der ehemalige Homobeauftragte Heinz Uth 
(Bündnis 90/Die Grünen) die Homo-Polizisten: 

„Dabei gilt es gerade im Moment hellwach zu 

sein ... denn die Gefahr kommt frontal, nicht mehr 
verdeckt von hinten ... Gewalt oder Gegen-Ge- 

walt gegen ... Bullen ist nicht mehr nur ein halb- 

legales Mittel der aktiven Linken. Ihre politisch 

korrekten-@ewaltformen wie Schägereien/Schie- 

ßereien ... sind Volxsport geworden. Kein Wun- 

der, daß nun auch die Rechte Lunte riecht, rea- 

giert ... Noch immer gilt die Polizei als einer der 

letzten konservativen Bastionen, weshalb vielfälti- 

ge Präsenz und sichtbare Aktionen nöfiger sind 

Es kann doch nicht so schwer sein 


denn je ... 
. Eine 


zum CSD ... ein Highlight zu servieren .. 
interessante Abend- oder Tanzveranstaltung mil 
..dem Innensenator ... muß doch möglich sein.“ 
Beim CSD schließen die Veranstalter mit Hilfe der 
Polizei ' den Wagen des linken „Herz-mit-Hirn - 
Blocks „wegen der Gewalttaten” von der Parade 
aus — es kommt zu „Krawallen”. (Tagesspiegel!) 
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1998 
Die Innenministerkonferenz der Länder beschließt 
die „Aktion Sicherheitsnetz” zur Steigerung der 
„Sicherheit und Ordnung in den Städten und 
Gemeinden”. Beim Berliner CSD filmt minde- 
stens ein Mitglied des Homosexuellen Arbeitskrei- 
ses Polizei (HAPol) im dienstlichen Auftrag den 
linken „Herz-mit-Hirn“-Block. Das Leipziger 
Queer-Bündhnis erklärt daraufhin: „Homo-Bullen 
sind Szenespitzel!” Im gleichen Monat führt die 
Polizei in der Hauptstadt Klappenkontrollen am 
Platz der Luftbrücke und am Hermannplatz durch. 
Motto: „Das ist kein Bumsschuppen hier!” Die 
Siegessäule kommentiert, es häuften sich Mel- 
dungen, „daß die Polizei massiv und pauschal 
alle Anwesenden überprüft und Ausweise einsam- 
melt. Einem Schwulen wurde dabei gar gleich für 
die gesamte Hasenheide ein Platzverweis erteilt.” 
In Stuttgart erregt sich die CDU über „einen 
der größten Männerstriche in Baden-Württemberg” 
am Fernsehturm und fordert „Maßnahmen zur 
Eindämmung dieses Ärgernisses”. Daraufhin teilt 
Oberbürgermeister Wolfgang Schuster (CDU) mit, 
das Gebiet werde „regelmäßig kontrolliert”, Ver- 
stöße gegen die öffentliche Sicherheit würden mit 
Platzverweisen und Bußgeldern geahndet. Der 
Stadtrat von Weinheim fordert die Sperrung des 
Parkplatzes Wachenburg an der A 5: „Die Tole- 
ranzbereitschaft der dort lebenden Bewohner ist 
am Ende.” In Bochum erklärt die mit dem SVD 
unter dem Motto „Liebe verdient Respekt“ koope- 
rierende Polizei ihren „Respekt für Liebe, nicht für 
öffentliche Sexualität”. In Essen entdeckt die Lo- 
kalpresse unter den Helbingbrücken einen „Treff 
der Klemmschwestern”. In München gibt es er- 
neut eine „Stricher-Razzia in zwei Innenstadt-Lo- 
kalen” (Süddeutsche Zeitung): „Den Beamten 
hätten Erkenntnisse vorgelegen, nach denen die 
Gaststätten von jungen, meist aus Osteuropa 
stammenden Strichern frequentiert würden. Diese 
führten dort Anbahnungsgespräche zur gleich- 
geschlechtlichen Prostitution’ und gingen mit ih- 
ren Kunden dann in öffentliche Toiletten.” Die Lan- 
desregierung beschließt die „Initiative Bayern Si- 
cherheit” und startet den Wettbewerb „Sauberste 
Großstadt”: „Die Position der CSU ist eindeutig: 
Null Toleranz bei Verbrechen.” Hintergrund sei 
„die Erkenntnis, daß nicht erst kriminelles Un- 
recht, sondern bereits die Verunreinigung der öf- 
fentlichen Räume ... als Unsicherheitsfaktor wahr- 
genommen” werde. Es nehmen u.a. Regens- 
burg, Fürth und Nürnberg ieil. In Köld dis- 
kutieren „Fachleute und Politiker“ der Szene eine 
„neue Polizeistrategie aus den USA’: „Null Tole- 
ranz für Schwulenticker.” Zur Bundestagswahl for- 
dert der SVD „ein Bund-Länder-Programm ... zur 
Optimierung polizeilichen Handelns”, um „Ge- 
walt gegenüber Schwulen und Lesben bundes- 
weit effektiv bekämpfen zu können.” Kurz vor der 
Wahl wird das „DNA-Identitätsfeststellungsgesetz” 
vom Bundestag verabschiedet. Es erlaubt die 
(Zwongs-)Entnahme von Speichelproben bei 
mutmaßlichen Sexualstraftätern für die Gen-Da- 
tei des Bundeskriminalamts. Im Rechtsausschuß 
fordert der grüne Bundestagsabgeordnete und 
SVD-Sprecher Volker Beck, die „Erhebung, Ver- 
arbeitung und Nutzung personenbezogener Da- 
ten über das Sexualleben” durch BND, MAD und 
Verfassungsschutz sollten „ausdrücklich besonders 
restriktiven Kriterien unterworfen” werden — und 
nicht etwa verboten. 


1999 
In Stuttgart wird die lesbische Polızistin Silvia 
Barth Homo-Beauftragte ihrer Behörde. Ihr Kolle- 


ge in Köln ist ebenfalls homosexuell: „Der 33 


Vor zwei Jahren stellte der 
Aufstiegsbeamte Joachim 
Klarner Strafantrag wegen 
Volksverhetzung: gegen einen 
Kollegen. Heute bearbeitet der 
Ex-Vorsitzende des Homosexu- 
ellen Arbeitskreises Polizei 
(HAPol) Berlin-Brandenburg 
immer noch Bagatelldelikte: 
als Sachbearbeiter. Eine juri- 
stische Fallstudie, dokumen- 
tiert von Ortwın PassoN 


ein Scherz: Ein ausgeprägter Gerech- 
tigkeitssinn führte Joachim Klarner 
am 1. April 1985 beruflich zur Berli- 
ner Polizei. Dort war für ihn die Welt jahre- 
lang einigermaßen in Ordnung — bis zum 28. 


Oktober 1998. 
Dreckig, ekelhaft, widerlich 


Als einer der Jüngsten seines Jahrgangs durfte 
der offen schwule Polizeihauptmeister an ei- 
nem „jahresbegleitenden Aufstiegslehrgang 
der Landespolizeischule an der Fachhochschu- 
le für Verwaltung und Rechtspflege (FHVR) 
_ Voraussetzung für Beförderung vom mitt- 
leren in den gehobenen Dienst — teilnehmen, 
wo er im Seminar „Kriminaltechnik“ auf den 
Kriminalhauptkommissar Wolfgang Zirk 
traf, der dort als Dozent eigentlich zum The- 
ma „Spurensicherung“ referieren sollte. Doch 
schon bald klingelten Klarner und etwa 60 
Mitschülern der Klasse S 8 die Ohren. Da die 
Aufmerksamkeit seiner Zuhörerschaft nicht 
das gewünschte Ausmaß hatte, begann der 
Spurenprofi völlig ohne Bezug zum Thema 
mit verunglimpfenden Außerungen über Ho- 
mosexuelle: 

„Es gibt da diese Toilette ın der Düp- 
- ist ja auch ekelhaft. Da sind un- 
sere homosexuellen Freunde und machen 
Analverkehr — dreckig ... Der Gleichstellungs- 


beauftragte, ich weiß nicht, ob Sıe ihn noch 


pelst rabe 


kennenlernen werden, wird Ihnen erklären, 


daß das zum schwulen Kulturgut gehört. Auf 


der Toilette! Ekelhaft. Ich bin ja nun schon ın 
einem Alter, wo man öfter mal auf die Toı- 
lette muß — und dann ist man umringt von 
Schwulen. Apropos öfter — die machen's ja 
vierzehnmal täglich. Wirklich, das ıst kein 
Neid von mir, das ıst einfach widerlich! 

Anderer Fall: Ruft mich eine Kollegin an, ıch 
war bei VB I (Dienststelle Verbrechensbe- 
kämpfung/Dauerdienst — d. V.), die erzählt 


mir. wie sie auf der Toilette einen Siebzehn 


Diensii 
okay 


jährigen mit runtergelassener Hose, gebückt, 


und dahinter 'nen Anderen festgestellt hat. 
Der Siebzehnjährige natürlich weg, und sie 
fragt, was sie machen soll. Dann schätz‘ den 
Stricher mal ein Jahr älter. Jetzt mal ehrlich: 
Der ist eh nicht mehr zu retten, da braucht 
man auch nicht mehr einschreiten.“' 

So viel Lebenserfahrung verfehlte ihre Wir- 
kung auf die jüngere Zuhörerschaft nicht: Der 
vermeintliche Fachmann für Natursekt und 
Homo-Strich „hatte die Lacher auf seiner Sei- 
te. Die Atmosphäre im Hörsaal belebte sich 
deutlich. Im weiteren Verlauf der Vorlesung 
wurde die Spurensuche anhand einer Klebe- 
folie demonstriert, die der Beschuldigte an 
den Pullover eines Mitschülers klebte. Als er 
sie wieder abzog, fand sich daran ein langes 
Haar, das erkennbar nicht von dem Mitschü- 
ler stammen konnte. Auf die erstaunte Frage 
des Dozenten, wo das wohl herstammen kön- 
ne, wurde aus dem Hörsaal gerufen: ‘Aus der 
Düppelstraße!" Dies wurde vom Dozenten 
aufgegriffen mit der Bemerkung ‘Ja, alles aus 
der Düppelstraße’, was dem betroffenen Mit- 
schüler sichtlich peinlich war, ansonsten aber 
erneut allgemeines Gelächter hervorrief.“ 

Vom schwulen Klarner, der sich verun- 
glimpft und herabgesetzt fühlte, nach der 
Vorlesung zur Rede gestellt, entgegnete der 
Ausbilder: „Alle sollen ja nicht so sein. Ich 
kenne auch ein paar und die sind sogar ganz 
nett.“ Warum er dies nicht ebenfalls vor der 
Klasse erwähnt habe, beantwortete der Lehr- 
beamte mit der Erklärung: „Dies ıst ja nun 
wirklich nicht Thema meines Unterrichtes, 
Im übrigen stehe ich zu jedem einzelnen 
Wort“ — und fügte mit abschätzigem Blick 
hinzu: „Aber damit scheinen Sıe Ja eın Pro- 
blem zu haben.“ 

Klarner sah sich und die Allgemeinheit al- 
ler Homosexuellen erheblich ın der Men- 
schenwürde angegriffen und stellte durch 
Rechtsanwalt Wilhelm Lodde beı der Staats- 
anwaltschaft I des Landgerichts Berlin Straf. 


antrag unter allen rechtlichen Gesichtspunk 


ten, insbesondere dem der Volksverhetzung 


gemäß $ 130 StGB. Darin heiljt es unmib- 
verständlich: „Wer in einer Weise, die geeig- 
net ist, den öffentlichen Frieden zu stören, 
die Menschenwürde anderer dadurch angreift, 
daß er 1. zum Hal) gegen Teile der Bevölke- 
rung aufstachelt, 2. zu Gewalt- oder Will- 
kürmaßnahmen gegen sie auffordert oder 3. 
sie beschimpft, böswillig verächtlich macht 
oder verleumdet, wird mit Freiheitsstrafe von 
drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft.“' 
Eigentlich ein klarer Fall, dachte Klarner., 
doch nun lernte er Polizei, Justiz und die 
„Community“ von einer ganz anderen Seite 


kennen. 
Witzigkeit kennt keine Grenzen ... 


Die Staatsanwaltschaft sah den Tatbestand 
der Volksverhetzung nicht erfüllt und stellte 
die Ermittlungen nach $ 170 Strafprozeßord- 
nung (StPO)' ein mit der originellen Begrün- 
dung, eine pauschale Verunglimpfung sei den 
inkriminiıerten Äußerungen nicht zu entneh- 
men. Außerdem handele es sich bei Homo- 
sexuellen nicht um einen Teil der inländischen 
Bevölkerung im Sinne des $ 130 StGB. Auch 
eine Straftat nach $ 185 StGB (Beleidigung) 
liege nicht vor; bloße Unhöflichkeiten. Takt- 
losigkeiten et cetera fielen nicht unter die- 
sen Ehrschutz. Die Ablehnung homosexuel- 
ler Praktiken zum Ausdruck zu bringen, ge- 
höre vielmehr zum Recht auf Meinungsfrei- 
heit nach Artikel 5 Grundgesetz (GG). Auf- 
erund der verweigerten Akteneinsicht blieb 
his heute unklar, ob und welche Ermittlun- 
gen durch die Staatsanwaltschaft überhaupı 
angestellt wurden 

Dieser Rechtsauffassung konnte sich Klar 


ner nıcht anschliehen und legte folgerichtig 


Tolle Kerle in Uniform: 
Der Aufstiegsbeamte 
Joachim Klarner (Mitte) 
ist nach Auffassung der 
Berliner Justiz nicht 
beleidigungsfähig 


een den 


Beschwerde” ge; 
Einstellungsbescheid 
ein, weil die Vorausset- 
zungen des $ 130 StGB 
zu Unrecht verneint wurden und es sich ins- 
besondere bei Homosexuellen sehr wohl um 
einen „inländischen Teil der Bevölkerung“ 
handele, da sie sich durch das innere Merk- 
mal der sexuellen Orientierung deutlich von 


anderen Bevölkerungsgruppen abgrenzten. 
... Witzigkeit kennt kein Pardon 


Doch auch die übergeordnete Staatsanwalt- 
schaft beim Kammergericht blieb nicht ein- 
fallslos und wies die Beschwerde zurück. Be- 
gründung diesmal: Für die Erfüllung des Tat- 
bestands der Volksverhetzung fehle es an der 
erforderlichen Geeignetheit der Äußerungen, 
den öffentlichen Frieden zu stören. Mit dem 
Bekanntwerden der Äußerungen in einer brei- 
teren Öffentlichkeit sei nicht zu rechnen. Und 
auch der Tatbestand der Beleidigung sei nicht 
erfüllt, da die Allgemeinheit der Homosexu- 
ellen keine beleidigungsfähige Personengrup- 
pe darstelle.“ 

Klarner gab nicht auf und stellte nun durch 
Rechtsanwältin Ursula Hofmann gegen die- 
sen Beschwerdebescheid einen Antrag auf ge- 


richtliche Entscheidung. 
Volle Breitseite 


Hofmann stellte richtig: „Die Staatsanwalt- 
schaft hätte öffentliche Klage erheben mus- 
sen. Die Einstellung nach $ 170 II StPO ver- 
letzt das Legalitätsprinzip .. Angriffsobjekt 
des $ 130 StGB sind Teile der Bevölkerung, 
i.e. Personenmehrheiten, die sich aufgrund ge- 
meinsamer innerer oder äuberer Merkmale 
als eine von der übrigen Bevölkerung unter 
scheidbare Bevölkerungsgruppt darstellen 


und die zahlenmäbıg von eıner Erheblichkeit 
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jährige Horst Reulecke kennt sich ‘deshalb in der 
Szene ziemlich gut aus’. Dieses Sonderwissen ... 
will der Kriminalhauptkommissar künftig einset- 
zen.“ (Queer). Zwei Monate später wird das 
Cruising-Gebiet am Aachener Weiher mit einer 
„Baumfäll-Aktion ... ausgedünnt” (Kölner Stadt- 

Anzeiger). In Hamburg deckt der SPD-Bürger- 

schaftsabgeordnete Lutz Kretschmann eine Rosa 
Liste auf. Wer sich in der Zentralen Beschwerde- 
stelle bei Hamburgs Polizei über einen Beamten 
beschwert, „wird hinter seinem Rücken mit einem 
intimen Persönlichkeitsraster erfaßt: Ist er vielleicht 
schwul, ein ‘Penner’ oder spricht er schlecht 
Deutsch?“ (Morgenpost). Gleichzeitig formiert sich 
in der Hansestadt eine „Allparteienkoalition für 
die Anwerbung homosexueller Polizeibeamter” - 
Initiator ist Kretschmann. In Freiburg sollen bei 
der Neuplanung der Museumslandschaft „Homo- 
sexuelle aus dem Park verdrängt werden“. (Stutt- 
garter Nachrichten) In München geht die Poli- 
zei im Vorfeld des CSD vermehrt auf Schwulen- 
jagd. In Berlin ist ein Hilfsmobil für junge Stri- 
cher am Bahnhof Zoo unerwünscht. Die Schwule 
Presseschau kommentiert die Lage in der Haupt- 
stadt: „Immer wieder werden in der Presse städti- 
sche ‘Krisengebiete’ konstruiert, die offenbar aus 
Schmutz, Drogenhandel, Gewalttaten, Prostituti- 
on und Schwulenszene bestehen. Das neueste 
Exemplar dieser Gattung war ein Artikel aus der 
Berliner Morgenpost (27.9.99), der das Areal um 
den Preußenplatz beschreibt und dabei nebenbei 
auch noch Klappe und Strich verwechselt.” Zwei 
Monate später wird im Park der Baumbestand ge- 
fällt. In Weinheim registriert die Autobahnpoli- 
zei bei einer Razzia auf zwei Parkplätzen minde- 
stens 90 Männer per Fragebogen. An der A 73 
bei Nürnberg werden auf Initiative der CSU 

Maßnahmen durchgeführt, die jedoch „nicht ge- 

gen Homosexuelle gerichtet” seien. Im Ruhrge- 

biet finden Parkplatz-Kontrollen statt. Der Dort- 

munder SVD richtet daraufhin auf seiner Home- 

page „ein offenes Wort zum Umgang mit unseren 
Freunden und Helfern“ an die Cruiser: Es sei „in 
letzter Zeit des öfteren zu Polizeikontrollen gekom- 
men, die nicht im Zusammenhang mit der Fahn- 
dung nach antischwulen Gewalttätern standen. 
Dabei rückte der Westpark ... verstärkt in den 
Blickwinkel der Ordnungshüter. Deshalb besteht 
kein Grund zur Sorge.“ Zur gleichen Zeit resü- 
miert das NRW-Familienministerium eine dreijäh- 
rige „Respekt“-Kampagne in Zusammenarbeit mit 
dem LSVD: „Opferorientiert wurde das Infomobil” 
der Polizei „an sogenannten 'cruising areas’ wie 
Parkanlagen in größeren Innenstadibereichen und 
Autobahnparkplätzen eingesetzt. Ziel dieser Ein- 
sätze ist, das Vertrauen der Schwulen in die Polizei 
zu stärken.” Für das vollständig aus Landesmitteln 
finanzierte Anti-Gewalt Projekt des LSVD in Köln 
meldet dessen Leiter Jens Dobler dank eines stati- 

stischen Tricks erstmals steigende Überfallzahlen: 

‚Wir haben einige zusätzliche Erfassungskriterien 

in diesem Jahr eingeführt. So erfassen wir nicht 

mehr nur antischwule Gewaltfälle, sondern auch 

jene Fälle, ... dieim Bereich ‘normaler’ Kriminalität 

einzuordnen sind. Da kein Mensch mit Gewalt- 

erfahrung von uns abgewiesen wird, werden die- 

se genauso bearbeitet, wurden aber bislang nicht 

in der Statistik erfaßt.“ In Hessen „läßt sich be- 

obachten, daß von behördlicher Seite wieder zu- 

nehmend versucht wird, schwulen Sex an öffentli- 

chen Orten zu unterbinden, bzw. schwule Män- 

ner einzuschüchtern. Es werden Personal- und 

Fahrzeugkontrollen vorgenommen und versucht, 
uns Ordnungswidrigkeiten aufs Auge zu drücken, 
Neue Zäune werden an den Parkplätzen gezogen 
und teilweise sogar mit Stacheldraht und Nato- 


zaun ‘abgesichert’.” (www.gayparkplatzsex.de) In 
Celle wird in den Innenräumen einer Herrentoilet- 
te eine Videoüberwachung installiert. Hintergrund: 
„Seit den /Oer Jahren ist diese Toilette ein Treff- 
punkt für Schwule, die verdeckt leben.“ (Cellische 
Zeitung) Die Polizei führt Ausweiskontrollen durch 
und notiert Autokennzeichen. Der LSVD veran- 
staltet in Bonn eine „Fachtagung Polizei und 
Homosexualität”, von der kritische Journalisten 
aus der Schwulenszene ausgeschlossen bleiben. 
Im Anschluß an die Tagung erklärt deren Leiter 
Jens Dobler, daß „in den letzten zehn Jahren in 
der Polizei ein deutlich veränderter Umgang mit 
Homosexualität zu beobachten“ sei. 


In Köln geht die Polizei bei einer Razzia im 
Buschwindröschen „mit unverhältnismäßiger 
Härte und Brutalität vor” (taz). Im Raum Biele- 
feld sollen „Cruising-Areale verschwinden” 
(Queer): Der Ravensberger Park wird per Video 
überwacht und Klappen polizeilich kontrolliert. 
„Die Toilettenanlagen wiesen an den Wänden 
entsprechende Angebote und Nachfragen auf.” 
Angesichts „verheerender Zustände” auf Parkplät- 
zen im Ruhrgebiet warnt der schwule grüne 
Landtagsabgeordnete Jens Petring die Cruiser: 
„Bei allem Verständnis für ungezwungenen Sex 
an allen sich bietenden Orten sollte gewährleistet 
bleiben, daß sich Unbeteiligte weder belästigt 
noch bedroht fühlen ... Schwule können auch 
selbst einen Beitrag dazu leisten, daß es nicht zu 
Rückfällen kommt.” In Düsseldorf und Essen 
werden zwei Pornokinos so umgebaut, daß dort 
kein Cruising mehr möglich ist, die Innenräume 
werden videoüberwacht. Bei Saarbrücken 
schließen die Behörden den Parkplatz Silbersand- 
quelle an der A 6 und weitere Treffpunkte. Die 
Nürnberger Schwulenpost berichtet im Mai von 
rabiaten Kontrollen auf zahlreichen Klappen so- 
wie einem Parkplatz. Die Polizei beschimpft Män- 
ner als „schwule Schweine”. Die CSU-Stadträtin 
Silvia Rauch sieht an den Treffs „Kinder in Ge- 
fahr”. In Regensburg werden am ‚Wackl” beim 
Schloß regelmäßig Personenkontrollen vorgenom- 
men. Im Münchner Szeneblatt Our Munich 
schreibt Redakteur B. Michael Andressen (LSVD) 
im März: „Die Polizei ist dem Legalitätsprinzip ver- 
pflichtet. Sie muß im Rahmen von Präventions- 
streifen auch auf Klappen bestehendes Recht 
durchsetzen ... Dazu gehört auch ... strafwürdige 
sexuelle Handlungen zu unterbinden. Es gibt in 
Bayern eben keinen rechtsfreien Raum. Und das 
sollten wir wissen und die Konsequenzen tragen 
lernen.” Einen Monat später outet sich im glei- 
chen Magazin die lesbische Polizistin Barbara 
Eichstädter: „Treffe ich bei den ‘Klappenkontrollen’ 
... einen Homosexuellen in eindeutiger Situation 
an, muß ich ihn anzeigen. Er erfüllt den Tatbe- 
stand des Hausfriedensbruchs ... Klappensex ist 
.. verboten. Würde die Polizei Homosexuelle 
davon ausschließen, macht sie sich strafbar. Es 
ist der Polizei nicht möglich, einen rechtsfreien 
Raum zu schaffen ... Homosexuelle sollten ver- 
stehen, ... daß das nicht mit Verfolgung homose- 
xueller Lebensweise zu tun hat.” Im Mai stellt Our 
Munich das „für die Szene wichtige Polizeirevier 
12” vor: ‚Wenn Bürger vor allem im südlichen 
Teil des Parks rund um die ehemalige Klappe am 
Lerchenfeld ‘Auffälligkeiten’ beobachten, dann 
schauen die Beamten mal vorbei ... Die Streifen- 
fahrten sind dementsprechend keine Schikane, 
sondern reine Routine.” Im gleichen Monat regt 
ein „Homo-Klo“ am Kieferngarten die Nachbarn 
auf. „Jetzt rückt die Polizei an.” (Abendzeitung). 


d.h. individuell nicht mehr vr w f 
überschaubar sind (Schön- 
ke/Schröder, $ 130 Rn. 3). nn alt 


Genau dies trifft auf die 
Bevölkerungsgruppe der 
Homosexuellen zu. Ein- 
deutiges inneres Merkmal 
ist die sexuelle Orientie- 
rung zum eigenen Ge- 
schlecht, wodurch eine 
Unterscheidung von der übrigen Bevölkerung 
möglich ist“, was auch in der Politik seinen 
Ausdruck finde: „Gesetzlich verankerte Dis- 
kriminierungsverbote, Homosexuelle als Ziel- 
gruppe im Wahlkampf. Homosexuelle haben, 
insbesondere in den letzten Jahren, eine ei- 
gene Identität und eigenes Kulturgut entwik- 
kelt, was beispielsweise in eigenen Veranstal- 
tungen, eigener Presse, Fördervereinen u.v.m. 
zum Ausdruck kommt. 

Mit den zitierten Äußerungen hatte der Be- 
schuldigte den Bevölkerungsteil der Homo- 
sexuellen böswillig verächtlich gemacht. Die 
Tathandlung ‚böswilliges Verächtlichmachen‘ 
betrifft Äußerungen, in denen die Betroffe- 
nen aus verwerflichen Beweggründen als der 
Achtung der Bürger unwert und unwürdig 
hingestellt werden (Schönke/Schröder, $ 150 
Rn. 5d). Diese Definition trifft exakt auf die 
Aussage und die damit verbundene Intenti- 
on des Beschuldigten zu. Keinesfalls bezog 
er sich auf eine kleine Randgruppe der Ho- 
mosexuellen, wie von der Staatsanwaltschaft 
in ihrem Einstellungsbescheid dargelegt, son- 
dern in dem Ausdruck ‚dort treiben unsere 
homosexuellen Freunde ihren dreckigen ekel- 
haften Analverkchr‘ liegt genau die pauscha- 
le Verunglimpfung, die geeignet ist, das nega- 
tive Vorstellungsbild, das sich noch immer 
breite Teile der Bevölkerung von den Homo- 
sexuellen machen, zu bestätigen und zu ver- 
stärken: Homosexuelle als zweifelhafte Ge- 
schöpfe, die, getrieben von ihrem enormen 
Sexualdrang, zur Befriedigung ihrer absto- 
Benden sexuellen Gelüste ebenso abstoßende 
Orte aufsuchen, eben der Achtung der Bür- 
ger unwert und unwürdig. Dal3 dies nicht ge- 
nerell der Fall ist, ist sogar dem Beschuldig- 
ten klar, wie das Gespräch nach Vorlesungs- 
ende bewies. Leider versäumte er dies zuvor 
klarzustellen. 

In diesem Verächtlichmachen lag eın An- 
griff auf die Menschenwürde nicht nur des 
Antragstellers, sondern aller Homosexueller 
vor. Es richtete sich nicht nur gegen einzelne 
Persönlichkeitswerte, sondern gegen den 
Menschen ım Kern seiner Persönlichkeit, ın- 
dem er unter Mißachtung des Gleichheits- 
satzes als unterwertig dargestellt wird. Dies 
kommt insbesondere auch ın der Aussage be 
züglich des 1 7-Jäahrıgen zum Ausdruck: ‚Dem 


ist eh nıcht mehr zu helfen‘. 


Priapismus 

oder Prostatahypertrophie® 
Wir wissen es nicht. Fakt ist: 
Klappengänger Wolfgang 
Zirk muß immer öfter. Und 
je länger er kann, desto 
mehr freut sich der Dekan. 


Die Äußerungen des Beschuldigten erfolg- 
ten in einer Art und Weise, die geeignet ist, 
den öffentlichen Frieden zu stören. Eine Frie- 
densstörung ist bei $ 130 StGB bereits in ei- 
ner Vergiftung des öffentlichen Klimas zu se- 
hen, die darin besteht, dal) bestimmte Bevöl- 
kerungsgruppen ausgegrenzt und entspre- 
chend behandelt werden, indem ihren Ange- 
hörigen pauschal der sittliche, personale oder 
soziale Geltungswert abgesprochen wird und 
sie bei $ 130 StGB mit dem hier erforderli- 
chen Angriff auf die Menschenwürde darüber 
hinaus als ‚Unperson‘ abgestempelt werden 
(Schönke/Schröder $ 130, Rn. 10). Schon der 
einleitende Satz "unsere homosexuellen Freun- 
de ...' belegt diese abwertende Einstellung. 

Entgegen der Ausführung der Staatsan- 
waltschaft bei dem Kammergericht im Be- 
schwerdeverfahren konnte auch mit dem Be- 
kanntwerden in einer breiteren Öffentlich- 
keit zu rechnen sein. Als Dozent der Landes- 
polizeischule besaß der Beschuldigte die Mög- 
lichkeit, seine Ansichten gegenüber einer an- 
onymen nicht unerheblichen Anzahl von Per- 


sonen öffentlich zu verbreiten.“ 
Kein unbeschriebenes Blatt 


Tatsächlich war der Zwischenfall zu diesem 
Zeitpunkt aufgrund von Presscerklärungen 
des Homosexuellen Arbeitskreises Polize; 
(HAPol) Berlin-Brandenburg'” sehr wohl] ei- 
ner breiten Öffentlichkeit bekannt'!', Auch 
war der Beschuldigte kein unbeschriebenes 
Blatt. wie die Staatsanwaltschaft bei gewis. 
senhafter Recherche leicht hätte ermitteln 
können. Kostprobe: .87 Prozent der Über- 
fälle in der BVG (Berliner Verkehrsbetriebe 

d. V) werden von Schülern verübt, Ssapt 
Wolfgang Zırk (54) vom Landeskriminalame“ 
schon Jahre zuvor dem Berliner Kurter. Be. 
hauptungen über vermeintliche Neigungen 
junger Menschen sind seine Speztalttät: „Die 
Hemmschwelle wird immer niedriger“. zi_ 
tierte dasselbe Boulevardblatı „Woltgang 
Zırk, bei der Berliner Polizei für Kınder- und 
Jugendkriminalität zuständig.” Wegen zu- 
vor im lagesspzegel verbreiteter Ansichten über 
Jugenddelinquenz wurde er sogar vom dama 
liecn Berliner Innensenator und Ex-General 


Jörg Schönbohm (CDU) zurechtgewiesen. 


Selbst anscheinend wohlwollende Kom- 
mentare in der Fachpresse zu des Dozenten 
Publikation „Kriminaltechnik und Spuren- 
kunde. Lehrbuch für Ausbildung und Praxis“ '‘ 
bekommen vor dem Hintergrund seiner dif- 
famierenden Äußerungen ım Hörsaal eine 
pikante Zweideutigkeit: „Mit diesem Werk 
wird eine Einführung ın Kriminaltechnik und 
Spurenkunde speziell für Polizeischüler und 
Fachhochschulstudenten der Polizei geboten 

Weiterer Schwerpunkt ist die erläuternde 
Systematik ... an verschiedenen Objekten.“ !“ 
— Noch weniger interpretationsbedürftig die 
Rezension seines Buches „Jugend und Gewalt. 
Polizei-, Sozialarbeit und Jugendhilfe“! 
ebenfalls 1999 erschienen: „Wolfgang Zirk, 
ehemals Jugendbeauftragter im LKA Berlin, 
hat eine ‘deformation professionelle’: ... Fall- 
beispiele von einzelnen Delikten dienen dazu, 
die ‘Ähnlichkeit der Gewaltvorfälle in den 
Großstädten’ festzustellen. Aus welchen 
Quellen der Autor seine Erkenntnisse speist, 
bleibt in der Regel verborgen; über die Kon- 
ventionen des Zitierens setzt er sich großzü- 
gig hinweg ... Insgesamt illustriert das Buch 
eher den Sinneszustand das Autors als die be- 
schriebenen Phänomene. Das erlaubt einen 
Einblick in die eindimensionale Perspektive 
eines Berufsstandes, der seit neuestem sogar 
pädagogische Kompetenzen zu besitzen 
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glaubt.” 

‚Two in one“, die Bundesarbeitsgemein- 
schaft Lesben-, Schwulen- und Transenpoli- 
ik bei der PDS, war empört und teilte mit, 
daß sie „den Vorfall skandalös finde“, die ju- 
ristische Bewertung der Angelegenheit den 
Sachverhalt nur „unwesentlich“ berühre und 
bot die Hilfe ihrer damaligen Abgeordneten 
Petra Pau ım Preußischen Landtag an." 

All das wurde ignoriert. Klarner, der als 
Antragsteller und Verletz- 
ter befugt war, das Klage- 
erzwingungsverfahren zu 
betreiben und mit seinem 


Srrafantrag sein unbeding- 


h INME rnıI 


Das Foto rechts 


tes Strafverfolgungsinteresse zum Ausdruck 
brachte, erhielt auch vor Berlins oberstem 
Gericht keine Satisfaktion: Der 3. Strafsenat 
des Kammergerichts erwies sich als nachhilfe- 
resistent und beschloß am 16. Juni 1999, das 
Ermittlungsverfahren gegen den Lehrbeam- 
ten Wolfgang Zirk „aus den zutreffenden Er- 
wägungen“ beider Staatsanwaltschaften ein- 
zustellen.” Zirk gilt als zu Unrecht Beschul- 


digter; er ist unschuldig. 


Klappe zu! 


Auf Anfrage der vormals grünen Abgeord- 
neten Ida Schillen“ kam nachträglich zwar 
zutage, dal der Fachbereich für gleichge- 
schlechtliche Lebensweisen des Berliner Se- 
nats wenigstens den Straftatbestand der Be- 
leidigung für erfüllt erkannte.” Zur Frage des 
HAPOol nach dienstlichen Konsequenzen“ hat 
der inzwischen konstruktiv entsorgte Innen- 
senator Eckhart Werthebach (CDU) mit der 
Begründung der „Vertraulichkeit von Perso- 
naleinzelangelegenheiten“ eine konkrete Stel- 


lungnahme jedoch abgelehnt und lediglich 


mitgeteilt, der Polizeipräsident werde darauf 


hinwirken, daß „die Angehörigen des Polizeı- 
vollzugsdienstes stets tadelsfrei und vorbild- 
lich auftreten und keinen Anlaß zu öffentli- 
cher Kritik geben.“ ”' 

Nach dem Kammergerichtsbeschluß aller- 
dings wollte Polizeipräsident Hagen Saber- 
schinsky auch ein disziplinarrechtlich relevan- 
tes Fehlverhalten nicht erkennen und lieb 
wissen, daß das Landeskriminalamt „keine 
weiteren Maßnahmen“ einleiten werde.’ 

Die Verwunderung des HAPol hierüber“ 
brachte hervor, dal der Ansprechpartner der 
Berliner Polizei für gleichgeschlechtliche 


Lebensweisen, Kriminal- 


mp — en mm nee So 


EN hi on 


oberkommissar Uwe Lö- 
her, zunächst überhaupt 
nicht in das Verfahren eın- 


gebunden war, unabhängig 


davon aber nach Bekannt- 
werden der Vorwürfe „ein 
Gespräch mit dem Do- 
zenten durch seinen Vor- 
gesetzten geführt“ wurde: 
„Dabei wurde die Vorbild- 
funktion und Verantwor- 
tung bei der Ausbildung 
von Polizeiangehörigen 
eingehend erörtert und 

darauf hingewiesen, dab 

Meinungsäuberungen Zu 
r unterbleiben haben, die 


<reten Fall als 


wie ım kon 
beleidigend oder diskrımı 


nierend empfunden wei 


den 


Juli/August zCCl (19) 


Our Munich kündigt im Juni einen Flyer zum The- 
ma antischwule Gewalt an, der Ergebnis einer „äu- 
Berst erfreulichen Zusammenarbeit” zwischen der 
Polizei „und einigen Mitgliedern der Gay 
Community” — u. a. Our Munich selbst - sei: „Es 
gab Zeiten, da waren Klappen ganz toll ... aber 
mittlerweile deckt unsere Szene auch außerhalb 
der Klos die schwulsten Wünsche ... allerbestens 
ab. Es sei „äußerst bedauerlich”, daß es „immer 
noch uneinsichtige Zeitgenossen gibt, die meinen, 
ihr ‘Glück’ ausgerechnet in öffentlichen Bedürf- 
nisanstalten suchen zu müssen.” Beim Münchner 
CSD kommt es schließlich zu einem Polizeieinsatz 
wegen Verstoßes gegen die Verkehrsordnung. Hin- 
sichtlich möglicher „Provokationen“ auf dem 
Kölner CSD erklärt die Polizei: „Die Bandbrei- 
te“ der Mittel zur Strafverfolgung „geht von der 
Festnahme über die Identitätsfeststellung, die Be- 
weissicherung durch Videografieren und Fotogra- 
fieren ... bis hin zum Ausschluß von Fahrzeugen 
und Gruppen aus dem Aufzug.“ In Westfalen 
sehen Behörden „dringenden Handlungsbedarf“ 
gegen den Parkplatz bei Schloß Neuhaus an der 
A 33. Die Autobahnpolizei „kontrolliert ständig“ 
und „parkt auch schon mal den Streifenwagen 
an auffälliger Stelle“. In Berlin steht im Juli erst- 
mals die „’Klappe’ am Preußenpark im Visier des 
Stadtrats” (Berliner Morgenpost). Fünf Monate 
später fordert dort der CDU-Stadtrat Alexander 
Straßmeir — begleitet von einer bundesweiten Pres- 
sekampagne - von den Schwulen „mehr Toleranz 
im Klohäuschen“ gegenüber heterosexuellen Pink- 
lern — sonst werde die Anlage geschlossen. Auf 
der Toilette des Spandauer Rathauses ortet die Ber- 
liner Morgenpost „Sex und Drogen”. Das Maga- 
zin Adam resümiert, „die schnelle Nummer, die 
zu Zeiten unzähliger Toiletten möglich war, gibt es 
nicht mehr.“ Die Südwest Presse outet den Rast- 
platz Kälbling an der A 81 bei Steinheim cols 
„Sex-Treff für Homosexuelle”: „In der Szene kur- 
sieren Berichte, wonach die Polizei ‘nicht eben zim- 
perlich’ sein soll. In Stuttgart wird das Lokal 
Bistro „verstärkt Schauplatz von Polizeikontrollen“ 
(Stuttgarter Nachrichten). In Our Munich fordert 
im Oktober eine anonyme Interessengemeinschaft 
gegen radikale Gruppierungen die Inhaber von 
Szene-Lokalen auf, mit Polizei und Verfassungs- 
schutz zusammenzuarbeiten. Einen Monat später 
mutmaßt das Blatt, hinter den Kontrollen im 
Münchner Pomokino Sex-Point stecke kein ‚„Will- 
kürakt“ der Behörden, sondern möglicherweise 
„Denunzianten aus den eigenen Reihen“ . In der 
taz schreibt Jan Feddersen: „Homosexuelle und 
Polizei haben von jeher ein feindliches Verhältnis 
zueinander. Inzwischen weichen die Fronten auf.“ 
In Köln referiert Jens Dobler vom Anti-Gewalt- 
Projekt des LSVD zum Thema ‚Vom Zwangs-Ver- 
hältnis zur Zweck-Ehe. Mehr als 100 Jahre Schwu- 
le und Polizei“. Der LSVD lobt in einer Stellungnah- 
me zur „Nulltoleranz für Schwulenticker“: „Wir ha- 
ben den Eindruck, daß in der langjährigen Zusam- 
menarbeit zwischen Lesben- und Schwulenverband 
und der Polizei bereits einiges vorweggenommen 
wurde, was nun unter dem Etikett community 
policing für das gesamt-gesellschaftliche Verhält- 
nis von Bürger und Polizei als großes Vorbild ge- 
priesen wird.“ Im Dezember wird Nürnberg von 
Innenminister Beckstein als „sauberste Großstadt 
Bayerns” ausgezeichnet, Regensburg erhäl! 


eine „besondere Anerkennung . 


2001 
In einer Queer-Kolumne schreibt die neue Leite- 
rin des Kölner LSVD-Anti-Gewealt-Projekts, Susanne 
Indorf: ‚Das Homoehe-Gesetz darf nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß dies schwulen Cruising- 
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Gängern ... noch keine gesellschaftliche Aner- 
kennung bescheren wird.“ Vielmehr sei festzustel- 
len, daß Parkplätze und Parkanlagen „mancher- 
orts zu Hochsicherheitszonen zu mutieren schei- 
nen, um die Allgemeinbevölkerung vor "schädli- 
chen’ Umtrieben zu schützen.” Am 19. Januar 
stürmt die Polizei in einer „überfallartigen Aktion“ 
(Queer) die Schwulensaunen in Essen, Düs- 
seldorf und Köln. Personalien vieler Gäste wer- 
den erfaßt und Videos angefertigt. In Frankfurt 
a. M. endet ein monatelanger „Ioilettenstreit” mit 
der Privatisierung von 58 öffentlichen WCs. We- 
gen der „Schäden an der Vegetation“ im Berli- 
ner Tiergarten will der CDU-Stadtrat Dirk Lam- 
precht Teile des Parks mit einem Zaun abriegeln; 
sämtliche Büsche in traditionellen Cruising-Area- 
len werden beseitigt. In Bochum werden die leiz- 
ten Klappen am Hauptbahnhof geschlossen. Im 
Kölner Raum kontrolliert die Polizei zahlreiche 
Parkplätze und spricht Platzverweise aus, um „ho- 
mosexuelle Straftaten” zu verhindern. Am 26. Fe- 
bruaor sind die Szenekneipe Wunderbar und ein 
Pornokino in Hamburg Schauplatz einer Groß- 
razzia, bei der rund 350 Menschen erkennungs- 
dienstlich behandelt und zur „freiwilligen“ Abga- 
be von Speichelproben für die Gen-Datei ge- 
drängt werden. Die Polizei hat Pressevertreter ge- 
laden, den Einsatz zu begleiten - mindestens ein 
Mann wird geoutet. Die Polizei plant weitere Roz- 
zien. Beim CSD entfernt die Polizei auf Veranlas- 
sung des CSD e.V. einen als Genlabor dekorier- 
ten Wagen der Abnormals Anonymous. In Stutt- 
gart will das Bauamt die Schwulensauna Viva 
wegen ihres „Bordellcharakters” schließen. Der 
rot-grüne Entwurf für ein neues Datenschutzgesetz 
erlaubt die Speicherung von Angaben über das 
„Sexualleben”. Am 1. Juni bringt Bayern — unter- 
stützt von Sachsen, Thüringen und Hessen - ei- 
nen Gesetzentwurf „Zur Erweiterung des Einsat- 
zes der DNA-Analyse” in den Bundesrat ein, wo- 
nach künftig Daten über Täter gespeichert wer- 
den sollen, die wegen „Beleidigung“ sowie „son- 
stigen Vergehen mit sexuellem Hintergrund” ver- 
urteilt wurden. CSU-MdBs fordern, „Exhibitioni- 
sten und Spanner” — also auch Klappengänger 
und Cruiser — sowie „Busengrapscher und ob- 
szöne Anrufer” als potentielle Sexverbrecher zu 
speichern: „Hier kommt auch als Maßnahme die 
chemische Kastration in Betracht.” In Kooperati- 
on mit Schwulengruppen und der örtlichen Poli- 
zei werden „mit großem Erfolg Info- und Diskus- 
sionsabende in Oldenburg, Hannover, Göt- 
tingen und Braunschweig organisiert. Als 
Experte war jeweils Andre Zwiers dabei“ (Box) vom 
LSVD Dortmund. Beim Greifswalder CSD stellt 
sich ein Arbeitskreis lesbisch-schwuler PolizistInnen 
vor. In Berlin erhält das Schwule Überfalltelefon 
(SUB) den „CSD-Zivilcouragepreis 2001”. SÜB- 
Leiter Bastian Finke: „Früher war die Polizei ... 
aufgrund ihrer Razzien ein rotes Tuch für viele 
Schwule. Mittlerweile gestaltet sich die Zusam- 
menarbeit mit der Polizei als kritischer Dialog.“ In 
der CSD-toz mutmaßt Michael Kasiske zur „ver- 
meintlichen Illegalität ... konspirativer Aktions- 
räume”: „Schwule Räume verschwinden, eben 
weil sie nicht mehr verboten sind.” Mit ihren 
Homo-Beamten habe die Polizei „der Tatsache 
Rechnung getragen, daß das homosexuelle Le- 
ben im Park Bestandteil gängiger Verhaltenswei- 
sen ist”. Im Hamburger Hinnerk erklärt Rein- 
hard Saß, „Mitbegründer des Schwulen Überfall- 
telefons/LSVD Hamburg”, die Zusammenarbeit mit 
der Polizei sei „nicht als Folge der Klappenspiegel- 
affäre des Jahres 1980”, sondern „zum CSD 1996 
zusammen mit dem damaligen SVD-Projekt 
'Schwules Überfalltelefon 19228’” entstanden. 


Parallel dazu erfuhr der HAPol zwar, „daß 
diskriminierende Äußerungen, welcher Art 
auch immer, an der Landespolizeischule Ber- 
lin nicht geduldet werden.“”* Der Dekan der 
FHVR, Professor Dr. Hans-Gerd Jaschke, sah 
sich jedoch zu dienstrechtlichen Konsequen- 
zen außerstande, da der Klappensexexperte 
an seiner Fachhochschule nur „als nebenamt- 
licher Lehrbeauftragter beschäftigt ist“, und 
ergänzte stattdessen: „Der Fachbereich Poli- 
zeivollzugsdienst begrüßt es, wenn Herr Zirk 
auch weiterhin zur Verfügung steht.“ 

Ein Treppenwitz am Rande: „In bestimm- 
ten Abschnitten werden in Zusammenarbeit 
mit dem Schwulen Überfalltelefon Berlin be- 
sondere Schulungen durchgeführt. Im Rah- 
men der Ausbildung wird der mittlere Dienst 
der Schutzpolizei in den Themen Homosexu- 
alität und Polizei sowie Gewalt gegen Lesben 
und Schwule unterrichtet. Nach der Organı- 
sationsreform soll diese Fortbildung in Zu- 
kunft an der Fachhochschule für Verwaltung 
und Rechtspflege weitergeführt werden“, do- 
kumentierte die Landeskommission Berlin 
gegen Gewalt bei der Senatsverwaltung für 
Schule, Jugend und Sport bereits 1998 cın 
entsprechendes Vorhaben. Was sich aber auch 
ein Jahr danach wohl noch nicht bis zum De- 
kan herumgesprochen hat. 

Und Klarner? Der unbeugsame Kämpfer 
für mehr Respekt im Verhalten gegenüber 
Schwulen und Lesben — mit Rettungs- 
schwimmabzeichen, Sportabzeichen und dem 
Königlich-Niederländischen Viertagekreuz 
dekoriert — hatte noch lange Freude an den 
Folgekosten seiner Zivilcourage: Die Polıizei- 
gewerkschaft im Deutschen Beamtenbund 
hat die Kostenübernahme abgelehnt.‘ Die 
Unterstützung der „Community“ reduzierte 
sich auf zwei Briefchen des Sonntags-Clubs 
(SC) und des Schwulen Überfalltelefons Ber- 
lin (SUB) 
tragten Löher; die taten keinem weh und ko- 


an den Gleichstellungsbeauf- 


steten auch nichts. Materielle Hilfe vom Les- 
ben- und Schwulenverband in Deutschland 
(LSVD) hat er bis heute ebenso wenig erhal- 
ten wie eine Auszeichnung für seinen ganz 


persönlichen „Aufstand der Anständigen". 


Fundstellen 


gericht Berlin, Dez. 116, vom 2. Februar 1999, Az. 81 Js 
3/99 

Schriftsatz des Rechtsanwalts Wilhelm Lodde, Berlin, 25. 
Februar 1999 

Beschwerdebegründung des Rechtsanwalts Wilhelm 
Lodde, Berlin, 1. März 1999 

Beschwerdebescheid der Staotsanwaltschaft bei dem Kam- 
mergericht, Berlin, 9. April 1999, Az. Zs 704/99 
’ Antrag auf gerichtliche Entscheidung der Rechtsanwältin 
Ursula Hofmann, Berlin, 14. Mai 1999, 5. 4 

HAPol, PE 1/99, Berlin,]5. Mai 1999, Schwulen- 
diskriminierung in der Polizeifortbildung. Staatsanwaltschaft 
stellt Verfahren gegen hetzenden Beamten ein; HAPol, PE 
2/99, Berlin, 7. September 1999, Schwulendiskriminierung 
in Berlins Poliz 
) 


Kopport antreten 


eiopparat: Preußischer Landtag läßt Polizei- 


f 
tuhrung zum 


1 j . ‘ 
vgl. die tageszeitung, 15. März 1999, Die machen’s 
vierzehnmol täglich. Staatsanwalt lehnt Strafanzeige eines 


1} 
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schwulen Polizisten ab. Diskriminierende Außerungen ei- 


nes Dozenten über Homosexuelle erfüllen nicht den Straf- 
tatbestand der Volksverhetzung; Siegessaule, April 1999, 
Dos ist eintach widerlich. Homophobe Polemik. Polizei- 
hauptmeister verklagt Dozenten der Landespolizeischule 
I, 17. Mai 1999, Klage wegen Hetze 


| 5 Uhr aktuell, 18. Mai 1999 Polizei C 


(, August 1999, Schwulendiskriminierung in der 


Berlin; 15 Uhr oktuel 
gegen Schwule y 


Be 
frei; Box 


die rätselhatte Meinungsfreiheit einer staatlichen Stelle 


Berliner Ku 


er, 10. November 1995, Lehrer-Training 
Berliner Kurier, 9. September 1996, Messer, Knüppel 
sogar Pistolen. Junge Verbrecher immer brutaler 
' Der Tagesspiegel, 8. März 1996, Jugendliche Gewalt 
tüter werden immer brutaler. Anstieg vor allem bei 14- bis 
oltgang Zirk/Gottfried Vordermaier: Kriminaltechnil 


Inge Lehrbu« h für Ausbildung und Prax S, Stut 


Kriminaldirektor i. R. Manfred Teufel, in: „die kriminal- 
polizei \ärz 1999 
Woltgang Zirk: Jugend und Gewalt. Polizei-, Sozialar 
beit und Jugendhilfe Stuttgart 1999 

Christine Hol neyer, in: „Bürgerrechte & Polizei”, CILIP 
63, 2/1999 

PDS, Bunde 


März ] 999 


:ssprecherinnenrat, Berlin, Mitteilung vom 1/7. 


Beschluß des Kammergerichts, Berlin, 16. Juni 1999, 
Az. 3 Ws 281/99 


Ian {f 


MdA Ido Schulen trat tıonslos) Über den Präsidenten des 


Abgeordnetenhauses von Berlin über Senatskanzlei, Klei- 
ne Anfrage Nr. 5136 vom 9 August 1999 über Schwulen- 
lıskriminierung in der Polizeifortbildung 

Senatsverwaltung für Inneres, III C 22 Gen 63], Ant- 
ort auf die Kleine Anfrage Nr. 5136 vom 9. August 1999 
über Schwulendiskriminierung in der Polizeifortbildung, Ber- 
IT 3. September 1999 

Schreiben des HAPol an Innensenator Eckhart Wertheb 
ach vom 18. Februar 1999 

i eiben der Senatsverwaltung tür Inneres an den HAPOo! 
vom 27. September 1999 


Schreiben des Polizeipräsidenten in Berlin, Stab 13 
00880, an den HAPol vom 23. August 1999 
Schreiben des HAPol an den Ansprechpartner der Berl; 
ner Polizei für gleichgeschlechtliche Lebensweisen vom 9 
September 1999 
Schreiben des Ansprechpartners deı Berliner Polizei für 
Je geschl htliche Lebensweisen an den HAPo! vom 19 
November 199% 
Schreiben der Loandespolıze . HAT 
I( \aı 199% 
ben des Del ler Fa 
] d Re tsptleg j R) an de 
1999 
f f les De der Fe 
N Ra otli Jt FHV IAP 
1999 
ı des Landesg: ıt 
] 1 rerbı ) I { N 
1 erks ) Islı l, Di 
' )9 
t les SL -Vorste . ‘ 
für © 


„Aus dem 


Juli/August zCCl 


Die Täter kamen in der Nacht. Nach sehr viel Kraftaufwand und entsprechendem Lärm 
lagen elf der vierzehn einen halben Meter tief im Erdreich verankerten Ausstellungssäulen 
umgeworfen auf dem Boden des Wiener Heldenplatzes. Ein Bericht von Guprun HAUER 


rst um Il Uhr vormittags schlug 
eine Journalistin der Tageszeitung 
Der Standard Alarm bei der Wiener 
Polizei. Diese hatte nichts gehört und ge- 
sehen — trotz unmittelbarer Nähe zu Hot- 
burg, dem Amtssitz des österreichischen 
Bundespräsidenten, zu Bundeskanzleramt 


oe — 
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und Parlament. Bis heute konnte sie nicht 
einen Täter oder wenigstens einen Hinweis 
auf die Urheber des Anschlags aufspüren 

„Aus dem Leben“, die erste Ausstellung 
ın Osterreich über die nationalsozialisti- 
sche Verfolgung von Lesben und Schwu- 
len, wurde von der Homosexuellen Initia- 
tive (HOSID) Wien ım Rahmen von Euro- 
pride 2001 arrangiert und vom „National- 
fonds der Republik Österreich für Opfer 
des Nationalsozialismus" gesponsert. Die 
Kuratoren und Historiker Hannes Sulzen- 
bacher und Nikolaus Wahl hatten zahlrei- 
che Dokumente vor allem aus den Be- 
ständen des Wiener Landesarchivs zusam- 
mengetragen, die in Form von Gerichtsak- 
ten, Briefen, Protokollen, Fotos den Zu- 
griff auf die Intımsphäre der Verfoleten 
und die Zerstörung von deren Foivuihlsen 
unmittelbar veranschaulichten: Architekt 
Thomas Geisler montierte die Exponate in 
auf Nabelhöhe der BetrachterInnen befind- 
liche Gucklöcher von dreieckigen, zwei 


Meter hohen rosaroten Säulen. 


In der Nacht vom 13. auf den 14. Juni, 
also unmittelbar nach Aufstellung und 
wenige Stunden vor der Eröffnung, wurde 
die Ausstellung schwer verwüstet. „Der 
Anschlag war sicherlich kein Streich dum- 
mer Jungen oder von Betrunkenen“, er- 
klärtee HOSI-Wien-Obmann Christian 
Högl, „denn dazu 
sind die Beschädi- 
gungen zu SySte- 
matisch und zu 
gravierend. Es 
muß schon massı- 
ver und systema- 
tischer Gewaltan- 
wendung bedurft 
haben, um die Säu- 
len aus ihrer mas- 
siven Bodenver- 
ankerung zu rei- 
Ben. Daran haben 
en /ang sicherlich mehre- 
a | re Personen eine 
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Weile mit zielge- 


richtetem Vorsatz 


arbeiten müssen.” 

Entsprechend 
war die Stimmung bei der Eröffnung am 
Abend des 14. Juni. Die RednerInnen ran- 
gen um Worte für das eigentlich nicht Aus- 
sprechbare und Neue auch und gerade ın 
Wien: Zwar hatten bislang in der Stadt- 
geschichte alle öftentlichen Mahnmale und 
Gedenkstätten für Opfer des Nationalso- 
zialismus jahrelange politische Debatten 
über „Sinnhaftigkeit“ und geplante Aus- 
stellungsorte hinter sich bringen müssen 
_ man denke an das Mahnmal Alfred Hrd- 
lickas am Albertinaplatz oder das Gedenk- 
mal Rachel Whitereads am Judenplatz -, 
aber die Zerstörung einer Erinnerungsaus- 
stellung ist ein absolutes Novum in der 
Kernstadt der österreichischen Sozialde- 
mokratie. 

Vorausgegangen waren auch hier mona- 
telange Streitigkeiten um den Ort der Auf- 
stellung: Urspünglich verweigerte die für 
die Platzvergabe zuständige Burghaupt- 
mannschaft den geplanten Ausstellungsort 
am Heldenplatz. Begründung: Das Thema 


hätte überhaupt nichts mit der Ges hıich- 


Juni anläl. 


te dieses Ortes zu tun. Genau dort hatten 
1938 nämlich hunderttausende WienerIn- 
nen Hitler nach der Annektion Österreichs 
enthusiastisch bejubelt. Schließlich gab 
diese Behörde endlich nach, verlangt aber 
bis heute eine tägliche Platzmiete, deren 
Summe sich bis Ausstellungsende auf 
knapp 20.000 DM belaufen wird. 

Einige Tage zuvor verweigerte der für 
diese Gesetzesmaterie zuständige Sozial- 
ausschuß des österreichischen Parlaments 
eine entsprechende Novellierung des öster- 
reichischen Opferfürsorgegesetzes (OFG) 
in Richtung Erweiterung auf homosexuel- 
le Opfer sowie wegen „Asozialität” Ver- 
folgte (weibliche Homosexualität blieb 
durch die Beibehaltung des bis 1971 gülti- 
gen $ 129 auch während der Okkupations- 
jahre strafbar): Dieses Gesetz regelt seit 
Ende der 40er Jahre die Entschädigungs- 
ansprüche für Verfolgte des NS-Staates ın 
Österreich; Sinti und Roma wurden erst 
in den 90er Jahren aufgenommen, auch an- 
deren Gruppen (z.B. Zwangssterilisierte, 
Behinderte...) außer den Lesben und 
Schwulen wird bis heute von ÖVP- wie 
EPÖ-PolitikerInnen die Anerkennung als 
NS-Opfer verwehrt. ÖVP-Sozialsprecher 
Gottfried Feurstein forderte gar ein Ende 
der Debatte, denn „für mich ist das The- 
ma erledigt". 

PolitikerInnen der beiden Regıerungs- 
parteien ÖVP und FPÖ schweigen bis heu- 
te beredt zum Anschlag auf die Ausstel- 
lung; Distanzierungen trafen nur von SPÖ 
und Grünen ein. Zur Erinnerung an das 
Attentat und zugleich als sichtbares Zeı- 
chen für die mehr als 250.000 Teilneh- 
merInnen der Regenbogenparade am 30. 
;Blich des Christopher-Street-Days 
blieb eine Säule auf dem Boden liegen - 
absichtlich diejenige mit den Dokumenten 
zur verweigerten E ntschädigung. Als sym- 
bolische Form der Erinnerung trugen die 
Lesben der HOSI Wien einen riesigen 
schwarzen Stoffwinkel mit sich, denn "wir 
werden uns aber nicht aus dem öftentli- 
chen Raum vertreiben lassen”, wie schon 
HOSI-Obfrau Helga Pankratz anläßlıch 


der Verwüstungsaktion betont hattı 


Gisi Nr. 14 


Käuflicher Sex 


Anfang Juni hat der 
Bundespräsident vier 
Straßenkinderpro- 
jekte in seinen Amis- 
sitz gebeten, um sich 
aus erster Hand über 
deren Arbeit infor- 
mieren zu lassen - 
unter ihnen auch 
eines, das jugendli- 
che Stricher und 
Callboys betreut. 
Voraussichtlich im 
Oktober wird Johan- 
nes Rau ein Prostitu- 
iertengesetz unter- 
schreiben, das der- 
zeit im Bundestag 
von Rechitsgelehrten 
heftig verrissen wird. 
Zum Hintergrund 
ein Bericht von 
Orrwın Passon 


Das Portrait 

auf Seite 22 zeigt die Hurenaktivi- 
stin Stephanie Klee, die den feder- 
führenden Ausschuß des Deutschen 
Bundestages als einzige mit berufs- 
praktischem Fachwissen versorgte. 


Das Gruppenbild mit Damen 
auf Seite 23 zeigt Lutz Volkweın 
(2.v. I.) von SUB/WAY berlin e.V. 
am 6. Juni 2001 im Schloß Belle 
vue, wo er Bundespräsident Johon 
nes Rau (3. vr.) ın dıe Geheimnis 
se des Homo-Strichs einführte und 
über Arbeitsbedingungen von 
Jungs und jungen Männern 


auf selbigem oufklärte. 


m Schloß Bellevue erläuterte Lutz Volkwein 

dem Präsidentenpaar die Arbeit von SUB/ 

WAY berlin e.V., einem Streetworkerprojckt, 
das Hilfe für Jungs und junge Männer bietet, die 
in der Bundeshauptstadt anschaffen. Ein Teil des 
Erlöses von etwa 350.000 Mark aus dem tradi- 
tionellen Benefizkonzert des Bundespräsidenten 
eine Woche danach in Berlins Philharmonie wird 
dieses Jahr neben KARUNA - Hilfe für sucht- 
gefährdete und suchtkranke Kinder e.V., KUB 
(Kontakt- und Beratungsstelle e.V.) und der 
Treberhilfe Berlin e.V. auch diesem Stricher- 
projekt zugute kommen. Inwieweit dagegen ein 
zeitgleich im Gesetzgebungsverfahren befindli- 
ches Prostituiertengesetz bestehende Nachtei- 
le und Kriminalisierung von Sexarbeit beseiti- 


gen wird, ist immer zweifelhafter. 


Wenn Eunuchen Liebe machen 


Noch bevor es im federführenden Ausschuß für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend des Deut- 
schen Bundestages am 20. Juni zur Sachverstän- 
digenanhörung über die beiden konkurrierenden 
Entwürfe für ein Prostituiertengesetz kam, hat- 
ten die meisten der geladenen Fachleute den Ab- 
geordneten ihre Bedenken insbesondere zur rot- 
grünen Gegenvorlage bereits vorab in schriftli- 
chen Stellungnahmen zur Kenntnis gegeben: Die 
Einwände der Zivilrechtler Eberhard Eichen- 
hofer’und Rolf Wank’, der Verfassungsrechtler 
Erhard Denninger'und Thomas Rauscher’, der 
Strafrechtlerinnen Dagmar 
Oberlies’und Margarete 
Gräfin von Galen , des Soz1- 
alrechtlers Rainer Schlegel” 
vom Bundessozialgericht, 
des Arbeitsrechtlers Thomas 
Pfeiffer’ und der Bundesan- 
stalt für Arbeıt'’, der Dort- 
munder Mitternachtsmis- 
sion'' sowie des Fachkom- 
missariats Milieu der Hanno- 
veraner Kripo’ sowie der 
Hure Stephanie Klee vom 
Aktıionskomitee Pro Prostı- 
tution der Hurenprojekte 
„highlights“ und HYDRA 


ließen an Deurlichkeit nichts 


zu wünschen übrıg. 


Zu Beginn der Anhörung trugen sie die 
gravierendsten Schwachstellen den von juristi- 
schem Sachverstand und horizontalem Fachwis- 
sen überwiegend unbeleckten MdBs'' noch ein- 
mal leicht verständlich vor, um sich anschlie- 
end mehr oder weniger qualifizierten Nachfra- 
gen hauptsächlich zum Strafrecht zu stellen. Le- 
diglich der renommierte Rechtshistoriker Uwe 
Wesel offenbarte gleich zu Anfang, dal) er dem 
differenzierteren PDS-Entwurf (vgl. Gier, Nr. 
13, S. 22 f.) intellektuell nicht gewachsen sei: 
„Der PDS-Entwurf ist mir zu kompliziert und 
ich sage Ihnen ganz offen, einiges verstehe ich 
auch gar nicht.“ 

Überrascht von der Auskunft, daß Prostitu- 
ierten der Zugang zu den Sozialversicherungs- 
systemen längst gegeben sei, bat der rechtspoli- 
tische Sprecher der Bündnisgrünen, Volker Beck, 
die Sachverständigen, „die Rechtsprechung, die 
Sie zitiert haben, uns noch einmal zur Verfügung 
zu stellen mit entsprechenden Quellen für den 
Ausschußbericht.“ Nicht nur die Vorsitzende 
reagierte genervt’: „Ich war erstaunt über Ihr 
Erstaunen, dal abhängig beschäftigte Prostitu- 
ierte in der Sozialversicherung sind“, antworte- 
te Rentenversicherungsexperte Wolfgang Hei- 
ne, der Beck darüber aufklärte, dal) er schon vor 
Jahren im Rahmen seiner Tätigkeit beim VDR 
(Verband Deutscher Rentenversicherungsträger) 
mit der BfA auch ein entsprechendes Überein- 
kommen für selbständige Prostituierte erreicht 
habe.' 

Für weitere Aha-Erlebnisse sorgte dann Krimi- 
nalhauptkommissar Werner 
Schnelker: Er, der „quasi di- 
rekt an der Front beschäf- 
tigt" ""sci, halte $ 180 a Abs. 
| Nr. 2 StGB (Förderung der 
Prostitution) für einen „Ana- 
chronismus“ , der „ciniger- 
maßen menschenwürdige 
Verhältnisse in den verschie- 
denen Bordellen” verhinde- 
re." Auch die Vorsitzende 
des Deutschen Juristinnen- 
hundes und Fachhochschul- 
dozentin ın Frankfurt am 
Main, Dagmar Oberlies, wic- 
derholte‘'. dab diese Norm 
„in jedem Fall gestrichen wer 


den sollte. weıl alle Recht 


sprechung, die wir dazu kennen, wirklich 
im Moment nur die Funktion hat, gute Ar- 
beitsbedingungen zu verhindern“ und auch 
181 a Abs. 2 (Zuhälterei) „habe ich 
. muß man da 


beim $ 
sehr gesagt, auch über 
die Streichung nachdenken. °° Margarete 
Gräfin von Galen sckundierte, sie sei ge- 
nerell der Auffassung, dal) man im Bereich 
der Prostitution Strafbarkeit „weitgehend 
abschaffen könnte. Wesentlich weiterge- 
hender, als das jetzt bei dem vorliegenden 
(rot-grünen — d. V.) Entwurf geschehen 
soll“, da es unabhängig davon ausreichend 
weitere Strafnormen beispielseise zu Nö- 
tigung oder der Förderung sexueller Hand- 
lungen Minderjähriger gebe.” 

Oberlies ging noch weiter. Sie würde es 
begrüßen, wenn im Gesetz „auch die Strei- 
chung des re 36 (Protokoll- 
46 — d.V.), Nummer 3, 


Ausländergesetz, einbezogen wäre: Der 


fehler; sie meinte $ 


Ausweisungsgrund der Gewerbsunzucht, 
weil der eigentlich nicht mehr nötig ist, 
aber hier eine bestimmte Signalwirkung 
hat.“ 

Am Ende gab die Prostituierte Stepha- 
nie Klee dem .. Torso den Gna- 
Ss 119 und 120 Ordnungs- 


ER welche die Werbung 


denstoß: Die $ 


für Prostitution verbieten, müßten eben- 
falls gestrichen werden. Sie seien nicht 
mehr zeitgemäß, würden aber Doppelmo- 
ral zementieren und so Medien die Mög- 
lichkeit geben, von Anschaffenden über- 
höhte Anzeigenpreise zu nehmen und nur 
verdeckt zu werben. „Sie finden in keiner 
der Anzeigen das Wort Prostituierte oder 
Sexarbeiterin, geschweige denn Safer Sex 
oder bestimmte andere Beschreibungen.“ 
Dies sei kontraproduktiv und gesundheits- 
schädlich. „Ich finde es auch heuchlerisch. 
daß Zeitungen uns diesbezüglich ausbeu- 
nicht die Möglichkeit ge- 
ben, kreativ und faır und wirklich detail- 


ten und uns ... 


lıert auf unsere Dienste aufmerksam zu 
machen. ... In den Anzeigen finden Sie im- 


mer wieder Modelle und dahinter verstek- 


ken sich die Zeitungen, indem sie sagen, 
es sind Fotomodelle, die sich zu zweit, zu 
dritt anbieten, daß man sie fotografiert ... 
oder mit ihnen Kaffee trinkt. Auch das ist 
eine Lüge. Es ist Doppelmoral und ich wür- 
de sehr wohl plädieren, diese beiden Para- 
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graphen auch noch zu streichen.“ 


Rimming mit Gregor 


Eigentlich sollte am 4. Juli die abschließen- 
de Beratung der beiden Vorlagen im feder- 
führenden Ausschuß und am 6. Juli die 
zweite und dritte Lesung hierzu im Bun- 
destagsplenum erfolgen. Doch während 
sich in der PDS-Fraktion abzeichnete, dal 
die demokratischen Sozialisten unter den 
schnöden Einflüsterungen ihres Berliner 
Spitzenkandidaten Gregor Gysi überra- 
schend dazu neigen, dem rot-grünen Ge- 
genentwurf zuzustimmen, somit die SPD 
rechts zu überholen und Prostituierte links 
liegen zu lassen, verspürten die Koalitions- 
parteien ganz plötzlich noch Beratungs- 
bedarf und verschoben kurzerhand eine ab- 
schließende Entscheidung auf die Zeit nach 
der Sommerpause.““ 

Jetzt steht zu befürchten, dab eine rot- 
rot-grüne Mehrheit einem für die Berufs- 
praxis von Anschaffenden untauglichen 
Versuch zustimmen wird, die Rechtsstel- 
lung von Sexarbeit dahingehend neu zu re- 
geln, daß die bisherige Benachteiligung und 


Kriminalisierung von Prostitution nahezu 


unverändert und dauerhaft fortgeschrieben 


wird. Nicht ohne Grund hatte Klee ihrer 
Stellungnahme ein treffendes Goethe-Ziı- 


tat vorangestellt ". Toleranz darf nur eıne 


vorübergehende Gesinnung sein, sie mul 
zur Anerkennung führen. Dulden heißt be- 


leidigen.“ Doch so respektvoll wie der 


Frankfurter Dichter wird sich anscheinend 
nur die parteilose PDS- Abgeordnete Chri- 


stina Schenk gegenüber gut einer halben 


Million Nutten, Strichern und Callbovs 


hierzulande verhalten 
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Fundstellen 
' Deutscher Bundestag, Bundestags-Drucksache 
(BT-Drs.) 14/4456 vom 1. November 2000, Ent- 
wurf eines Gesetzes zur beruflichen Gleichstellung 
von Prostituierten und anderer sexuell Dienst- 
leistender (der PDS); BT-Drs. 14/5958 vom 8. Mai 
2001, Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der 
rechtlichen und sozialen Situation der Prostituier- 
ten (von SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN) 

? Deutscher Bundestag, Ausschuß für Familie, Se- 
nioren, Frauen und Jugend, Ausschuß-Drucksa- 
che (A-Drs.) 14/675 vom 12. Juni 2001 und 14/ 
689 vom 18. Juni 2001 

3 ebenda, A-Drs. 14/693 vom 19. Juni 200] 

* ebenda, A-Drs. 14/691 vom 16. Juni 2001 

5 ebenda, A-Drs. 14/681 vom 14. Juni 200] 

6 ebenda, A-Drs. 14/682 o. D., Juni 2001 

’ ebenda, A-Drs. 14/686 o. D., Juni 2001 

8 ebenda, A-Drs. 14/678 vom 13. Juni 2001 

? ebenda, A-Drs. 14/688 vom 15. Juni 2001 

\0 ebenda, A-Drs. 14/683 vom 15. Juni 2001 

\ ebenda, A-Drs. 14/685 o. D., Juni 2001 

\2 ebenda, A-Drs. 14/679 vom 12. Juni 2001 

'3 ebenda, A-Drs. 14/687 vom 14. Juni 2001 

'4 Nur zwei der fragenden MdBs haben ein Jura- 
studium abgeschlossen (Anni Brandt-Elsweiler, 
Jürgen Meyer), je eines war Pressefotografin (Han- 
na Wolf), Hausfrau (Ilse Falk), Handelslehrerein 
(Maria Eichhorn), kaufmännische Angestellte 
(Irmingard Schewe-Gerigk), ohne irgendeinen Ab- 

schluß (Volker Beck), Steuerfachangestellte (Inc 
Lenke) oder Physikerin (Christina Schenk). Laut 
Kürschners Volkshandbuch verfügt keines von ih- 
nen über Praxiserfahrung als Nutte, Stricher oder 
Callbay. 

5 Deutscher Bundestag, Ausschuß für Familie, Se- 
nioren, Frauen und Jugend, 69. Sitzung, 20. Juni 
2001, Protokoll 14/62,5. 19 
% ebenda, 5. 33; MdB Christel Riemann- 
Hanewinckel: „Jetzt werde ich langsam etwas un- 
ruhig, Herr Kollege Beck.” 

' ebenda, 5. 35 ! 

8 ebenda, 5. 18 

'’ ebenda 

' ebenda, 5. 
' ebenda, 5. 

? ebenda, S. 
ebenda, 5. 


# obenda, 5. 


32; vgl. auch schon S.9t. 
15 
ebenda, 5. 36 


als never Termin für die abschließende Bera 


tung im tederführenden Ausschuß gilt nun der 26 


September: 2001 
vgl Fußnote 13 
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Uta Ranke-Heinemann 


Mirakulöser Systemschaden 


„Niemand käme auf die Idee, wegen Masturba- 
tion Steuervergünstigungen beim Finanzamt zu 
beantragen.“ Dieser gewohnt kernige Satz Uta 
Ranke-Heinemanns war ein Highlight der Podi- 
umsdiskussion „Ist die (Homo-)Ehe noch zeit- 
gemäß?“, zu der anläßlich des CSD die PDS-Frak- 
tion in den Sächsischen Landtag eingeladen hat- 
te. Die Ehe, so Ranke-Heinemann, bedürfe näm- 
lich aufgrund ihrer Reproduktionsfunktion des 
besonderen staatlichen Schutzes. 

Die Tochter desselben Bundesjustizministers 
und -präsidenten, unter dem 1969 der Schwu- 
lenparagraph 175 reformiert wurde, verlor im 
Mai 1987 ihren Lehrstuhl für Katholische Theo- 
logie an der Universität Essen nicht bloß, weil 
sie den klerikalen „Sexualpessimismus“ angegrif- 
fen hatte. Im Vorfeld des Papstbesuches in der 
BRD hatte sie überdies in einer live aus dem 
Marienwallfahrtsort Kevelaer gesendeten Fern- 
seh-Talkshow die Jungfrauengeburt Jesu zum 
„zeitbedingten Vorstellungsmodell“ erklärt. Die 
„mirakulöse Unversehrtheit“ auch bei der Ge- 
burt Jesu werfe nicht nur theologische Fragen 
bezüglich der wahren Mutterschaft Mariens auf, 


Weiter schnarchen 


Noch bevor die 2000er rot-grüne Rentenreform 
zum Jahresbeginn 2001 als billiger Abklatsch der 
1998er schwarz-gelben Vorstufe in Kraft trat, 
hatte Gig als erste bundesweit erscheinende 
Zeitschrift vor deren existentieller Gefahr für 
HIV-Positive gewarnt. In den Ausgaben 9 und 
10 waren die weitreichenden Folgen für chro- 
nisch Kranke bis an den Rand der Kriminalisie- 
rung so drastisch aufgezeigt worden, dal) sogar 
die posztion!, die Zeitschrift des bundesweiten 
Netzwerks der Menschen mit HIV und AIDS, 
den Beitrag ungekürzt nachdruckte. Erst danach 
nahmen sich auch andere Fachpublikationen die- 
ses brisanten Themas an, u. a. Stephan Boes in 
dem in München erscheinenden Journal Projekt- 
information. 

Gern hätte Gig7 nun auch über den von Boes 
moderierten Workshop 23 „Zur Kasse bitte! — 
Renten und Gesundheitsreform — Info- und Dis- 
kussionsforum“ des Kongresses „Positive Begeg- 
nungen“ der Deutschen AIDS-Hilfe (DAH) vom 


Aufgewacht 


Aufgeweckter als die DAH ist der Sozialverband 
Deutschland (SoVD). Dessen sozialpolitischer 
Sprecher Sven Picker nannte die Riester-Reform 
einen „Schlag ins Gesicht” aller Beitragszah- 
lenden, deren Mehrheit mit der Rentenreform 
‚in die Altersarmut“ geschickt würde: Die Re- 
form produziere dıe Anwärter für die von Rot- 
Grün neu eingeführte Grundsicherung selbst. 
Zur Zeit prüft der SoVD, ob er Verfassungsbe- 
schwerden seiner Mitglieder unterstützen wird. 

Schon im November 2000 hatte der SoVD 


sondern trage zudem „sexualfeindliche und zö- 
libatär-neurotische Züge“. 

Aber offenbar glaubt die Professorin wenn 
schon nicht an die jungfräuliche Geburt, so doch 
an die jungfräuliche Zeugung. Berge doch die 
Eingetragene Partnerschaft „die Gefahr der mas- 
senhaften Entstehung von Scheinlesben”. Frau- 
en könnten nämlich sehr gut rechnen und wül- 
ten genau, daß sie nicht bei „Big Brother“ seien 
und demzufolge keine Überwachungskameras im 
Schlafzimmer haben. Ihre Prognose: Frauen, die 
keinen Sex miteinander haben, aber die Steuer- 
vorteile einer Eingetragenen Partnerschaft nut- 
zen wollen, werden sich massenhaft verlebens- 
partnern. Mirakulöse ökonomische Folge eines 
offenbar theologischen Vorstellungsmodells: 
Aufgrund der Mitversicherung der Partnerin 
breche früher oder später das Gesundheitswe- 
sen zusammen. — Womit abermals bewiesen 
wäre, daß Theologie nichts mit Wissenschaft zu 
tun und der 1992er Bestseller „Nein und Amen. 
Anleitung zum Glaubenszweifel“ dem infanti- 
len Hang zur unbegründeten Annahme nicht mal 
bei der Autorin selbst abgeholfen hat. 


4. bis 7. Juli in Berlin berichtet. Dort ging es 
darum, wie Hauptbetroffene inzwischen mit den 
Folgen dieser „Reform“ leben. Im Gegensatz zu 
Versicherungen der Arbeits- und Gesundheits- 
minister, chronisch Kranke würden von Kürzun- 
gen aller Art verschont, sehe die Wirklichkeit 
anders aus: „Leistungen werden gekürzt, HIV- 
Infizierte stehen erheblich schlechter da als je 
zuvor. Der Workshop versucht die Renten- und 
Gesundheitsreform aus der Sicht HIV-Infizier- 
ter und chronisch kranker Menschen zu bewer- 
ten“, hieß es in der Ankündigung. Doch alle Bit- 
ten der Redaktion bei der DAH um Akkreditie- 
rung wurden von Dirk Hetzel und Jens Carsten- 
sen abgelehnt. 

Wir erinnern: Zwei Jahre lang wurde die „Re- 
form der Reform“ intensiv diskutiert, die DAH 
indes hatte selbst wenige Wochen vor ihrer Rea- 
lisierung noch keine Meinung dazu; schriftliche 
Anfragen um Stellungnahme vom 9. und 11. Ok- 
tober 2000 blieben bis heute unbeantwortet. 


gegenüber Gigi die Kompetenz von ArztInnen 
zur Beurteilung des quantitativen Leistungsver- 
mögens angezeifelt, vor Willkürentscheidungen 
und erheblichen Belastungen der Sozialgerichte 
gerade auch im Zusammenhang mit HIV-Patı- 
enten gewarnt. Von der DAH - abwesend auch 
bei der Expertenanhörung zur Rentenretorm ım 
Fachausschuß für Arbeit und Sozialordnung des 
Bundestages — ist bislang weder ein geplanter 
Gang vors Bundesverfassungsgericht noch eıne 


Positionierung zur Gesundheitsreform bekannt. 


Am 8. Juni meldete Ezrogay die „schwulen Por- 
no-Irends 2001“. Newcomer in der Sparte „Al- 
les, nur nicht gewöhnlich“ ist laut Exrogay-Redak- 
teur Mark Prott die Berliner Firma Cazzo, „die 
durch Skin-Fetisch-Videos bekannt wurde.“ Eine 
hübsche Formulierung des Experten für „Fetisch- 
Nischen“. Tatsächlich agieren in den Videos seit 
„Skin Flick“ (1999) glatzköpfige Darsteller auch 
in weiß geschnürten Springerstiefeln — Erken- 
nungszeichen von Nazi-Skins. Daß in der laufen- 
den Saison bei den Kreuzberger Fickfilmern wie- 
der kräftige Brauntöne angesagt sind, schert 
Prott nicht. Hauptsache die Marktstrategie 
stimmt: „Kein Wunder, daß das erfolgreichste 
Cazzo-Video der letzten zwölf Monate ‘Sex Skins’ 
war.“ Zum Bildnachweis — „Foto rechts: Cazzo 
Darsteller“ — fiel dem Internetredakteur ein un- 
schlagbarer Zwischentitel ein: „Der Trend zur 
Natürlichkeit”. 

Jenem Trend zur Natürlichkeit war auch Viola 
Roggenkamp auf der Spur, als sie am 19. Juni 


Meldungen der katholischen Nachrichtenagen- 
tur KNA, die deutsche Blätter nicht druckten: 

25. Mai: „Das Landeskomitee der Katholiken 
in Bayern hat dafür plädiert, das vom Bundes- 
tag verabschiedete Beratungskonzept bei Schwan- 
gerschaftskonfliktfällen zu überprüfen. Grund 
sind die steigenden Abtreibungszahlen ... So 
waren im vergangenen Jahr rund 134.000 Ab- 
brüche vorgenommen worden. Dies sei die höch- 
ste Zahl ... seit der gesetzlichen Neuregelung 

. im Jahre 1995." j 

28. Mai: „Unter Vorsitz der Europaabgeord- 
neten Godelieve Quisthoudt-Rowohl (CDU) hat 
sich in Hildesheim der Beirat der Stiftung 'Ge- 
meinsam für das Leben’ konstituiert ... Die mit 
einem Vermögen von 4,5 Millionen Mark aus- 
gestattete Stiftung solle zeigen, ‘daß der Schutz 
des menschlichen Lebens kirchliches Anliegen 
bleibt und ein noch umfassenderes Eintreten 
dafür notwendig ist.” 

30. Mai: „Frankreichs Nationalversammlung 


Ziel sei „die gleichberechtigte, existenzsichernde 
Teilhabe von Frauen am Erwerbsleben“, besagt 
ein Dokument namens „Aufbruch und Beneiie- 
rung — Deutschlands Weg ins 21. Jahrhundert“ 
Das AutorInnenkollektiv wolle „das fr 
derungsrecht wirksamer ausgestalten“ und kön: 
digte dazu „ein Aktionsprogramm ‘Frau und Be- 
ruf“ an. „Dazu sollen die berufliche Inteorar; 

und der Aufstieg von Frauen in Unternehmen 
und Verwaltungen sowie ıhre Existenzerün- 
dungen gefördert werden.“ Plädiert werde für 
„ein effektives Gleichstellungsgesetz. Wir wer- 
den verbindliche Regelungen zur Frauenförde- 


rung einführen, die auch ın der Privatwirtschaft 
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2001 in der zz Motto und Plakatmotiv des Ber- 
liner CSD „Quele)r gegen Rechts“ analysierte: 
„Sie stehen sich gegenüber wie Brüder, der 
Schwule und der Nazi“ — und nicht etwa wie 
Feinde. „Es wäre wichtig, daß die Bewegung der 
Homosexuellen, wenn sie sich gegen Rechts 
que(e)r stellt, von dieser Verstrickung ein Be- 
wußtsein hat“, denn „zwischen Homosexuellen 
wird teils karikierend, teils hingebungsvoll, auf 
jeden Fall aber sadomasochistisch vieles davon 
in Szene gesetzt, was der faschistischen Kampf- 
sportgruppe tödlicher Ernst ist: Uniformen mit 
nationalsozialistischen Symbolen, der Drill, die 
Züchtigung, die Unterwerfung. Auch die Lesben- 
szene zeigt sich geradezu stolz in den Requisi- 
ten, die hierzulande jeden Menschen assoziativ 
erinnern könnten an SA und SS, auch dann, wenn 
auf der Uniformmütze nur ‘Hafenpolizei’ steht. 
Dieser Entwicklung bei Lesben zu entsprechen 
scheint der langsame Zuwachs an Frauen in der 


rechten Szene.“ — Que(e)r gegen Rechts. 


(L) HOYYDIUNJON ANZ Pu] 


hat ... eine Gesetzesreform zum Schwanger- 
schaftsabbruch beschlossen. Nach dem ... Ge- 
setz wird die ... geltende Fristenregelung von 
zehn auf zwölf Wochen ausgedehnt. Beratungs- 
gespräche vor dem Eingriff sollen künftig nicht 
mehr verpflichtend sein ... Das Gesetz regelt 
auch Fragen der Verhütung und der sogenann- 
ten ‘Pille danach’ ... Die französischen Bischöfe 
hatten scharfe Kritik ... geübt ... Die Regierung 
versuche offenbar die Idee, es gebe ein ‘Recht 
auf Abreibung’ in den Köpfen zu verankern.” 
Die Novelle erlaubtden jährlich 5.000 franzö- 
sischen „Abtreibungs-Touristinnen“, den Eingriff 
auch nach der zehnten Woche legal in Frankreich 
vornehmen zu lassen, etwa aus sozialen Grün- 
den. Aber: „Die Gesetzesvorlage, die das 25 Jah- 
alisiert, schafft ... 


(Z) Hayyypılınyaon Anz puaıy 


re alte Abtreibungsrecht liber 
erstmals einen Rahmen für die Sterili 
geistig behinderten Menschen. Diese ıst nun- 
aubt, wenn andere Verhütungsmittel ... 


(FAZ) 


satıon von 


mehr erl 
sich nicht effektiv einsetzen lassen. 
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Anwendung finden müssen‘. Unterzeichnet ha- > 
ben das am 20. Oktober 1998 vier Herren na- q 
mens Schröder, Fischer, Lafontaine und Trittın OL 
sowie vier Damen namens Bergmann, Röstel, ® 
Wieczorek-Zeul und Müller. Es handelte sich bei I 
dem Schriftstück um den Koalitionsvertrag der T 
Parteien SPD und Bündnis 90/Die Grünen. C 
Am 2. Juli 2000 durfte das Kapital das leidige A 
Thema abhaken: Die Unternehmerverbände, al- = 
len voran Arbeirgeberpräsident Dieter Hundt, (& 
versprachen (!), ihren Mitgliedern Frauenförder- = 

maßnahmen zu empfehlen €), und der Kanzler ° 

zum Dank die Privatwirtschaft nicht s 

o 


sagte zu, 
mehr mit Gleichstellungsgesetzen zu belästigen 


Sex Skin a la Fass 
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Bereits zum 25. Mal 
fand das Lesben- 
frühlingstreffen statt 
- dieses Jahr im 
Osten der Republik. 
Die Rostocker Orga- 
nisatorinnen konn- 
ten dabei vor allem 
neue Maßstäbe in 
Sachen freundlicher 
Umgang mit Streßsi- 
tuationen setzen. Ein 
Bericht zur Lage der 
lesbischen Nation 
von Lizzıe PRICKEN 


s gibt Veranstaltungen im ansonsten 
F:- abgeschiedenen lesbischen Da- 

sein, die wirklich bemerkenswert sind. Da 
treffen sich einmal jährlich Tausende Frauen lie- 
bender Frauen an einem stets wechselnden Ort, 
um gemeinsam etwas so Harmloses wie den 
Frühling und gleichzeitig etwas so Subversives 
wie das Lesbentum zu feiern. Und das nach nun- 
mehr elf Jahren vereinigtem Lesbenland erstmals 
im tiefsten Osten. Bedauerlicherweise war le- 
diglich die Hälfte der erwarteten Schwestern aus 
dem Westen angereist, lag es an dem für viele 
weiten Weg in den Nordosten oder eher daran, 
daß das Motto 2001 immer noch „Ost/West — 
(k)ein Thema“ lautete? 


Lesben & Logistik 


Angesichts von 1.500 Anwesenden bei der drei- 
fachen Zahl der Erwarteten konnten sich diese 
folglich gleichmäßig auf insgesamt rund 100 
Tagesveranstaltungen verteilen, um im Anschluß 
das abendliche Kulturprogramm gemeinsam zu 
genießen. 

Zwangsläufig kann frau von den zumeist in 
Blöcken stattfindenden Vorträgen und Diskus- 
sionsrunden nur maximal sechs bis acht besu- 
chen. Der Rest, das sind immerhin rund 90 Pro- 
zent, bleibt ihr aus Termingründen verschlossen. 
Ein wenig mehr Überblick im Ankündigungs- 
programm wäre da durchaus von Nutzen gewe- 
sen — eine Ordnung nach Inhalt und Zeit hätte 
vermieden, daß unterschiedliche Veranstaltun- 
gen zum gleichen Thema parallel laufen. Viel- 
leicht hätten dann auch Referentinnen einander 
kennenlernen und Zuhörerinnen sich mit Gleich- 
gesinnten austauschen können. Eine zusätzliche 
räumliche Zuordnung hätte zudem die leidige 
Suche nach den jeweiligen Veranstaltungsorten 
erspart und die Möglichkeit von Plauderecken 
eröffnet — zum nachträglichen Fachgespräch 
oder auch nur zur Information über einige der 


verpaßten 90 Veranstaltungen. 


Schwerpunkt in diesem Jahr waren die Ent- 
wicklung der DDR-Lesbenbewegung auf politi- 
scher, kultureller und persönlicher Ebene sowie 
ihr schwieriger Weg in die bundesdeutsche Rea- 
lität. Obwohl sich mit Hilfe der tapferen 
Rostockerinnen die Ostfrau nun endgültig reha- 
bilitieren konnte — zumindest, was Organisati- 
onskompetenz angeht -, ist die Diskussion nicht 
viel weiter als Anfang der 90er Jahre. Es fehlt 
weiterhin an Foren für einen kontinuierlichen 
Austausch von Ost- und Westerfahrungen. Dazu 
mangelt es jedoch nicht zuletzt am nötigen In- 
teresse, vor allem seitens der „Westlesben“. Da 
muß schon jede selbst sehen, wie sie sich inte- 
griert. Andere Themen waren der Umgang mit 
Geld und Institutionen, Öffentlichkeit und Me- 
dien sowie die rechtliche Lage von Lesben. Er- 
gänzend gab es auch einige Berichte über die 
Situation von Lesben in anderen Ländern. 


Laßt Drüsen tropfen! 


Neben den längst obligatorischen mehr oder 
minder spirituellen Körpererfahrungen stand das 
Thema „Transgender“ im Mittelpunkt einiger 
Workshops. In der Tat war für jede etwas dabei, 
aber eben nur häppchenweise. Welche trotzdem 
einen Gesamtüberblick über die Frühlingsgefühle 
von Lesben bekommen wollte, konnte sich den- 
selben beim Eröffnungs- bzw. Abschlußplenum 
verschaffen. Das sind jene beiden Großveranstal.- 
tungen, an denen sich endlich die Politlesbe mit 
der Spirifrau konfrontiert, die Schlampe auf die 
Ökonomin und die Folkloristin auf die Transe 
erifft - weshalb alles etwas chaotisch wird. Denn 
das bedeutet zumeist, daß heftig engagiert an- 
einander vorbeigeredet wird. So findet wieder 
einmal der jährliche Schlagabtausch statt, aller- 
dings bislang nur auf der Kopfebene, denn wir 
sind ja der zivilisierte Teil Deutschlands. Manch. 
mal kommt es dabei auch zu Reaktionen aus der 
nicht immer gutgelaunten Bauchgegend, was 
zusätzlich für schlechte Stimmung sorgt. 
Wenn dabei auch mancher gutgemeinte, aber 
nichtsdestotrotz unüberlegte Gesprächsbeitrag 
auf die Tränendrüse drücken mag: Die Zone un- 
terhalb der Gürtellinie ist und bleibt ein Tabu. 
Die Möse schweigt dezent, obwohl sich vermur- 
lich die ganze ausgeladene Öffentlichkeit unter 


einem Lesbentreffen vor allem Massenorgien und 


Anleitungen zur Verführung ahnungsloser, 
minderjähriger Heteras vorstellt. Weit ge- 
fehlt! Die, wenn überhaupt, geführte Aus- 
einandersetzung mit dem Thema „lesbi- 
sches Begehren“ wurde gar nicht erst in 
die große Runde eingebracht. Das liegt viel- 
leicht zum Teil daran, daß) Sex und Politik 
in aufgeklärten Lesbenkreisen weitgehend 
voneinander getrennt wurden, wie dereinst 
der Körper von der Seele. Die Folge ist, 


Republik Häuser angezündet und Men- 
schen überfallen werden? Allenfalls ist bei 
diesem Thema Solidarität angesagt, und 
zwar mit allen Minderheiten, sogar mit de- 
nen, die sich nicht gleich für Homos er- 
wärmen können. Doch da hört der Spaß 
für die meisten Lesben auf, die sich selbst 
oftmals als einzige ernstzunehmende Min- 
derheit, sozusagen als die Opfer des Parri- 


archats schlechthin definieren — und sich 


daß lesbische Sexualität nun endgültig in 
der vermarktbaren Ecke gelandet ist. In 
diesem Sinne stellte eine Referentin nicht 
zu unrecht die Frage „Sex-Industrie in 
Frauenhand?“ Sie war bloß falsch herum 


gestellt. 


Nur mit Vollkasko 


Richtig herum gestellt war hingegen die 
Frage, ob es eine Annäherung zwischen 
Lesben aus dem Ost- und Westteil dieses 
Landes geben kann, denn offenbar liegen 
die Vorstellungen, besonders was die Le- 
benssituation von Lesben im Osten angeht, 
weit jenseits der Realität. Dabei gehen in 
den unterschwelligen Wir-sind-längst-viel- 
weiter-als-ihr-Abwertungen die wirklich 
wichtigen Diskussionen über die viel dra- 
stischere Ausgrenzung lesbischer Migran- 
tinnen verloren. Sicherlich sind bestimm- 
te kahlgeschorene Landschaften auch für 
diese Lesben nicht gerade einladend, aber 
sie sind mitnichten der Hauptgrund für ihr 
Fernbleiben. Und würde irgendeine ernst- 
haft die „Westlesben“ dafür verantwort- 


lich machen, dal} auch ım anderen Teil der 


zu 


vz 


dabei ganz prima am Klischee der politisch 
und moralisch unterentwickelten „Ost- 
lesbe“ abarbeiten können. Das kommt na- 
türlich nicht offen rüber, ist aber latent und 
fällt jenen, die genauer hinhören, immer 
wieder unangenehm auf: zum Beispiel, 
wenn die Frauen aus dem Osten besonders 
gelobt werden für ihre Arbeit. Positiven 
Rassismus nennt man so was. Denn: Mut 
gehörte schon dazu, in den wilden Osten 
zu fahren, wie es eine Westfrau unwider- 
sprochen den etwas überraschten Organi- 
satorinnen auf dem Abschlußplenum kund- 
tat. Sie hatte sogar vorher ihr Auto voll- 
kasko versichert. Sicher ist sicher. Dabei 
hatten die Orgafrauen bereits im Vorfeld 
dafür gesorgt, daß nahezu rund um die Uhr 
Schutzfrauen relevante Orte bewachten 
und für einen kleinen Obolus kam frau so- 
gar in den Genuß eines Shuttlebusses, der 
die Teilnehmerinnen bis spät nachts in re- 
gelmäßigen Abständen zu den jeweiligen 
Veranstaltungen oder in Richtung Über- 
nachtung brachte. Mehr kann frau von kei- 


ner Orga in puncto Sicherheit erwarten. 
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Lesben & Luxus 


Besonders im Anschluß an die Abendver- 
anstaltungen war dies einfach luxuriös. 
Diese erwiesen sich als gelungene bunte 
Mischung; Highlights waren zweı Frauen- 
bands aus dem Ausland: das irische Duo 
„Zrazy“ und die schweizer Gruppe „Bella- 
donna“. Sie sorgten für Begeisterungsstür- 
me und für einen wunderbaren Einstieg ın 
die anschließenden Parties, die in diesem 
Fall in einer Eissporthalle stattfanden, ın 
der endlich einmal genügend Platz für jede 
war, die sich so richtig austanzen wollte. 
Selbst diverse Rollifahrerinnen konnten 
sich dort austoben. Sonst tanzte jede 
Gruppe für sich — die „Andersbehinder- 
ten“, wie es einer Frau beim Plenum als lap- 
sus freudianus herausrutschte, immer noch 
außerhalb des magischen Kreises und die 
Drag Kings mit aufgemalten Bärten. Sie 
mußten noch klar als weibliche Wesen er- 
kennbar sein. Auch Mann-zu-Frau-Iransen 
waren nur willkommen, wenn sie ihre Ge- 
schlechtsumwandlung bereits erfolgreich 
abgeschlossen hatten. Es gibt noch immer 
keinen Konsens, was eigentlich eine Lesbe 
ausmacht, mit Ausnahme dessen, daß 
Sado-Maso-Lesben auch bei diesem Tref- 
fen so wenig erwünscht waren wie An- 
hängerinnen rechtsradikalen Gedanken- 
guts. Nur: Wie will frau die erkennen? Sı- 
cherlich nicht ohne weiteres an einem ın 
Schwarz-Rot-Gold bemalten Transparent 
mit der Aufschrift „Deutschland einig 
Lesbenland“, wie einige (West-) Lesben 
behaupteten. 

Fakt ist: Die Frage „pc oder ade“ wird 
auch im nächsten Jahr in Hannover wie- 
der die Gemüter erhitzen. Dann wird es 
jedoch voraussichtlich nicht so gemütlich 
werden wie im zwar weniger gut besuch- 
ten. dafür aber angenehm überschaubaren 
Rahmen in der Warnow-Stadt. Bereits 
jetzt ist bekannt, daß parallel zum kom- 
menden Lesbenfrühlingstreffen ein lesbi- 
schwules Megaevent stattfinden wird. Die 
Orgafrauen sprachen ın Rostock 


künftigen 0 
die sie schaffen 


von „Zwischenräumen , 
wollen. Vielleicht wird dann wenigstens das 
Loch in der Kasse der diesjährigen Finanz- 


frau gestopft, damit die Diskussionen auch 


in Zukunft weitergehen können. 
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„Apfel” und „Bir- 
nen” ließen sich 
nicht miteinander 
vergleichen, heißt es 
gemeinhin. Das ist 
falsch, denn Verbin- 
dungen können 
hergestellt werden, 
wenn ein Begriff von 
„Obst” existiert. 
Dazu wiederum muß 
natürlich bekannt 
sein, was Obst ist 
und was Äpfel und 
Birnen darstellen 
sollen. Eine peinli- 
che Befragung der 
Geschlechterwissen- 
schaften durch 
MicHeı REITER 


Äpfel, Birnen und die Logik 


ekonstruiere ich nun Äpfel und Birnen, 

indem ich etwa ihre Naturhaftigkeit zu- 

rückweise, so komme ich zum Obst zu- 
rück und produziere eine Art Obstmus. Aber mir 
muß auch klar sein, daß ich, um Äpfel und Bir- 
nen zu Mus zu verarbeiten, anzuerkennen habe, 
daß es so etwas wie Äpfel und Birnen überhaupt 
gibt — und in diesem Moment bin ich in meine 
eigene Falle getappt. Denn ich habe diese bei- 
den Begriffe zusammen mit ihrer Dekonstruk- 
tion zugleich als existent behauptet. Eine klassi- 
sche double-blind Konstellation also, von der 
Psychologen sagen, daß sie gewisse Züge einer 
Kommunikationsstörung aufweist und nicht 
auflösbar ist. Und es ist schon über 60 Jahre her, 
da Gödel' darauf hinwies, über polar gesetzte 
Kategorien könne nur durch den Verweis auf ein 
Drittes überhaupt eine deskriptive Theorie ge- 
schrieben werden. Alles andere sci willkürliche 
Axiomatik und wissenschaftlich untauglich. 

Was wäre sonst noch mit den Äpfeln und Bir- 
nen anzufangen? Etwa ließe sich erheben, was es 
denn noch so alles an Obstsorten gibt. Das wäre 
die znduktive Methode, die vom Einzelnen auf das 
Allgemeine schließt. Im Grunde ein aussichts- 
loses Unterfangen, denn eine Gesamtzahl läßt 
sich üblicherweise gar nicht erheben, und stets 
kommt Neues hinzu. Es ist fast unmöglich, wirk- 
lich zu einer. endgültigen Gesamtmenge zu kom- 
men. Aber immerhin wird auf diese Weise klar, 
dal diese Menge Obst nicht nur aus A oder B 
besteht, sondern vielleicht auch aus Papaya, Zi- 
trone, Zwetschge usw. 

In einer zweiten Option ließe sich betrach- 
ten, in welchen Merkmalen sich A und B unter- 
scheiden und in welchen sie sich ähneln (z.B. 
schmecken beide womöglich ganz gut, was ihr 
utilitaristischer Wert wäre; ein spätestens seit 
dem Behindertenhasser Peter Singer ziemlich 
verpöntes ethisches Kriterium des Schließens). 


Zwar erlangen wir über solch eine analoge Metho- 


de kein Wissen darüber, was Obst ist oder sein 


XXX XXX KYY KNXY 


soll, aber wen stört 
das schon, denn wir 
greifen auf dem 


Baum der Möglich- 
keiten eben ab, was daran so herumhängt. 

Bliebe schließlich die deduktive Methode, die 
vom Allgemeinen auf das Einzelne schließt. Die- 
se ist berüchtigt, denn dort hängt das Wissen 
über etwas von dem ab, was als Begrifflichkeit 
bereits unhinterfragt behauptet wurde. Länder, 
die nur Äpfel und Birnen kennen, erfahren eben 
nichts von Zitronen und Papayas. 

„Pech gehabt“, sagen die an einer Herrschafts- 
kultur Interessierten dem Rest der Bevölkerung, 
„denn als global player wissen wir eben mehr als 
ihr“. „Glück gehabt“, sagen sich die post- 
modernen DekonstruktivistInnen, „denn sonst 
hätten wir keinen Job mehr“. 


Antragstellung auf ein 
tertium datur I 


Dumm gelaufen für alle Beteiligten, finde ich, 
und werde den Error aller Geschlechtertheorien 
im weiteren Textverlauf einmal versuchen am 
Beispiel eines banalen standesamtlichen Antra- 
ges nach $$ 47 und 65 Personenstandsgesetz 
(PStG)’vom Mai vergangenen Jahres auf Ein- 
tragung eines vorgeblich dritten Geschlechtes 
darzulegen. 

Stellen wir uns also einmal vor, es gäbe vom 


" Obst die klassifikatorischen Ableitungen der 


Apfel, Birnen, Papaya, Zitronen, Zwetschgen. 
Dies sagt jedenfalls die Humanwissenschaft, 
wenn sie über ihre biologischen Befunde spricht, 
die sie dem geschlechtlichen Bereich zuordnet 
(das bedeutet, sie nimmt an zu wissen, was WIC- 
derum Geschlecht sein soll). „Falsch“, sagen Me- 
diziner heute, „Papaya, Zitronen und Zwetsch- 
gen mag es ja geben, aber das ıst faules Obst, 
das ist häßlich, schmeckt nicht, stinkt” und was 
nicht noch alles — all dieser utilitaristische Un- 
sinn. Dann kommt die Justiz dazu und meint 
nur, „fein, das erleichtert uns die Arbeit, wenn 
wir lediglich Äpfel und Birnen verwal- 
ten müssen“. Ja, und dann regen sich 
als Schlußlicht in der Definitonskette 
einige GendertheoretikerInnen darüber 
auf, daß Äpfel angeblich ein wenig bes- 
ser schmecken sollen als Birnen und be- 
finden, daß beide gleich gut sınd. Wic- 


der andere TheoretikerInnen regen sich 


darüber auf, daß) es so et- 
was wie Äpfel und Birnen 
überhaupt geben soll. 
Aber, sorry, solche Ar- 
gumentationen führen zu 
nichts denn zum immer 
Gleichen. Tatsächlich gibt 
es eine weitere Option: 
Der ganze Obstgarten 
möchte Eingang in die 
Theorien finden. „Hopp- 
la“, sagen die Interes- 
sengruppierungen und 


„ist das denn nicht Mus 
und ganz und gar faul?“ fragen die einen, 
die anderen „wie sollen wir denn jetzt noch 
vergleichen?“, und die dritten „ja wie sol- 
len wir denn jetzt dekonstruieren?“ Da seht 
ihr, diese drei Grüppchen sind so verschie- 
den gar nicht. Und, da es gar keinen Sinn 
macht, zu fragen: „Obst oder nicht Obst?“, 
spielt der Obstgarten, der doch nur Obst 
ist, gleich gar keine Rolle mehr (es seı 
denn, man möchte ıhn nun mit Gemüse 
und Gemüsesorten vergleichen, die beide, 
dies ist ihre Gemeinsamkeit, aus der Pflan- 
zenwelt kommen usw.) und so entschwin- 
det das Obst aus den Theorien schon wie- 
der, bevor es überhaupt so richtig Eingang 
gefunden hat. Es ergibt halt dann keinen 
Sinn mehr, wenn nun alle Obst sein wollen 
und nicht wie vorher Äpfel und Birnen. 
Aber wozu das nicht einmal die Justiz fra- 
gen? Sie hätte so viel weniger zu verwal- 
ten und das wäre ja vielleicht von Vorteil 


für sie. 


Das Zwei-Geschlechter- 
Paradoxon 


Diese Überlegungen sind so abwegig nicht, 
behauptet doch die Humanwissenschaft 
eine Unsumme an biologischen Befunden 
und es ist nichts als Willkür, so etwas wie 
‘männlich’ oder 'weiblich’ auch nur konsta- 
tieren zu wollen. Also handelt es sich bei 
der Geschlechterteilung offensichtlich um 
eine Deduktion. Der aber wohnt das Para- 
dox inne, daß sıe sich auf ein Drittes, den 
Hermaphroditen eben, beziehen muß, 
wenn sie so etwas wie eine theoretische 
Existenzberechtigung haben möchte. 
Das Interessante daran aber ıst nun. daß 
nur die Geschlechter 'männlich' oder 


‘weiblich den Menschen zugeschrieben 


sind, denn schließlich hat Gott ja die Män- 
ner und Frauen nach seinem Abbild ge- 
schaffen — vermutlich eine Fehlüberset- 
zung’, was jedoch auch heute noch geflis- 
sentlich ignoriert wird. Eine solche Gottes- 
behauptung führt dann zu dem weiteren 
Paradox: Alles nicht Männliche oder Weib- 
liche muß abseitig und irgendwie mystisch 
und darf also auf Erden nicht existent sein 
und hat daher — welche Logik! — als nicht- 
existent abgewehrt zu werden. 

Eine solche Abwehr aber müßte gar nicht 
sein, wenn diese Gesellschaft nur bis we- 
nigstens drei zählen könnte. Und nach 
nichts anderem als der hohen Kunst des 
Zählens und Reflektierens wurde gefragt, 
als dieser Antrag eingereicht wurde. Der 
zuständige Richter, dem die Schreiben 
nebst Beweismittel zwischenzeitlich vor- 
liegen, und im Falle einer richterlichen Ein- 
lassung' auch das Bundesverfassungsge- 
richt (BVerfG), müssen sich dazu nun Ge- 
danken machen. Die 
Entscheidungsbeteilig- 
ten können ja ihre Fın- 
ger zu Hilfe nehmen, 
dann geht es vielleicht 
etwas schneller. 

Alle, die bisher ob dieser Absurditäten 
nicht wenigstens einmal kräftig lachen 
konnten, nehmen ihr Geschlecht und das 
anderer viel zu ernst. Für sie ist der nun 


folgende Abschnitt geschrieben. 


Das Elend der zwei 
Geschlechter 


Das Elend des Geschlechterdimorphismus 
aller westlichen Kulturen fing in den mit- 
teleuropäischen Kreisen vor 2500 Jahren 
an und speist sich aus zwei Quellen: dem 


Zwang zur Fortpflanzung und dem Tertium 


non datur. 

Im Alltagsverständnis werden diese 
Komponenten als zusammengehörig ver- 
standen, denn Wacke vermerkte, „Neues 
Leben kann nur entstehen durch Wieder- 


vereinigung der Getrennten sowie „Gott 


schuf den Menschen als ... masculinum et 
feminam.“° Trotz des Wissens um unge- 
schlechtliche Fortpflanzungsoptionen und 
fertile Zwitter fällt der Glaube an Frauen 
und Männer zusammen mit der Repr: ‚duk- 
‚Wenn ein Kind zur Welt 
produk- 


tionsleistung: 
kommt, dann ist daran je eın Fe 
tionsfähiger Mensch weiblichen und männ- 
lichen Geschlechts beteiligt. 

subkultan wirkende Zwang zur 


Jener 
vom Können zum Mus- 


Reproduktion - 
sen — ist vielfach seitens der Queer Theory 


diskreditiert worden, wird hier jedoch nıc ht 


Juli/August <zCCl (29) 


weiter Gegenstand der Überlegungen sein. 
Vielmehr sollen der Satz vom auszuschlie- 
Benden Dritten interessieren und erste Fra- 
gen nach den Konsequenzen aus einem le- 
galisierten Tertium datur gestellt werden. 

Historisch überliefert ist, dal die Pytha- 
goreer erstmals Prinzipien zur Deutung der 
Wirklichkeit entwickelten. Sie wurde in 
Gegensätzen gedacht, die Welt könne als 
eine Mischung der Kontraste erkannt wer- 
den, — so auch Geschlecht durch die Ent- 
gegensetzung von männlich und weiblich. 
Das System dieser griechischen Naturphi- 
losophie der Frühzeit um 500 v.Chr. war 
die Welt der ganzen (natürlichen) Zahlen, 
in der alle räumlichen Gebilde atomaren 
Punkten gleich zusam- 
mengesetzt sind. 

Diese Mischungen 
aber waren philoso- 
phisch bald nicht mehr 
akzeptabel, denn, so 
Parmenides, „Sein ist“ und „nicht ist 
Nichtsein“. Alles Nichtsein im Sein, näm- 
lich „das aus Tod und Leben gebildete Le- 
ben“,® war nicht mehr akzeptiert und wur- 
de in die Mythologie verbannt. Es galt den 
Tod ebenso wie das Werdende und Verge- 
hende sukzessiv zu überwinden, eine zyk- 
liche Zeitvorstellung wich der Idee eıner 
fixen, statischen, immerwährenden Unend- 
lichkeit. Sich dieser zu nähern und eine all- 
gültige Ordnungsmacht zu etablieren, war 
Aufgabe der Philosophen. 
Es gab kein Zweites, Drit- 
tes, Viertes mehr, das nur 
Zwiespalt manifestieren 
ließe, und es wurde der Satz 
vom ausgeschlossenen 
Widerspruch formuliert, 
ein Widerspruch, der nicht 
sein darf: eben der Satz 
vom auszuschließenden 
Dritten. 

Dieser vornehmste aller 
Entmischungssätze, und 
doch stets auf das Dritte 
als Bedrohung verweisend, 
aber „ausgeschlossen ... dıe 
Vermittlung und alles, was 
diese Vermittlung leıbhaf- 
tig repräsentiert, also dıe 
Kommunikationsunfähig 
keit einschreibend - dieses 
Tertium non datur ıst die 


Aus 


Begründung des 


80) Gisi Nr. 14 


schlusses des Zwitters von der Gesetzge- 
bung bereits im römischen Recht. Zwar 
wußte man vom Zwitter — Platon erzähl- 
te die Geschichte der Kugelmenschen, 
Ovid seine der Metamorphosen —, aber er 
war in binärer Logik mit jenen der Vorstel- 
lung einer Wahrheit geschuldeten Krite- 
rien „Reinheit“ und „Ausschließlichkeit“, 
in conclusio einer vereindeutigten „Iden- 
tität“, nicht klassıfizierbar. 

Einen regelrechten Widerwillen gegen 
alles Vermischte überkam noch Philoso- 
phen wie Platon, denn nur der blöden Men- 
ge gehört die Doppelköpfigkeit, die Bewe- 
gung und die Intuition. Nichts als Schick- 
salsverfallenheit ist diese Torheit im Ge- 
gensatz zum reinen, objektiven Geist der 
Wissenschaften. 

Der Terror einer Geschlechterteilung, 
dies sollte hier in Kürze festgehalten wer- 
den, begann nicht mit dem christlichen 
Schöpfungsmärchen von Adam und Eva 
(mit Eva als Abfallprodukt Adams), son- 
dern das dogmatische Christentum schrieb 
die Idee einer dichotomisierten Reinras- 
sigkeit lediglich fort. Auch Adolf Hitler 
konnte daher in „Mein Kampf“ wieder er- 
folgreich vor den Gefahren einer Bastardi- 
sierung der Arierrasse warnen. Welche 
Konsequenzen dieses Phantasma für Juden 
hatte, wurde vielfach evaluiert. Jene für 
Hermaphroditen waren bislang nicht Ge- 
genstand öffentlichen Interesses, da die 
Geschlechtertrennung nicht als Rassetren- 
nung, sondern lediglich als Performance- 
modell des auf einem biologischen Ge- 
schlecht aufbauenden Rollenverhältnisses 
begriffen wurde, als doing gender. Ein ko- 
gnitiver Shortcut der Gendertheoretiker- 
Innen, wie es scheinen will, zutiefst einge- 
schrieben in die philosophische Tradition. 


Antragstellung auf ein 
tertium datur II 


Doch zurück zum Antrag mit der Bitte um 
Eintragung eines anderen Geschlechtes als 
männlich oder weiblich vom Mai 2000. Es 
geht selbstredend und entlang der tiefen 
Einlassung des Begriffes „Geschlecht” ın 
der Rechtsprechung um mehr, als bis drei 
zählen zu können. Da der Antrag akzep- 
tiert und nicht kategorisch — wie es die 
Bundesregierung in BT-Drs. 14/5 125° 
noch tat — mit einem lakonischen „das gibt 
es nicht“ abgewiesen, sondern vielmehr 
nach „wissenschaftlichen Kriterien ge- 
fragt wurde, können erste Fragen formu- 
liert werden: 

e Stellen jene humanwissenschaft- 
lichen Befunde. die mehr erkennen als A 


oder B, ein solches gefordertes wissen- 


schaftliches Kriterium dar? 
Und wenn ja, ist dieses Kri- 
terıum analog zur medizini- 
schen Vorstellung als patho- 
logisch zu bewerten? Wenn 
nein, wird ein Tertium datur 
erstmalig in der abendländi- 
schen Geschichte als existent 
anerkannt und Hermaphrodi- 
ten gelten nicht länger als 
pathologisch. Damit treten 
sie als soziale Begrifflichkeit 
in Erscheinung. 
© Der 
überläßt die Geschlechtsde- 


Gesetzgeber 


finition heute ausschließlich 
dem AÄrztestand. Aber darf 
dieser auch eine Geschlechts- 
eintragung im Sinne der Ord- 
nung der Personenstands- 
bücher vorschreiben? Wenn 
nein, so distanziert sich die Rechtspre- 
chung historisch erstmalig von den medi- 
zinischen Vorgaben zur Beurteilung des 
Sexus’ und kommt selbst zu einer Be- 
schlußfassung. 

ee \Ver hat in der Vergangenheit ge- 
logen? Wenn ein solches „drittes“ Ge- 
schlecht Eingang findet, müssen nicht nur 
Stammdatenbanken umprogrammiert 
werden und es stellt sich die Frage, wer 
diesen Aufwand bezahlen soll. Da der Zwit- 
ter keine neuartige Erfindung ist, wird nach 
den Verantwortlichen gesucht werden, die 
in den Vordiskussionen des 1875 verab- 
schiedeten PStG zu fehlerhaften Konklu- 
sionen kamen. Soweit ich abschätzen kann, 
berrifft eine Zuständigkeit sowohl die Ju- 
stiz als auch die Medizin. 

®@ \Velche wissenschaftlichen Kriteri- 
en kommen neben einer biologischen Be- 
stimmung des Sexus noch in Frage, den Ge- 
schlechterdimorphismus aufzubrechen? 
Warum nicht eine nur diffus verortete Ge- 
schlechtsidentität, welche gleichwohl seit 
Einführung des Transsexuellengesetzes 
1980 cin weiteres Kriterium des Begriffes 
„Geschlecht“ ist? Warum nicht etwa in In- 
dien als Hijra'' akzeptiert zu sein und dies 
in einem Asylverfahren für hier auch be- 
antragen zu können? 

Um es etwas generalisierter zu fassen: 
Die Gerichtsbarkeit hat im vorliegenden 
Antrag, so sie ihn nicht wider Erwarten zu- 
rückweist, nur drei Reaktionsmöglich- 
keiten. 1. Sie läßt eine Mischung zu (dann 
entscheidet sie sich für den Begriff 
„hermaphroditic“). 2. Sıe akzeptiert ein 
Kontinuum zwischen männlich und weib- 
lich, aber auch dessen Pole (dies führt zum 
Begriff „intersex”). Oder 3. setzt sie das 


bisher als zwittrig Verstandene eigenwer- 


XX xy xy xXo ANY 
XXX XXX XYY KNXY 


tig und denkt in drei, vier, fünf ... Ge- 
schlechtern (hierzu bedarf es einer neuen 
Wortbildung). 


Copyright-Entzug 


Doch es geht um viel mehr: Nachdem ca. 
1870 die Homosexualität in den sexual- 
medizinischen Raum eingelassen und Ba- 
sis für die Idee der ein Jahrhundert später 
bei vorgeblich existierenden Transsexuellen 
an Boden gewinnenden Geschlechtsiden- 
titätsstörungen wurde, zugleich mit der 
Homosexualität der Hermaphroditismus 
seine Karriere als geschlechtsbiologische 
Pathologie per se startete, ist heute zu 
vermerken, dass auch dieser mit einer Gei- 
stesstörung überzogen werden soll: „Stö- 
rungen der pränatalen sexuellen Differen- 
zierung können zu Intersex-Syndromen 
führen, welche nicht selten mit psycho- 
sexuellen Entwicklungsproblemen einher- 
gehen“'’, mithin pathologisch gedoppelt 
wird. 

Ein Tertium datur, wie es hier gefordert 
wird, ist ein Affront gegen die gesamte 
Sexualwissenschaft und die ihr anhängen- 
den Begriffsfindungen, perpetuiert auch in 
den Genderstudies, die ihr Stelldichein be- 
sonders an der HU Berlin pflegen. Ein Af- 
front, der diesen pseudowissenschaftlichen 
Diskursen erst das Copyright entzieht, um 
sodann die Begrifflichkeiten tatsächlich zu 
dekonstruieren. Es geht dabeı cinerseits 
radikaler denn je um eine Infragestellung 
der Verhältnisse, nicht zuletzt der hetero- 
normativen, und andererseits, ich deutete 
dies ganz oben mit Gödel an, erstmalig um 
die Option einer Theorieschreibung der 


Geschlechter, aller Geschlechter. 


Dabei können sich analythische Achsen 
sukzessiv, aber massiv verschieben zum 
einen mit dem primären Fokus nicht auf 
einer geschlechtlichen Bezeichnung, son- 
dern der Assimilationswilligkeit unter he- 
gemoniale Diskurse. In diesem Falle könn- 
ten Queer und Transgender in modifizier- 
ter Weise Aufwind bekommen - als basale 
Kritik, nicht als Party- und Therapiefun — 
und Begriffe, die nur durch die medika- 
lisierten Produktionsstätten existieren, 
unerwünscht werden. Zum anderen er- 
möglicht ein Tertium datur die weitaus 
radikalere Abstandnahme von einer mono- 
dimensionalen, vorgeblichen „Devianz- 
achse“ in Relation zum männlichen/weib- 
lichen Prototyp und setzt den Fokus ent- 
lang des nicht zu Vereindeutigenden. Denn 
klar ist: Ein kohärentes Drittes wird es 
nicht geben. Aus dieser Einsicht können 
positive, menschenbejahende Aussagen 
gewonnen werden, deren theoretische Ein- 
lassung selbstorganisierend sein wird. 

Eine solche Modifikation ist der künfti- 
ge Paradigmenwechsel in den Geschlech- 
tertheorien. Es ist lediglich unklar, ob Tei- 
le der Bevölkerung diesen heute bereits zu 
tragen vermögen und gegebenenfalls be- 
reit sind, ihn gegen das längst obsolete, 
dichotomisierte Modell durchzufechten. 


' Vgl. www.annamagicart.com/ZIPs/Gender.zip 
? Der gesamte Schriftverkehr ist wiedergegeben un- 
ter www.aggpg.de/pol.htm 
’ Gross, Sally (1999): Intersexality and Scripture. 
Theology & Sexuality 11:65-74; www.aggpg.de/ 
isas.htm 
' Gerichte, hierarchisch dem BVerfG unterstellt 
können bestehende Gesetze nur anwenden, iindach 
kein Veto gegen sie einlegen. Eine Einlassung be- 
deutet eine Befragung des BVerfG durch einen 
Richter niedrigerer Instanz zu einem augenschein- 
lich nicht verfassungskonformen Sachverhalt. Dar- 
aus können sich Neuinterpretationen der Gesetzes- 
lage oder Modifikationen bestehender Gesetze er- 
geben. 
5 Wacke, Andreas (1989): Vom Hermaphroditen 
zum Transsexuellen. Zur Stellung von Zwittern in 
der Rechtsgeschichte. In: Eyrich et al: Festschrift 
für Kurt Rebmann zum 65. Geburtstag. München: 
861-903 
° Plett, Konstanze (2001): Recht auf ein eigenes 
Geschlecht, Gigi 13, Mai/Juni: 24 

Rainer, Bettina (1995): Euthanasie — zu den Fol. 
gen eines harmoniesüchtigen Weltbildes. Wien: 33 
8 Heinrich, Klaus (1987): Tertium datur. Eine 
religionsphilosophische Einführung in die Logik. 
Frankfurt/M.: 5/ 

ebd.: 7// 

vgl. www.aggpg.de/klanfbd.rtf 

Im Unterschied zu westlichen Kulturen kennen 
andere Kulturen, die mit alternierenden Religions- 
vorstellungen korrelieren, häufig mehr als zwei 
Geschlechter. 

Bosinski, Hartmut A.G. (2001): Psychosexuelle 
Probleme beı Störungen deı somatosexuellen Ent- 
wicklung. MedGen 13: 42-45 
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Geschlechter vor Gericht: eine Fallstudie 


as Standesamt meines Geburts- 

ortes überlie3 mir am 21. März 

1996 zwei beglaubigte Abschrif- 
ten meiner Geburtsurkunde. Dort waren 
zwei Randvermerke vom 23. Januar und 
l. Februar 1967 vorzufinden. Der erste 
besagte, ich sei nicht mehr als männlich, 
sondern als weiblich zu bezeichnen; als 
männlich war ich einen Tag nach der Ge- 
burt am 8. März 1966 eingetragen wor- 
den, da ich genitaloptisch „als Knabe“ 
erschien. Man bezog sich damals zur Be- 
gründung jener seitens der Medizin for- 
cierten Eintragsänderung alleine auf den 
Chromosomensatz, und der lautete 46, 
XX. Ende der Diskussion. Der zweite 
Vermerk nannte den neuen Vornamen 
„Birgit“. Ohne diese Randvermerke hät- 
ten die umfangreichen, angeblich einer 
Feminisierung dienlichen medizinischen 
Eingriffe in den folgenden 15 Jahren nicht 
durchgeführt werden können; die Neu- 
determinierung brachte den beteiligten 
Medizinern letztlich rund 400.000 DM 
ein. 

Als ich am 16. Dezember 1999 beim 
Standesamt anfragte, was zu tun sei, denn 
diese Zuweisung habe sich für mich 
lebenspraktisch längst als nicht mehr 
möglich herausgestellt, wurde von dort 
sehr zuvorkommend reagiert: „Zur Ent- 
gegennahme eines Antrages gem. $47 
PStG bezüglich der Streichung der Rand- 
vermerke ... ist das Standesamt X’ zu- 
ständig. Von dort wird der Antrag dann 
an das zuständige Amtsgericht X weiter- 
geleitet. Der Antrag kann formlos 
schriftlich gestellt werden. Aus dem An- 
trag muß hervorgehen, welche Änderung 
des Geburtseintrages Sie konkret wün- 
schen (die Streichung der beiden Rand- 
vermerke oder die Eintragung ‘interse- 
xuell’).“ 

Ich entschied mich für beide Optionen: 
die Streichung der Randvermerke und die 
Eintragung „zwittrig als neuen Rand- 
vermerk. Die Begründung meines vom 
26. Mai 2000 datierenden Antrags ıst ba- 
nal: Ich gab an, mit einem zwittrigen Gec- 
schlecht geboren worden zu sein und dal) 
‘ch mich „weder als weiblich noch männ- 
lich definiere“. Ferner machte ich deut- 


lich, daß ich keine (erneute) körperliche 


oder psychische Untersuchung zu absol- 
vieren bereit sei. Das Standesamt habe 
diese Tatsache zu akzeptieren. 

Erwartungsgemäß wurde der Antrag 
am 29. August 2000 weitergeleitet mit 
der Begründung, „die Eintragung 'Zwit- 
ter’“ sei „unzulässig, weil dieser Begriff 
dem deutschen Recht unbekannt ist.“ 
Nun bat mich das Amtsgerichtes um 
Stellungnahme - ein obligatorisches Ver- 
fahren. Zentral war hierin die Aussage: 
„Richtig ist, daß nach $21 Abs.l Nr. 3 
PStG zwar ein Geschlecht einzutragen ist. 
Vermerkt ist jedoch nicht, welche Ge- 
schlechter es gibt. Deswegen ist es unzu- 
treffend, wenn festgestellt wird, daß das 
deutsche Recht den Begriff Zwitter nicht 
kenne.“ 

Daraufhin erfolgte am 12. Februar 2001 
die vorläufige Ablehnung durch das 
Amtsgericht: Dem „Berichtigungsantrag 
kann nicht schon dann entsprochen wer- 
den, wenn die eingetragene Tatsache un- 
richtig ist. Vielmehr kann selbst bei fest- 
stehender Unrichtigkeit der Eintragung 
einem Berichtigungsantrag nur dann 
stattgegeben werden, wenn er auf eine 
richtige Eintragung gerichtet ist. Ich 
solle also diese Richtigkeit meiner An- 
tragstellung beweisen, und zwar ohne 
Rücksicht auf psychosexuelle Komponen- 
ten. Bei dem $47 PStG handelt sich ım 
Unterschied zum Transsexuellengesetz 
um eine Änderung einer von Beginn an 
bestehenden Falscheintragung. Der Rich- 
ter fragte somit lediglich nach den An- 
gaben „zur Beurteilung des im Jahre 1967 
zutreffenden Geschlechts.” 

Ich berechnete also ım Antwortschrei- 
ben vom 14. März 2001 die ehemalige 
Geschlechtsausprägung unter Berück- 
sichtigung diverser Komponenten mit 
einem Wert von 0,532. Nun wird das 
Gericht zu prüfen haben, 
chtsbinäre Setzungen noch 


ob in Deutsch- 


land geschle 
aufrechterhalten werden können. Lo- 
eisch-abstrakt ist dies nicht möglich 


und nur darum geht es hier. 


Alle Namen und Ortsangaben bleiben bıs 


Bes hliußfindur Q QaUS L)ısk retionsarunden unat 
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Der Sommer hielt 
pünktlich zum Festi- 
valbeginn in Sotschi 
Einzug - die zwei- 
wöchigen heftigen 
Regenfälle endeten 
und machten den 
Weg frei für den 
Sommerurlaub der 
Filmschaffenden. 
Von der Schwarz- 
meerküste berichtet 
IRA KORMANNSHAUS 


Die Szenenfotos 

zeigen Ausschnitte aus „Marsch 
Pobedy” von Tofik Schachwerdiew 
(Mitte), „Land of Truth, Love & 
Freedom” von Milutin Petrovie 
(unten links), „Als Großvater Rita 
Hayworth liebte“ von Iva Svarcova 
(oben rechts) sowie „Moskwa” von 
Alexander Zeldowitsch (unten 


rechts) 


Wolken am. 


ank permanent eingeschalteter Air 

Condition wies jedoch das Winter- 

theater, in dem der nationale Wertbe- 
werb gezeigt wurde (üblicherweise finden in dem 
warmen Badeort Kinovorführungen open air 
statt), frostige Temperaturen auf.' — Passender- 
weise, denn filmisch ging es häufig zurück in 
Breschnews Eiszeit. Vor diesem Hintergrund war 
es erfreulich zu sehen, dal) Debüt-Regisseure ihre 
Filme — mıt wenigen Ausnahmen - in der Gegen- 
wart ansiedeln. 

Bei fast allen Filmen läßt sich feststellen, daß 
am Drehbuch nicht intensiv genug gearbeitet 
wurde. „Redaktur abwesend“ — mit der Zensur 
wurde auch die Redaktur abgeschafft, das Kind 
mit dem Bade ausgeschüttet. Wurde spätestens 
nach der Quasi-Verstaatlichung von Media Most’ 
in Rußland deutlich, daß es mit der Pressefrei- 
heit so weit nicht her ist, so wird im Film der 
„freien Kunst“ gehuldigt und weiterhin munter 
die erste Fassung des Drehbuchs verfilmt, wäh- 
rend im Westen nach Überarbeitung gewöhn- 
lich die fünfte bis achte Fassung realisiert wird. 
Sei es Altmeister Alexander Mittas Umarbei- 
tung seiner TV-Serie Targa-Romanze — er hätte 
besser vorher noch mal sein eigenes Lehrbuch 
gelesen — oder auch Zartes Alter von Serge) Solo- 
wjow, zum durchaus interessanten Thema der 
Desorientierung junger Menschen im heutigen 
Moskau. Dem Film ist zugute zu halten, daß er 
nicht der allgemeinen Hysterie zum Tschetsche- 
nien-Thema folgt. Gibt es nach ca. einem Drit- 
tel schon eine Dialogzeile: „Wieso? Tschet- 
schenen sind schließlich Menschen, man kann 
mit ihnen reden.“, hebt sich auch die Darstel- 
lung des Krieges (Russen schießen auf Russen) 
vom Üblichen ab. Aber 


nıcht dafür bekam der 
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Film den Hauptpreis des Festivals. Der erklärt 
sich schlicht durch den Produzenten - ein ge- 
wisser Nikita Michalkow (wegen Verspätung des 
1995 für Die Sonne, die uns täuscht mit einem 
„Oscar“ ausgezeichneten Regisseurs wurde der 
Beginn der Vorführung um 45 Minuten verscho- 
ben). 

Überhaupt war die Preisverleihung eine an 
Peinlichkeit nicht zu überbietende Veranstaltung, 
die auch die Anwesenheit der hinreißenden 
Ornella Muti nicht retten konnte: Der nächste 
Preis ging nicht etwa an den besten Film, son- 
dern an Gifte oder die Weltgeschichte der Vergiftung, 
ein weiteres Werk, dem 
eine Drehbuchstraffung 
gut getan hätte. Den Preis 
bekam nicht eigentlich 
der Film, sondern der Di- 
rektor von Mosfilm, Re- 
gisseur Karen Schachna- 
zarow. Dafür gab es dann 
auch Pfiffe im Saal, die 
erst endeten, als Alexan- 
der Baschirow die Bühne 


betrat. Sicher wären viele 


einverstanden gewesen mit ihm als bestem 
Schauspieler, aber der Darstellerpreis ging 
ausgerechnet an den Präsidenten des Festi- 
vals, Oleg Jankowski. Sicher kein schlech- 
ter Mime, nur spielt er, von allem anderen 
abgesehen, leider nicht in einem Film, son- 
dern einem Theaterstück mit anwesender 
Kamera. 

Reden wir also über die Filme, die es zu 
gucken lohnt. Alexander Zeldowitsch zeigt 
in Moskau, seinem ersten Film seit zehn 
Jahren, zwar genau die Dekadenz und Kri- 


minalität wie viele andere auch, aber seine 
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Figuren sind differenzierter, psychologisch 
ausgeleuchtet. 50 evoziert sein auch dar- 
stellerisch hervorragender (u.a. Ingeborga 
Dapkunaite) Film den Vergleich mit 
Fassbinder. 

Irina führt mit ihren zwei erwachsenen 
Töchtern eine schicke Bar am Fuße einer 
Skisprungschanze. Ihre Leben sind verbun- 
den mit denen dreier Männer: Psychologe, 
Businessman und dessen Freund, die sich 
mit Geldwäsche befassen. Am Ende bleibt 
nur einer der Männer übrig, doch auch sein 
Schicksal ist fraglich. . 

Eine angenehme Überraschung 
stellte auch das Regiedebüt des als 
Schauspieler aufgrund mangelnder 
Präsenz nur mäßig überzeugenden 
Sergej Bodrow Jr. dar. Nach Balaba- 
nows Filmen Bruder und Bruder 2, in 
denen er selber spielt, nun also Schwe- 
stern. Die Dreizehnjährige lebt bei 
Großmutter und erarbeitet sich bei 
Mutter das nötige Geld für Lebens- 
mittel. Die Achtjährige wächst in 
Wohlstand bei den Eltern auf, bis der 


Vater wegen mafıöser Geschäfte in Schwie- 
rigkeiten gerät und die Töchter entführt 
werden sollen. Das Road movie beginnt 
und damit auch die Geschichte der (zu- 
nächst) erzwungenen Annäherung der 
Schwestern, die sich bis dahin nicht sonder- 
lich mochten. Und die beiden erteilen den 
Erwachsenen eine Lektion. Viele Neben- 
rollen sind mit Filmemachern besetzt, was 
den Film zusätzlich interessant macht, und 
in einer der eindringlichsten Episoden, in 
der die Ältere ihr Können als Schützin un- 
ter Beweis stellt, spielt Bodrow jr. besser 
als in allen Filmen zuvor. 

Neben Ausländerfeindlichkeit (eine 
aserbaidschanische Familie hilft ihnen zu- 
erst, liefert sie dann aber der Polizei aus) 
ist kritisch anzumerken, daß das letzte 
Drittel nur aus Schießereien und einem an- 
geklebten Happy End besteht. Trotz nicht 
sehr akkurater Arbeit des Tonmeisters ıst 
der Soundtrack, der die Größen des russi- 
schen Rock versammelt, ein Meisterstück. 
Völlig zu Recht bekamen der Streifen in 
Sotschi den Preis als bester Debütfilm und 
die „Schwestern“ Oksana Akinschina und 
Katja Gorina den Darstellerpreis. Zu er- 
wähnen wäre noch der Spezialpreis für Kat- 
ja Charlamowas bereits im Forum der Ber- 
linale gezeigtes Debüt Tex oder Apologie ei- 
nes Kommentars. 

Der internationale Wettbewerb bot Kino 
vom Feinsten. Iva Svarcovas Als Großva- 
ter Rita Hayworth liebte erzählt, wie die 
l3jährige Hannah 1969 mit Eltern und 
Schwester aus der okkupierten CSSR in die 
BRD emigriert, doch zu ihrem Leidwesen 
ist der geliebte Großvater nicht mitge- 
kommen. Bereits bei den Grenzland-Film- 
tagen mit dem Publikumspreis ausgezeich- 
net, bestätigte der liebevoll-perfekt aus- 
gestattete Film bei seiner internationalen 
Premiere das große Potential mit Grand 
Prix und Fipresci-Preis. Vom Drehbuch 
dieses wie auch des serbischen Debütfilms 
Land of Truth, Love & Freedom können russi- 
sche Filmemacher sich einiges abgucken. 


Milutin Petrovic nimmt die Folgen des 
NATO-Bombardements zwar als Aus- 
gangspunkt seines Films — Boris, ein TV- 
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Cutter, sitzt in der Psychiatrie; per Ror- 
schach-Test soll eine Diagnose erstellt wer- 
den -, letztlich aber nur als ein Beispiel für 
das Ausleben von Männerphantasien und 
den daraus resultierenden Zustand der 
Welt. Die Bilder des Tests anımieren Bo- 
ris zu „seinem eigenen Film“, in dem es um 
Killer, Prostituierte und andere Gestran- 
dete geht - um Menschen. Um seine Psy- 
chose zu überwinden, muß die Wahrheit 
ans Licht, die zu Liebe und Freiheit führen 
wird. Ein weiterer Beweis dafür, daß intel- 
ligenter Film keine Frage des Geldes ist. 
In einer Nebenreihe zeigte das Festival 
auch Dokumentarfilme. Neben Michail 
Trofimenkos mit Gefühl komponiertem 
Debüt Musica Stricta über den Komponi- 
sten Nikolaj Karetnikow und die jüngere 
Vergangenheit Rußlands ein Muß: Tofik 
Schachwerdiews Marsch Pobedy über die Vor- 
bereitungen von Weltkriegs-VeteranInnen 
auf den alljährlichen Marsch des Sieges am 
9. Mai und ihre Erinnerungen. Einfach der 
beste russische Dokfilm des vergangenen 


Jahres! 


| Die Sommerurlauber können aber den Großteil 
der Filme in den derzeit wie Pilze aus dem Boden 
schießenden neuen Moskauer Kinos gucken, die 
auch technisch auf dem neuesten Stand sind. An- 
geblich soll der Eintritt erschwinglich sein für eine 
Nachmittagsvorstellung 20 Rubel. Zweifel sind 
angebracht, kostet doch eine Karte im rauen 
Petersburger Kino „Mirage“ nachmittags | 50 
und abends 200 Rubel (Durchschnittslöhne 
sind derzeit kaum zu ermitteln; Renten liegen 
bei 700 bis 1.200 Rubel, wotür allerdings Ver- 
günstigungen wie freie Fahrt mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln u.a. abgeschafft werden). 
"Unter dem Label „Kampf gegen die Oligaı 
chie“ wurde das unabhängige Medienunter 
nehmen - der TV-Sender NTW die Spielfilm 
produktion NTW plus, die Tageszeitung 
dem halbstaatlichen Kon 


Segodnja u.a 
zern Gasprom zugeschlagen und Eignei 
CG>usınski ‚erhaftet 
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Besonders schwer an 
den Folgen von ’68 
trägt, so ist vielfach 
in den Feuilletons zu 
lesen, offenbar das 
Lust- und Liebesle- 
ben. Das Phänomen 
trieb offenbar auch 
die Journalistin 
Mariam Lau um. 
Herausgekommen 
sind „Die neuen 
Sexfronten” - und 
iede Menge Unfug, 
meint Götz FABrY 


Mariam Lau: Die neuen Sexfronten. 
Vom Schicksal einer Revolution. Alex- 
ander Fest Verlag, Berlin, 2000, 224 
Seiten, 39,80 DM 
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otz oder gerade wegen der Omnipräsenz 
in der Wer- 
bung, überhaupt im Alltag steht es mit 


des Sexuellen in der Kunst, 


der sexuellen Zufriedenheit der Menschen in Eu- 
ropa nicht zum Besten. Statt der erwünschten 
Befreiung von Prüderie, 
Verklemmtheit und Lust- 
feindlichkeit habe die so- 
genannte sexuelle Revolu- 
tion ein Trümmerfeld von 
beziehungsunfähigen Ego- 
isten, zerrütteten Famili- 
en und vereinsamten Lust- 
molchen hinterlassen. — So 
lautet die Kritik, die man 
zum Beispiel aus den 1999 
erschienenen Romanen 
„Ausweitung der Kampf- 
zone“ und „Elementarteil- 
chen“ des französischen 
Autors Michel Houelle- 
becq herauslesen kann. 
Dessen Landsmann Jean- 
Claude Guillebauds nähert 
sich in der 
Lust“ dem Phänomen von theroretischer Seite 
und fragt, warum eigentlich zum Scheitern der 


„Iyrannei der 


sexuellen Revolution so hartnäckig geschwiegen 
werde. 

Diese Kritik macht sich, die französischen 
Vorbilder aufgreifend, hierzulande Mariam Lau, 
die ehemalige Kulturkorrespondentin der taz, zu 
eigen und zieht in ihrem kürzlich erschienenen 
Buch „Die neuen Sexfronten“ gegen die sexuelle 
Revolution selbst zu Felde. Leider vertut sie da- 
bei die Chance, die interessante und wichtige 
Frage nach dem Zustand der Sexualität am Be- 
ginn des 21. Jahrhunderts auch nur einigerma- 
Ben befriedigend zu beantworten. Denn statt 
einer analytischen Auseinandersetzung mit den 
empirischen und theoretischen Beiträgen, die im 
Dunstkreis der politischen und wissenschaftli- 
chen Debatten rund um die Sexualität entstan- 
den sind, liefert Lau nur dumme Polemik. 

Im Zentrum des Buches steht die Auseinan- 
dersetzung mit jenem Teil der Studentenbewe- 
gung, der mit der legendären Kommune 1 auch 
dem Muff in den deutschen Schlafzimmern den 
Kampf angesagt hatte. Den theoretischen Hin- 
tergrund dafür lieferte Herbert Marcuse mit der 
im Bestseller „Der eindimensionale Mensch“ 
vertretenen These von der „repressiven Entsubli- 


icht mehr euls 
: Polemik 


mierung“, die von Reimut Reiche in der Schrift 
„Sexualität und Klassenkampf“ systematisch 
entfaltet wurde. Marcuse hatte behauptet, daß 
die zunehmende Freizügigkeit in sexuellen Din- 
gen keine wirkliche Freiheit bedeute, sondern in- 
sofern repressiv wirke, als 
sie es den Individuen nur 
erleichterte, sich mit der 
kapitalistischen Gesell- 
schaftsordnung abzufin- 
den und keine unbeque- 
men Fragen zu stellen. 

Statt sich nun mit der 
These Marcuses eingehen- 
der zu befassen, die sich ja 
wie eine präzise Beschrei- 
bung unserer heutigen 
sexualökonomischen Ver- 
hältnisse liest, führt Lau 
Details aus der Biographie 
Marcuses an, die ihr geeig- 
net scheinen, seine Theo- 
rie ad absurdum zu führen. 
Marcuse, so schreibt sie, 
war Jude und stammte aus 
großbürgerlichem Elternhaus. Aufgrund dieser 
Herkunft, so die Autorin weiter, paßte er damit 
eigentlich denkbar schlecht zu den revoltieren- 
den Studenten. Außerdem sei Marcuses Tendenz, 
zwar das gesellschaftliche Ganze in den Blick zu 
nehmen, sich die konkrete Auseinandersetzung 
mit der sozialen Wirklichkeit aber zu ersparen, 
der Vorliebe der Studentenbewegung für die 
„großen Theorien“ entgegengekommen. Lau 
setzt sogar noch einen drauf: Marcuses Kritik 
an der Moderne sei unter dem Einfluß Heideg- 
gers entstanden; damit rücke er in gedankliche 
Nähe zu rechten Denkern wie Ernst Jünger und 
Arnold Gehlen. Diese im Grunde konservative 
Denkart habe von den 68ern bloß) niemand be- 
merkt oder bemerken wollen, was wiederum ein 
eindeutiges Licht auf die ideologisch verblende- 
ten Revoluzzer werfe. 

So schlampig wie hier breitet Lau fast alle ihre 
Argumente aus. Denn abgesehen von der Tatsa- 
che, daß in dem bereits 1968 erschienenen Band 
„Antworten auf Herbert Marcuse“ die gedankli- 
che Nähe zu den konservativen Kulturpessimi- 
sten durchaus Gegenstand der Kritik war und 
Marcuse selbst auf Jürgen Habermas’ Frage, wie 
Nähe Ar- 
nold Gehlens gerückt werde, antwortete, das 


er es finde, daß er von manchen in die 


Schwichow/Alexander Fest Verlag. Sony Music 
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nehme er in Kauf, ist Marcuses Kapita- 
lismuskritik ja nicht schon deswegen 
falsch, weil sie in gedanklicher Nähe zu 
Heidegger entstanden ist. Ein Vergleich 
mit einem Artikel Reimut Reiches aus dem 
Sammelband „Frankfurter Schule und Stu- 
dentenbewegung“ zeigt im übrigen, daß 
Lau dort den größten Teil ihres Kapitels 
über die Kommune | abgeschrieben hat, 
ohne daß diese Übernahme im Detail als 
Zitat kenntlich gemacht worden wäre. 

Ähnlich unqualifiziert wie der Abschnitt 
über Marcuse ist der über Wilhelm Reich, 
dem zweiten für die Studentenbewegung 
wichtigen Ideengeber im Hinblick auf die 
„sexuelle Revolution“. Auch hier hat die 
Autorin auf eine argumentative Auseinan- 
dersetzung mit dem Werk des Psychoana- 
lytikers zugunsten der biographischen Kol- 
portage verzichtet. Reichs Denken, so läßt 
sich Lau vernehmen, werde erst plausibel 
vor dem Hintergrund der „privaten Kata- 
strophe“ seiner Biographie. Wo das Leben 
verkorkst ist, so will sie uns glauben ma- 
chen, kann nur eine verkorkste Theorie ent- 
stehen. Und Verkorkstes gab es bei Reich 
reichlich: Nicht nur, daß er in die Köchin 
der Mutter verliebt war (Ödipus!), sondern 
später auch noch eine ehemalige Patientin 
heiratete. Auch hier breitet Lau nicht ihre 
eigenen Gedanken aus, sondern sie folgt 
der Biographie Harry Mulischs, der bereits 
die lebensgeschichtlichen Deutungsmuster 
anbot. 

Nun ist es in der Tat ein leichtes, sich 
insbesondere über Reichs zweite Lebens- 
hälfte, in der er die abstruse Orgon-Theo- 
rie ersann und auch praktisch umzusetzen 
versuchte, abfällig zu äußern und damit 
sein gesamtes Leben und Werk in einem 
ungünstigen Licht erscheinen zu lassen 
(was natürlich auch einen Schatten auf die- 
jenigen werfen soll, die sich seine Ideen zu- 
eigen gemacht haben). Schwieriger, aber 
weit ergiebiger wäre eine inhaltliche Aus- 
einandersetzung mit seinen Theorien, die 
ja nicht alle unter Irrsins-Verdacht stehen. 
So etwa, wie in kompeten- 
ten Darstellungen Helmut 
Dahmers (z.B. in „Libido 
und Gesellschaft“), der 
Reichs Sexualökonomie als 
wichtiges Projekt erkennt, 
welches auch — und gerade 
— heute wichtige gesell- 
schaftspolitische Impulse 
geben könnte. F K 

Um die Sache abzurun- 
den, macht sich Marıiam 
Lau schließlich über die 
Kommune | her, die beı ihr 


als „von Marcuse theore- 


Mariom Lau 
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tisch sanktioniertes Kinderparadies“ fır- 
miert. Auch diesmal müssen die Biogra- 
phien der Hauptdarsteller herhalten, um 
das ganze Projekt von vornherein als frag- 
würdig darzustellen. Oder wie sonst soll 
man verstehen, daß dem Publikum Dieter 
Kunzelmann vor allem als „Sparkassenlehr- 
ling“ und Rainer Langhans als abgebroche- 
ner „Jura-Student, der auch sonst ohne Stu- 
dien-Abschluß blieb“, präsentiert werden? 
Die von der Autorin gewünschten Assozia- 
tionen sind nicht schwer zu erraten: Spie- 
Biger Langweiler meets Taugenichts. 

Nun wäre das unverkennbar ironisieren- 
de Element ja noch als ganz amüsant zu 
ertragen, trüge es dazu bei, die Ergebnisse 
der sonstigen Analyse schlaglichartig zu er- 
hellen. Was aber leider nicht der Fall ist. 
Daß der Versuch, nicht nur die Sexualität 
zu entfesseln, sondern die Beschränkungen 
der sexuellen Freiheit als pars pro toto für 
eine immer noch unfreie Gesellschaft zu 
verstehen und dem entgegen zu leben in 
Form der Kommune 1 gescheitert ist, be- 
legt ja noch lange nicht, wie Mariam Lau 
uns weismachen will, daß die Fragestellung 
falsch war. 

Falsch jedenfalls sei das von den Homo- 


sexuellen angestrebte Modell der Trennung 


von Partnerschaft und Sex gewesen. Denn 


der Widerspruch zwischen trauter Zwei- 
samkeit einerseits und orgasmusoptimier- 
tem Sexmarkt andererseits sei der Grund 
für die „dramatischen und hysterischen Le- 
bensweisen“ der Schwulen, die dann zum 
Objekt der Karikatur würden und mit de- 
nen, so dürfen wir ergänzen, die Schwulen 
in den Köpfen heterosexueller Journali- 
stinnen wie Mariam Lau immer noch iden- 
tifiziert werden. „Von den Schwulen ler- 
nen heißt also wohl eher verlieren lernen‘, 
so das Fazit der verheirateten Autorin. 
Denn wie Studien zeigten, seien Ehepaare 
noch immer am zufriedensten mit ihrem 
Sex. Auch sonst liefert Laus Buch genau 
jenen Quark, den sie in der Gender-Theo- 


rie ausgemacht zu haben glaubt. 
Es verwundert kaum, 


daß Laus Werk im Stamm- 
verlag zahlreicher FAZ- 
AutorInnen erschien; Lau 
schreibt auch regelmäßig 
für Springers erzkonserva- 
tive Welr und verreißt dort 
gern sexualpolitische Bü- 
cher. Literaturchef der Welt 
ist Tilman Krause, Mitau- 
tor von Rainer Zirtelmanns 
‚Selbstbewußter Nation , 
eines Standardwerks der 


Neuen Rechten. 
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ohl in kaum einem Genre der populä- 

ren Musik hat es einen derartigen Um- 

bruch gegeben wie im traditionell 
männlich dominierten Country. Die maßgeblichen 
Innovationen dieser Sparte kamen in den letzten 
anderthalb Dekaden von Frauen. Da pflegt kei- 
ne Garde begabter jüngerer Musikerinnen in Ehr- 
furcht das Erbe der Clines, Wynettes, Lynns, Ron- 
stadts, Harris oder Partons und macht weiter, wie 
gewohnt. Die neuen Women of Country tragen 
nicht mehr bloß Männermusik vor, sondern tex- 
ten, komponieren, produzieren und bestimmen 
souverän über die (Frauen-)Bilder in ihren Vide- 
os, in denen bärtige Landmänner mit Fettansatz 
passe sind: Die haben gefälligst Lustobjekt zu sein. 
Schnulzen wie „Stand By Your Man“ der 1998 
verstorbenen Tammy Wynette wichen rockigen Ti- 
teln wie „He Thinks He’ll Keep Her“ von Mary 
Chapin Carpenter: Sie schmeißt ihren Alten nach 
dreizehn Jahren und drei Kindern einfach raus 
und sucht sich eine Arbeit. Daß eine Danni Leigh 
sich - sorry Madonnal — trotz hautenger Klamot- 
ten, verwegenem Cowboyhut und einem aggres- 
siven Hardcore-Honky-Tonk etablieren konnte, 
verdankt sie Pionierinnen wie Kathy Mattea: Ihr 
versuchte man Ende der 80er Jahre ein Weib- 
chen-Image zu verpassen, worauf sie kurzerhand 
das Label wechselte - mit Erfolg: Nicht, daß Patty 
Loveless, Pam Tillis, Trisha Yearwood oder Girlies 
wie Shania Twain und Le’Ann Rimes nicht auch 
Dame, Gattin, Mutter sein können - aber wann 
und wie sie selber wollen. 
Die Poetin unter den heutigen Country-Stars ist 
aber ohne Frage Mary Chapin Carpenter. Auch 
sie hat sich emanzipiert seit dem eher konventio- 
nellen Debütalbum Hometown Girl (1987; der 
Song „Downtown Train“ bescherte Rod Steward 
einen Welthit). Nun legt die | 958 in New Jersey 
Geborene ihr achtes Album Time/Sex/Love vor. 
Erstmals produzierte MCC in London, und zwar 
abermals eine CD, an der sich die Kolleginnen 
werden messen lassen müssen - nicht allein der 
samtenen Stimme wegen, die für ganz leise Töne 
prädestiniert und süchtig macht. Die Einspielung 
ist exzellentes Handwerk; ihre Kompositionen mi- 
xen Folk, Blues, Rock und Country; manch ein 
Detail erinnert an Lennon/Mc Cartney oder die 
Stones (schon auf ihrer 99er Best-Of-CD war Mick 
Jaggers „Party Doll“ zu hören). Auf A Place In 
The World (1996) ließ sie - ‚What If We Went To 
Italy“ — nicht mal Mandolinen aus. Die Texte der 
14 (an sich 15) neven Songs — ob Ballade oder 
Uptempos — sind noch philosophischer, subtiler 
geworden. „Accidents and inspiration lead you 
to your destination”, singt sie ın ‚The Long Way 
Home“. MCC ist längst nicht angekommen 

Fike Stedeteldt 


Ö + 


Hi. 

Guten Tag. Sie 
wünschen? 

Ich will mir mal mein 
Zimmer ansehen. 

Sie meinen das zu 
vermietende Zimmer. 
Ganz hübsch. Etwas 
dunkel. Na, wenn die 
Gardinen ab sind, 
wird es schon gehen. 
Die Bilder müssen 
auch runter. Da krie- 
ge ich nachts ja 
Alpträume. 


as Bett müssen 
wir drehen. Wenn 
Sıe mal mit anfas- 
sen würden. 
Ich bitte Sie. Warum denn 
das? 
Wegen der Erdstrahlen. 
Wenn Sie wollen, gucke ich 
mir Ihr Bett auch mal an. 
Nein, auf keinen Fall. 
Na gut, dann eben nicht. 
Die Tischdecke können Sie 
auch gleich mitnehmen. 
Aber Sie können doch nicht ... 
Gute Frau, nun bleiben Sie 
mal ganz cool. Alles in Ih- 
rem Interesse. 
Weshalb in meinem Interesse? 
Wenn ich da meinen Petro- 
leumkocher hinstelle und 
die Decke ist ja ... 
Ihren was? 
Also: Wenn ich da meinen 
Petroleumkocher hinstelle, 
und die Decke ist ja ziem- 
lich zippelig. Stellen Sie sich vor, wenn der um- 
kippt ... 
Um Himmelswillen. Wozu benötigen Sıe denn einen 
Petroleumkocher? Wo wohnen Sie denn jetzt? 
Immer schön der Reihe nach, gute Frau. Ist ja 
Ihr gutes Recht, daß Sie wissen wollen, mit wem 
Sie es zu tun haben. Zur Zeit wohne ich noch 
inne WG. 
In einer was? 
In einer Wohngemeinschaft. 
Ach, dann gehören Sıe wohl zu den Chaoten, die dau- 
ernd demonstrieren und Krawalle anzetteln? 
Wir zetteln doch nichts an. Höchstens, wenn so 
ein Bulle uns mal dämlich kommt ... 


Warum wollen Sie denn eigentlich raus aus Ihrer 
Wohngemeinschaft? Sie und Ihresgleichen scheinen mir 


dort doch recht gut aufgehoben. 

Auf die Dauer ist mir das inne WG einfach zu 
stressig. Ständig Stunk, wer den Müll runter- 
bringt, das dreckige Geschirr will auch keiner 
wegmachen, und die Waschmaschine ist auch im 
A... eh. ich meine im Eimer. Sie haben doch eine 


Waschmaschine? 


Ja, aber a 


Härte ich auch nicht anders erwartet. Also, und 
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dann die Schikanen von 
dem Vermieter. Mal stellt 
er den Strom ab, dann wie- 
der dreht er den Gashahn 
zu. — Deshalb auch der Pe- 
troleumkocher! — Echt ät- 
zend der Mann. Bloß we- 
gen der paar ausstehenden 
Monatsmieten. Studenten 
müssen sich ganz genau 
überlegen, wofür sie ihr 
Geld 


ausgeben. Prioritäten set- 


schwerverdientes 


zen, wenn Sie verstehen, 
was ich meine. 

Ich müßte schon daranf beste- 
hen, daß Sie die Miete pünkt- 
lich zahlen. 

Aber klaro! Ich hab doch 
jetzt einen Nebenjob. 
Aha. 

Telefon ist ja wohl vorhan- 
den. 

Ja, in meinem Zimmer, aber... 
Ist zwar etwas ungünstig, 
aber es wird schon gehen. Sie müßten mich dann 
bloß holen, wenn es klingelt. Und wenn es Ihnen 
peinlich ist, dann können Sie ja in die Küche ge- 
hen. 

Was soll ich denn in der Küche? Und was soll mir 
peinlich sein? 

Na ja, manche Frauen in Ihrem Alter reagieren 
bei Telefonsex etwas genierlich. 

Wovon reden Sie überhaupt? 

Telefonsex! Ich schalte so eine Anzeige in einer 
Zeitung: „Daisy stöhnt live zu Hause“ oder so 
ähnlich. Dahinter kommt Ihre Telefonnummer. 
Immer, wenn dann die Anrufe kommen, röchele 
ich in den Apparat, daß die Kerle denken, Ostern 
und Weihnachten fallen auf einen Tag. Soll ich 
mal ...? 

Hören Sie sofort auf! Ich will davon nichts hören! 
Aber das wird prima bezahlt. Um Ihre Miete 
brauchen Sie sich überhaupt keine Sorgen ma- 
chen. 

Machen Sie, daß Sie rauskommen. Das Zimmer ist 
bereits vermietet. Mir liegt die Moral näher als die 
Miete. Wir sind ein seriöses Hans! 

Da mach ich hier stundenlang Konversation . 


Na, nichts für ungut. Einen schönen Abend noch. 


örst du’s auch? 

Was? 

Na da drüben ... Alles ruhig. 
Wie soll ich was hören, wenn alles ruhig ist? 
Es ist aber merkwürdig ruhig. 
Du hast vielleicht Sorgen, nachts um halb eins. 
Eben. Es ist nachts um halb eins und der hat 
noch nicht gebrüllt. 
Wird er sich halt vorher verausgabt haben. 
Nein. 
Was, nein? 
Hat er nicht. Die waren den ganzen Tag still. 
Die waren eben zur Arbeit. 
Quatsch! Das hätte man doch gehört. Wo 
die sich jeden Morgen angiften. 
Was du alles mitkriegst. 
Wıe soll ich das nicht mitkriegen? Immer 
dasselbe. Punkt sieben Türknallen. Dann te- 
lefoniert er ‘ne Viertelstunde. Hundert Phon. 
Und dann kommt sie ins Spiel. Schreit er sie 
.” an: „Unmöööglich ist das, unmööög- 
ich!!" 


Minuten später ... 


Was machen die eigentlich, ich meine beruflich? 

Selbständig. Vertreter oder sowas. 

Woher willste denn das nun wieder wissen? 

Das sieht man doch! Das lange Elend im Prä- 

sent-20-Anzug und dem schwarzen Walla- 

Walla-Mantel drüber vorm Fahrstuhl ... Der 

Weltmann aus der Provinz. Mobiltelefon 

rechts, Aktenkoffer links. Sie hinterher mit 

noch ‘nem Koffer. 

Außerst wichtig. 

Mmh. Da wird doch nichts passiert sein 
Na ja, ich an ihrer Stelle hätte ihm ja 

schon längst mal ... Er sagt ja immer, sie ist 

zu nix zu gebrauchen. 

Ach was. 

Ja. Neulich hat er gesagt, sie würde mit dem 

Hintern einreißen, was er aufbaut. Irgend- 

wic hat sie 'nen Brief falsch geschrieben, der 

sähe aus wie der letzte Wisch, sagt er. 

Das hast du gehört? 

Sicher. Und ab jetzt bliebe sie gefälliest zu 

Hause, wo sie den ganzen Tag nur Schelle 

baut. 


Und was hat sie geantwortet? 


Weiß nicht. 

Ich denke, du hörst alles? 

Nein, nur seine Eunuchenstimme. Sie heilt 
übrigens Monika. 

Ach so, Monika. ... Ich würd jetzt eigentlich gern 
schlafen. 

Am tollsten isses ja, wenn sie Besuch haben. 
Ungemein heiteres Klima da drüben. Um elf 
gehn die Gäste. Kaum ist der Fahrstuhl weg, 
kracht die Tür ins Schloß und der Tanz be- 
ginnt: „Blöde Kuh, sowas zu erzählen! 
Machst mich hier zum Heinz.“ Zwei Stun- 
den das Ganze. Wieder Türknallen und Ruhe 
ım Karton. 

Klingt ja wie 'ne muntere Sado-Maso-Beziehung. 
... Halt mal, jetzt hab ich was gehört. Irgend so'n 
Grunzen. Ist hier nebenan deren Schlafzimmer? 
Nee, gute Stube. Wieso? 

Mmb. Vielleicht hat sie ihm was in den Kaffee 
gemacht, dann an den Stuhl gefesselt und gekne- 
belt und ist danach für eine Woche weggefahren? 
Und er ist jetzt umgekippt mit dem 5 tuhl und robbt 
gerade durchs Zimmer... 

Du spinnst! 

Mit wem geht denn hier mitten ın der Nacht die 
Phantasie durch? Roald Dahl die Zweite! An- 
statt froh zu sein, wenn die sich endlich die Köppe 
einschlagen, hältste mich hier vom 5 chlafen ab. 
Scheusal! 

Ja ja, biste nun endlich still? — Nacht! 


Minuten später ... 


4 
Was ist eigentlich aus der Geu erbeanmeldung ge- 


worden ? 
Die wolltest du doch abgeben. 


Wie bitte?! .. | 
Eiki Stedefeldt 
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Anzeigen 
Spendenaufruf 


Vom 17. bis 19. Mai demonstrierten 
in Berlin etwa 1000 Flüchtlinge ge- 
gen die 1982 eingeführte Residenz- 
pflicht. Da die meisten lediglich ein 
Taschengeld von 80 DM pro Monat 
bekommen, bittet die Koordination der 
Kampagne um Spenden zur Refinan- 
zierung von Anreise und Verpflegung. 
Spendenkonto: Forschungsgesell- 
schaft Flucht und Migration (FFM) e.V., 
Konto Nr. 610024264 (Stichwort: 
Residenzpflicht) bei der Berliner Spar- 
kasse, BLZ 10050000. Es können 


Spendenauittungen ausgestellt werden. 


datenbarkdliınks 
MAadıkalaemgpublikationen 


"you can't know everything - 
but you can find it..." 


thematische Online-Recherche 
von Artikeln linker Zeitschriften 


www.nadir.org/dataspace 
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